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Bonn, den 30. August 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Umweltschutzpolitik der Europäischen Gemein- 
schaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

eine Erste Mitteilung der Kommission über die Politik der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes. 

Diese Kommissionsmitteilung ist mit Schreiben des Herrn Prä- 
sidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. August 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Kommission hat die Mitteilung zur Information auch dem 
Europäischen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß übersandt. 

Die Kommission wird später unter Berücksichtigung der erhal- 
tenen Hinweise konkrete Vorschläge an den Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften für die Verwirklichung der in 
der Mitteilung genannten Ziele ausarbeiten. 

Behandlung im Rat ist daher noch nicht abzusehen. 


Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorwort 

Das vorliegende Dokument stellt eine erste Mitteilung der Kommission über 
die Gesamtheit der Probleme des Umweltschutzes dar. Sie ist dazu bestimmt, 
an die zuständigen Verwaltungen sowie an die verschiedenen interessierten 
wirtschaftlichen und beruflichen Stellen sowohl in den Mitgliedstaaten als auch 
in den beitrittswilligen Ländern gesandt zu werden, um alle zweckmäßigen 
Bemerkungen und Vorschläge einzuholen. 

Diese Mitteilung wird gleichfalls zur Information dem Europäischen Parlament, 
dem Ministerrat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß übergeben. 

Die Kommission wird später unter Berücksichtigung der erhaltenen Hinweise 
konkrete Vorschläge an den Ministerrat für die Verwirklichung der in der Mit- 
teilung genannten Ziele ausarbeiten. 
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Erste Mitteilung der Kommission über die Politik der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes 


I. Die Gemeinschaft und 

die Probleme des Umweltschutzes 


1. Kurzer Überblick über den Problemkreis 

Die Erhaltung und Verbesserung der Umwelt, das 
heißt — nach einer allgemein anerkannten Defi- 
nition — der Gesamtheit der Gegebenheiten, die in 
komplexem Zusammenwirken Lebensraum, Milieu 
und Lebensbedingungen des Menschen und der Ge- 
sellschaft bilden, ist eine der vordringlichsten Auf- 
gaben, der sich die Gemeinschaft und ihre Mitglieds- 
länder — wie alle hochindustrialisierten Länder — 
heute gegenüberstehen. 

Die Aufgabe erfordert es, daß unverzüglich Studien 
und Forschungen durchgeführt sowie Entscheidungen 
vorbereitet und verwirklicht werden, um folgende 
Ziele zu erreichen: 

— Eindämmung (und, soweit möglich, Ausschaltung) 
der schädlichen Auswirkungen des technischen 
Fortschritts und der wirtschaftlichen und sozialen 
Tätigkeiten überhaupt auf die Umwelt, wobei 
allerdings der Umweltschutz nicht zu einer gene- 
rellen Bekämpfung des Wirtschaftswachstums 
und des Fortschritts führen kann; 

— Erhaltung der natürlichen Versorgungsquellen, 
die bereits knapp sind oder Gefahr laufen, knapp 
oder unbrauchbar zu werden, durch Überwa- 
chung des Gleichgewichts der ökologischen Sy- 
steme der Biosphäre; 

— Umweltplanung vor allem zur Bekämpfung der 
schädlichen Auswirkungen der zunehmenden Be- 
völkerungszusammenballung in den Städten; 

— Lenkung und gegebenenfalls Förderung des 
Fortschritts entsprechend den wirklichen Bedürf- 
nissen des Menschen nicht nur in quantitativer, 
sondern auch in qualitativer Hinsicht. 

Die Steigerung der Produktion und des Verbrauchs, 
der Wirkungsgrad der modernen Technik, das rasche 
Wachstum der städtischen Ballungsräume, die be- 
schleunigte Bevölkerungszunahme — alles Ergeb- 
nisse oder Zeichen des wirtschaftlichen Fortschritts 

— gehen immer mehr Hand in Hand mit einer Schä- 
digung der natürlichen Versorgungsquellen und des 
natürlichen Lebensraums, während gleichzeitig das 
Wohlergehen, das doch der hauptsächliche Gewinn 
aus diesem Fortschritt sein sollte, abnimmt. 


2. Rolle der Gemeinschaft 

2.1. Verbesserung der Lebensbedingungen 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten müssen 
daher nicht nur den schädlichen Aspekten der im 
Gang befindlichen Umwandlungen immer mehr Be- 
achtung schenken, sondern darüber hinaus die erfor- 
derlichen Anstrengungen unternehmen, damit der 
wirtschaftliche und soziale Fortschritt, der das Ergeb- 
nis ihrer Tätigkeit ist, der Hebung des Lebensstan- 
dards und der stetigen Verbesserung der Lebens- 
bedingungen dient ^). Die qualitative Verbesserung 
dieser Lebensbedingungen durch einen wirksamen 
LTmweltschutz und durch Umweltplanung sind zur 
Zeit ein wesentlicher Aspekt der „harmonischen 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der 
Gemeinschaft", die nach Artikel 2 des Vertrags eine 
Aufgabe der Gemeinschaft ist. 

Der Rat und die Regierungen der Mitgliedstaaten 
haben am 9. Februar 1971 ihren Willen zur Verfol- 
gung dieses Ziels im dritten Programm für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik erneut bekräftigt. 

In Kapitel 1, Abschnitt C dieses Programms heißt es: 
„Die Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft kann sich 
nicht darauf beschränken, nur die beiden Ziele 
Wachstum und Stabilität anzustreben. Sie erhält 
ihren Sinn durch den Beitrag, den sie zur Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen leistet; sie muß sowohl 
auf eine Anhebung des materiellen Lebensstandards 
als auch auf eine Verbesserung der qualitativen Le- 
bensbedingungen abzielen. Ferner muß sie insbe- 
sondere zur Verstärkung der Solidarität zugunsten 
der benachteiligten sozialen Gruppen beitragen." 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten müssen 
ihre Bemühungen künftig nicht so sehr auf die Er- 
zielung eines einfachen Kompromisses zwischen 
einer Politik des wirtschaftlichen Wachstums und 
einer Verbesserung der Umweltverhältnisse als viel- 
mehr auf die Festlegung einer neuen Haltung aus- 
richten. Sie müssen mehr die qualitativen als die 
quantitativen Aspekte des technologischen Fort- 
schritts beachten, die Belastung der Gesellschaft 
durch die Umweltschädigung berücksichtigen, öko- 
logische Faktoren in wirtschaftspolitische Program- 
me und Entscheidungen einbeziehen, zu finanziellen 
Opfern für Umweltschutz und Umweltgestaltung be- 
reit sein, die vorhandenen Institutionen so umge- 


Vgl. Präambel des EWG-Vertrags: „ ... in dem Vor- 
satz, die stetige Besserung der Lebens- und Beschäfti- 
gungsbedingungen ihrer Völker als wesentliches Ziel 
anzustreben ..." 
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stalten, daß sie in der Lage sind, Probleme zu behan- 
deln und zu lösen, die oft den traditionellen politi- 
schen und wirtschaftlichen Rahmen sprengen. In 
einer Gesellschaft mit wachsender Bevölkerungs- 
dichte und zunehmender Urbanisierung und Indu- 
strialisierung darf die Umwelt nicht mehr nur als 
„Außen-Welt" betrachtet werden, deren Wirkungen 
und Eingriffen man ausgesetzt ist, sondern als eine 
Gegebenheit, die von der Gestaltung und Förderung 
des menschlichen Fortschritts nicht zu trennen ist. 
Umweltschutz und Umweltgestaltung müssen als 
wahrhaft zivilisatorische Verpflichtung künftig als 
eine wesentliche Aufgabe der Europäischen Gemein- 
schaft betrachtet werden. 

2.2. Spezifische wirtschaftliche und 
regionale Aufgaben 

Darüber hinaus berühren die aus der Zerstörung des 
natürlichen Lebensraums und der Verschlechterung 
der Lebensbedingungen entstehenden Probleme die 
Gemeinschaft auch auf Grund einiger besonderer 
Aufgaben, welche ihr die Verträge zuweisen. 

Da die Schädigungen der Umwelt nicht an den Gren- 
zen haltmachen und da ferner die Maßnahmen zu 
ihrer Verhinderung wirtschafts- und handelspoliti- 
sche Konsequenzen haben, müssen diese auf inter- 
nationaler Ebene und zuallererst auf der Ebene der 
Gemeinschaft getroffen werden. Die Verhinderung 
oder auch nur die Einschränkung der Umweltschäden 
wird in einigen Fällen ganz beträchtliche finanzielle 
Aufwendungen notwendig machen. Der Umwelt- 
schutz erfordert vor allem Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten, die Errichtung eines Netzes von Be- 
obachtungs- und Kontrollstationen sowie neue 
industrielle Investitionen (Laboratorien, Kläranla- 
gen, neue Werksanlagen). Diese Ausgaben werden 
um so höher sein, je strenger die von den Behörden 
festgelegten Umweltschutznormen sein werden. 
Durch die von einem Land beschlossenen Maßnah- 
men können daher bestimmte Wirtschafts- und 
Industriezweige dieses Landes benachteiligt werden, 
falls die Konkurrenz die Umweltbelästigung weni- 
ger ernst nimmt oder bei der Verteilung der durch 
den Umweltschutz entstehenden Lasten anders ver- 
fährt. 

Solche Verzerrungen müssen durch internationale 
Abmachungen verhindert werden. Ihre Vermeidung 
ist jedoch besonders dringlich und notwendig in 
einer Gemeinschaft, die bereits über einen einheit- 
lichen Markt verfügt und darüber hinaus eine Wirt- 
schaftsunion anstrebt. Disparitäten zwischen den 
Maßnahmen der einzelnen Mitgliedsländer als 
Folge einer unterschiedlichen Auffassung über die 
Auswirkungen der Umweltschädigung, die anzustre- 
benden Ziele oder die Verteilung der durch den 
Umweltschutz entstehenden Lasten würden notwen- 
digerweise zu Wettbewerbsverzerrungen und zu 
einer uneinheitlichen Investitionspolitik führen, die 
mit dem einwandfreien Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes unvereinbar wären. 

Ebenso schaffen Unterschiede zwischen den Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für Produkte, die an 


sich oder durch ihre Verwendung bestimmte Um- 
weltbelästigungen verursachen können, technische 
Handelshemmnisse, die zwischen den Mitgliedstaa- 
ten nach den Bestimmungen des EWG-Vertrags und 
zwischen der Gemeinschaft und Drittländern gegebe- 
nenfalls durch internationale Abmachungen besei- 
tigt werden müssen. 

Die zunehmenden gewerblichen und landwirtschaft- 
lichen Tätigkeiten, die Zusammenballung der Be- 
völkerung in ständig wachsenden Städten und die 
Verwendung immer größerer Flächen für Freizeit 
und Erholung machen die rationelle Nutzung des 
verfügbaren geographischen und wirtschaftlichen 
Raumes und der natürlichen Versorgungsquellen 
unumgänglich. Diese letzteren, die bisher unbegrenzt 
und kostenlos verfügbar schienen, stellen künftig 
seltene und kostspielige Wirtschaftsgüter dar, die 
geschützt und erhalten werden müssen. 

Es muß verhindert werden, daß sich die gegenwär- 
tigen technischen, wirtschaftlichen und soziologi- 
schen Veränderungen negativ auf die Qualität der 
Umwelt auswirken; man muß sie im Gegenteil aus- 
nützen, um eine Verbesserung und Neugestaltung 
der Umwelt zu erreichen. Die Bedeutung dieser Ver- 
änderungen in den kommenden Jahren läßt den Ge- 
danken zu, daß die Qualität des natürlichen und 
städtischen Milieus, in dem die Europäer in zwanzig 
oder dreißig Jahren leben werden durch die heute 
verfolgte Politik weitgehend positiv oder negativ 
beeinflußt werden kann — mit allen positiven oder 
negativen Konsequenzen, die sich daraus für das 
soziale und zivilisatorische Gleichgewicht ergeben 
können. 

Angesichts ihrer großen Bevölkerungsdichte muß 
die Gemeinschaft diesen Problemen schon jetzt 
große Aufmerksamkeit schenken, denn diese Ver- 
änderungen vollziehen sich rasch, und die Ausarbei- 
tung und Verwirklichung von Plänen, die sich auf 
ausführliche Prospektivstudien stützen, erfordert 
viel Zeit. 

Die Größe des Gemeinschaftsgebiets, die natürliche 
Verschiedenheit der einzelenen Gegenden und die 
unterschiedliche Verteilung der Bevölkerung und 
der Wirtschaftstätigkeit^) sowie die durch die Ver- 
träge vorgeschriebene Beseitigung der Hindernisse 
für den freien Verkehr von Personen, Dienstleistun- 
gen und Kapital zwingen zur Lösung der für alle 
Mitgliedstaaten bestehenden Umweltprobleme, 

Schließlich bestehen dringliche, sofort in Angriff zu 
nehmende Probleme, wie zum Beispiel die Reinhal- 
tung und der Ausbau der Wasserläufe, die wie Rhein 
und einige seiner Nebenflüsse, mehrere Mitglied- 
staaten durchfließen, oder die Reinhaltung der 
Meere, wie etwa des Mittelmeers und der Nordsee, 


Die Bevölkerungsdichte beträgt im Mittel 163 Einwoh- 
ner pro km^ und ist somit eine der größten der Welt 
auf einer so großen Fläche. 

Die Bevölkerungsdichte schwankt zwischen mehr als 
1000 Einwohnern pro knF im holländischen Randstaat 
und im Ruhrgebiet, 33 Einwohnern pro km^ im Aosta- 
Tal und 15 Einwohnern pro km^ im französischen De- 
partement Basses Alpes. 
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die ein gemeinsames Kapital für sämtliche Mitglied- 
staaten darstellen. Ein solches Vorhaben kann nur 
durch die Ausarbeitung und Durchführung gemein- 
samer Beschlüsse über die anzustrebenden Ziele, die 
erforderlichen Lösungen und die einzusetzenden 
Mittel zufriedenstellend realisiert werden. 


II. Allgemeines Aktionsprogramm 

1. Die Verwirklichung der vorstehend beschriebe- 
nen Ziele und Aufgaben erfordert die Erstellung 
eines umfassenden und gleichzeitig konkreten Ak- 
tionsprogramms der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes. Dieses Programm müßte im 
einzelnen folgende Punkte umfassen: 

1. Erlaß von Vorschriften auf Gemeinschaftsebene 
zur Verringerung oder Beseitigung der Gefahren 
infolge Umweltverschmutzung und Umweltbelä- 
stigung für die Gesundheit und das Wohlergehen 
des Menschen. Diese Aktion würde den Schutz 
der öffentlichen Volksgesundheit und der Um- 
weltgüte in der Gemeinschaft ermöglichen, ohne 
neue Handelshemmnisse oder Wettbewerbsver- 
zerrungen zwischen den Mitgliedstaaten zu schaf- 
fen. 

2 Errichtung eines Beobachtungsnetzes auf Gemein- 
schaftsebene für Wasser-, Luft- und Bodenver- 
schmutzung auf der Grundlage der bereits beste- 
henden oinzelstaatlichen Einrichtungen und 
Schaffung einer gemeinsamen Zentralstelle für 
die Verarbeitung der Beobachtungsergebnisse, 
um der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
vollständige und vergleichbare Informationen 
über die Verschmutzungsgrade zu verschaffen 
und eine wirksame Kontrolle der gemeinsamen 
Vorschriften zu gewährleisten. 

3. Erstellung eines koordinierten Forschungspro- 
gramms und eventuelle finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft an dessen Durchführung zu dem 
Zweck: 

— die Kenntnisse über die Verschmutzungsphä- 
nomene, die für den Erlaß der unter Punkt 1. 
vorgesehenen Gemeinschaftsvorschriften er- 
forderlich sind, zu vertiefen; 

— die unter Punkt 2 erwähnten Methoden und 
Meßtechniken zu verbessern; 

— neue, weniger oder gar nicht verschmutzungs- 
wirksame Produkte und industrielle Verfah- 
ren zu erforschen und zu entwickeln. 

h Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit dem 
Ziel, die Überwachung der Einhaltung der Vor- 
schriften gegen die Verschmutzung durch die 
Einzelpersonen sowie die Strafmaßnahmen bei 
Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften zu 
harmonisieren und zu verstärken. 

5. Gewährung finanzieller Hilfen für Einzelaktionen 
zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung auf 
regionaler oder sektorieller Ebene. 


6. Erhaltung und Entwicklung des Lebensraums, der 
Versorgungsquellen und der natürlichen Umwelt 
der Gemeinschaft, insbesondere im Rahmen der 
Landwirtschafts- und Regionalpolitik. 

7. Förderung der Landschaftsplanung für bestimmte 
Gebiete, die von allgemeinem Interesse für die 
Gemeinschaft sind (z. B. das Rheineinzugsgebiet 
und die Seeküsten), sowie finanzielle Beteiligung 
an der Errichtung und der Tätigkeit von Kontroll- 
und Planungsstellen für diese Gebiete. 

8. Teilnahme der Gemeinschaft als solcher an den 
Arbeiten internationaler Organisationen zur Er- 
haltung der natürlichen Güter der Welt und die 
Vermeidung von Hemmnissen im internationalen 
Handel. Eine solche Aktion würde der Gemein- 
schaft die Möglichkeit geben, ihre spezifischen 
Interessen geltend zu machen. 

9 Studium der Zweckmäßigkeit der Schaffung eines 
Europäischen Instituts für Umweltschutz unter 
Berücksichtigung der verschiedenen in den Mit- 
gliedstaaten im Gange befindlichen Initiativen. 
Die Rolle eines solchen Instituts könnte darin 
beruhen, auf Gemeinschaftsniveau eine Koordi- 
nation der Studien und Forschungen sicherzu- 
stellen, die in der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes unternommen werden zum 
Zwecke der: 

— Vertiefung der Überlegungen über die Ver- 
besserung der Lebensbedingungen durch Stu- 
dien oder durch Veranstaltungen von Semi- 
naren und Konferenzen sowie Ausarbeitung 
eines europäischen Zivilisationsmodells; 

— Erstellung einer Bilanz der natürlichen Ver- 
sorgungsquellen der Gemeinschaft und Aus- 
arbeitung eines langfristigen allgemeinen 
Bewirtschaftungs- und Entwicklungsplans für 
diese Versorgungsquellen; 

— Sammlung, Verarbeitung, Vervollständigung 
und Verteilung der Informationen und Aus- 
künfte über Umweltfragen auf Gemeinschafts- 
ebene, und zwar insbesondere der Informa- 
tionen über neue Techniken und Verfahren, 
die zur Einschränkung der Umweltverschmut- 
zung dienen können; 

— Veranstaltung von — vor allem nachakade- 
mischen — Ausbildungskursen auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes. 

2. Erforderliche Mittel 

Zur Verwirklichung dieses Programms muß die Ge- 
meinschaft sich nicht nur auf bereits gegebene Ar- 
beiten und Infrastrukturen auf nationaler Ebene 
stützen können, sondern sie muß darüber hinaus auf 
Gemeinschaftsebene über geeignete Aktionsmittel 
rechtlicher und finanzieller Art verfügen. 

2.1. Rechtliche Mittel 

Die Verträge geben der Gemeinschaft nur sehr 
wenige Handhaben. Eine detaillierte Analyse der 
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bisherigen Tätigkeiten der drei Gemeinschaften auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes findet sich in An- 
lage A zum vorliegenden Dokument. Diese Analyse 
zeigt, daß die Gemeinschaften nicht völlig einer ge- 
wissen Erfahrung und gewisser Aktionsmittel zum 
Schutze und zur Verbesserung der Umwelt entbeh- 
ren^). Sie läßt jedoch deutlich erkennen, daß die 
Aktionsmittel, über die die Europäische Gemein- 
schaft verfügt, wenn auch nicht ganz unbedeutend, 
so doch auf bestimmte Sektoren und Probleme be- 


'‘l Diese Analyse läßt sich wie folgt zusammenfassen: 

— Rechtlich gesehen bietet der EGKS-Vertrag in sei- 
nen Artikeln 54 und 55 die Möglichkeit, die Durch- 
führung von Investitionsprogrammen zu erleichtern 
und die technische und wirtschaftliche Forschung 
für die Produktion und die Steigerung des Ver- 
brauchs von Kohle und Stahl sowie für die Be- 
triebssicherheit in diesen Industrien zu fördern. 
Der Euratom-Vertrag enthält ein ganzes Kapitel 
(Kapitel III) über den Gesundheitsschutz gegen die 
Gefahren ionisierender Strahlungen, das die Fest- 
setzung von Grundnormen und ihre periodische 
Überprüfung, die Überwachung der Beachtung die- 
ser Normen sowie der Radioaktivität des Bodens, 
der Luft und des Wassers, die Stellungnahme der 
Kommission zu Plänen zur Ableitung radioaktiver 
Stoffe, die Möglichkeit des Erlasses von Richtlinien 
durch die Kommission in dringenden Fällen und die 
Gründung einer Studien- und Dokumentationsabtei- 
lung für Fragen des Gesundheitsschutzes vorsieht. 
Der EWG-Vertrag schließlich ermächtigt den Rat in 
seinem Artikel 100, einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission Richtlinien für die Angleichung derje- 
nigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten zu erlassen, die sich unmittelbar 
auf die Errichtung oder das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken. 

Diese unmittelbare Auswirkung kann sich darin 
zeigen, daß die Unterschiede zwischen den Rechts- 
vorschriften oder das Bestehen von Rechtsvorschrif- 
ten in einigen Mitgliedstaaten für Bereiche, die in 
den anderen Staaten nicht geregelt sind, technische 
Handelshemmnisse (der Rat hat ein allgemeines 
Programm zu deren Beseitigung festgesetzt) mit 
mit sich bringen oder daß die Erfordernisse, denen 
die Unternehmen eines bestimmten Sektors in 
einem Mitgliedstaat entsprechen müssen, zu einer 
Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen dieser 
Unternehmen gegenüber den Unternehmen der 
Mitgliedstaatcn, die keine gleichartigen Erforder- 
nisse festgesetzt haben, führen können. 

In bestimmten Fällen können auch die Artikel 101 
und 102 geltend gemacht werden. 

— Was die finanziellen Mittel betrifft, so bietet der 
EGKS-Vertrag im Bereich Kohle — Stahl die Möglich- 
keit zur Bewilligung von Krediten oder Garantien, 
um die Durchführung von Investitionsprogrammen 
zu erleichtern und Forschungsarbeiten, insbesondere 
durch Zuweisung von Mitteln aus den in Artikel 50 
vorgesehenen Umlageerhebungen, zu finanzieren. 
Der Euratom-Vertrag sieht die Finanzierung von 
Forschungsarbeiten im Rahmen des Forschungs- und 
Ausbildungsprogramms vor. 

Schließlich kann auch die Teilnahme des EAGFL 
an der Finanzierung von Maßnahmen, wie insbe- 
sondere Entschädigung für die Einstellung landwirt- 
schaftlicher Betriebe, Investitions- und Berufsum- 
schulungsbeihilfen, zur Landschaftsplanung für Er- 
holungsgebiete und zur Erhaltung der natürlichen 
Umwelt in bestimmten Gebieten, wie Gebirgs- 
gegenden, beitragen. 


schränkt sind und daß sie außerdem — je nach den 
Verträgen — von unterschiedlicher Natur und un- 
gleicher Bedeutung sind. 

Was den EWG-Vertrag betrifft, so ermöglichen die 
gegenwärtigen Bestimmungen der Artikel 100, 101 
und 102 lediglich eine indirekte und unvollständige 
Inangriffnahme der Probleme des Umweltschutzes. 

Artikel 100 ermächtigt die Gemeinschaft zum Erlaß 
von Richtlinien lediglich in dem Falle, daß einzel- 
staatliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften sich 
unmittelbar auf die Errichtung oder das Funktionie- 
ren des Gemeinsamen Marktes auswirken. Dieser 
Artikel zielt nicht unmittelbar auf den Gesundheits- 
schutz oder die Verbesserung des sozialen Wohl- 
ergehens hin. 

Außerdem ermächtigt dieser Artikel die Gemein- 
schaft nur dann zu einem Eingreifen, wenn die Ma- 
terie bereits durch einzelstaatliche Vorschriften ge- 
regelt ist. Im übrigen sieht er für die Ausarbeitung 
von Richtlinien ein Verfahren vor, das auf der 
Ebene der Kommission und des Rates zahlreiche 
Konsultationen und Anhörungen erfordert und das 
deshalb, wie die praktischen Erfahrungen gezeigt ha- 
ben, trotz aller Anstrengungen nur sehr langsam ab- 
gewickelt werden kann. Schließlich mündet die Aus- 
arbeitung von Richtlinien im allgemeinen in die An- 
nahme von Kompromissen, die mit den im wesent- 
lichen menschlichen und sozialen Zielen des Umwelt- 
schutzes wenig vereinbar sind. 

Artikel 101 wurde bisher so interpretiert, wie es sich 
aus dem Spaak-Bericht ergibt, d. h. daß dieser Arti- 
kel nur die „spezifischen" Verzerrungen betreffe. 
Eine solche spezifische Wettbewerbsverzerrung liegt 
jedoch nur dann vor, wenn in einem bestimmten Mit- 
gliedstaat einige Unternehmen oder Industriesekto- 
ren gegenüber anderen Wirtschaftsunternehmen des- 
selben Landes begünstigt oder benachteiligt sind und 
in den anderen Mitgliedsländern kein gleichartiger 
Behandlungsunterschied festzustellen ist. Artikel 101 
kann ebensowenig wie Artikel 100 zur Begründung 
vorbeugender Aktionen herangezogen werden. 

Artikel 102, der seinerseits die Kommission zu 
einem Eingreifen ermächtigt, wenn zu befürchten ist, 
daß der Erlaß oder die Änderung einer einzelstaat- 
lichen Bestimmung eine Wettbewerbsverzerrung 
verursacht, läuft auf nichts anderes hinaus als auf 
die Abgabe einer Empfehlung an die Mitgliedstaa- 
ten, gleichartige Maßnahmen zu treffen. 

Es hat somit den Anschein, daß die Befugnisse der 
Gemeinschaft nicht ausreichen, um die rechtsset- 
zende Tätigkeit der Mitgliedstaaten mit der Dring- 
lichkeit, wie sie der Schutz der menschlichen Gesund- 
heit und der Umwelt erfordert, zu koordinieren, es 
sei denn, daß diese Tätigkeiten zu Handelshemmnis- 
sen oder Wettbewerbsverzerrungen führen. 

Zur vollständigen Verwirklichung der obengenann- 
ten Ziele sollte die Gemeinschaft die Befugnis haben, 
in diesen Bereichen Verfügungen zu erlassen, die in 
den einzelnen Mitgliedsländern direkt anwendbar 
sind und die nach ihrer Annahme an die Stelle der 
bestehenden nationalen Bestimmungen treten oder 
Lücken in der jeweiligen nationalen Gesetzgebung 
schließen würden. 
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2.2. Finanzielle Mittel 

Die Verträge sehen gewisse Mittel zur Finanzierung 
einiger spezifischer Aktionen vor, und zwar: 

— für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und 
der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisie- 
render Strahlungen (Kapitel III des Euratom-Ver- 
trags); 

— für die Betriebssicherheit in der Kohle- und Stahl- 
industrie (Titel III, Kapitel III des EGKS-Ver- 
trags); 

— für Vorhaben zur Erschließung der weniger ent- 
wickelten Gebiete und zur Modernisierung oder 
Umstellung von Unternehmen sowie für Vorha- 
ben von gemeinsamem Interesse für mehrere Mit- 
gliedstaaten (Finanzierung durch die Europäische 
Investitionsbank, Artikel 130 des EWG-Ver- 
trags). 

Der EAGFL finanziert ferner Beihilfen, die zu einer 
Verbesserung der Umweltbedingungen beitragen 
können (s. Seite 9), letzter Absatz). 

Schließlich hat die Kommission im Rahmen des 
Mehrjahresprogramms für Euratom Mittel für be- 
stimmte Forschungen auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes beantragt. 

Wie bei den rechtlichen Mitteln handelt es sich also 
auch bei den finanziellen Mitteln, die der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes zur Ver- 
fügung stehen, nur um Mittel für spezifische und 
Teilaktionen. Die Gemeinschaft hat gegenwärtig 
nicht die Möglichkeit, Aktionen zum Schutz und zur 
Verbesserung der Umweltbedingungen zu finanzie- 
ren. Die Kommission hält es für erforderlich, daß die 
Gemeinschaft zur Unterstützung der Durchführung 
des obenerwähnten Aktionsprogramms angemes- 
sene Haushaltsmittel einsetzen kann. 

Abschließend ist zu sagen, daß die qualitative Ver- 
besserung der Lebensbedingungen als Ergebnis 
einer wirksamen Bekämpfung der Umweltbelästi- 
gungen und die Umweltplanung, wie schon zuvor 
hervorgehoben worden ist, heute einen vorrangigen 
Aspekt der „harmonischen Entwicklung des Wirt- 
schaftslebens innerhalb der Gemeinschaft" darstel- 
len, die nach Artikel 2 des EWG-Vertrags eine Auf- 
gabe der Gemeinschaft ist. Diese Aufgabe muß — 
übrigens im ^Einklang mit der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes — entwicklungsmäßig in Abhängigkeit 
von den aktuellen Wirtschaftsgegebenheiten, zu 
denen die Umweltprobleme heute unstreitbar gehö- 
ren, interpretiert werden. 

Aus diesem Grunde hält es die Kommission — so- 
weit die Verträge nicht ausdrücklich Aktionsbefug- 
nisse zu diesem Zweck vorsehen — für erforderlich, 
daß der Gemeinschaft auf Grund von Artikel 235 
eine unmittelbare Aktionsbefugnis auf dem Gebiet 
der Umweltpolitik und die Befugnis zur Durchfüh- 
rung des allgemeinen Aktionsprogramms (Seite 5 
des vorliegenden Dokuments), das mit Ausnahme 
sehr weniger Punkte nicht mit den im Vertrag 
ausdrücklich vorgesehenen Aktionsbefugnissen ver- 
wirklicht werden kann, übertragen werden. So- 


weit Maßnahmen zu treffen wären, die über den 
in Artikel 235 gegebenen Rahmen hinausgehen, 
sollte die Kommission auf Artikel 236 zurückgreifen. 

Auf folgenden Seiten werden einige Aktionsthemen 
vorgelegt, die nach Ansicht der Kommission sofort 
im Rahmen von Vorarbeiten parallel zu den Maß- 
nahmen, die zwecks Übertragung der erforderlichen 
Aktionsbefugnisse zur Durchführung des allgemei- 
nen Programms auf die Gemeinschaft einzuleiten 
sind, in Angriff genommen werden könnten. 


III. Vorrangige Aktionen 

Die Komplexität der oben aufgeführten Umwelt- 
probleme und die Notwendigkeit einer eingehenden 
und schnellen Prüfung dieser Probleme zur Erzielung 
globaler Lösungen auf Gemeinschaftsebene veran- 
lassen die Kommission, nunmehr fünf vorrangige 
Maßnahmen vorzuschlagen, die sofort einzuleiten 
sind: 

— Verminderung der Konzentration der gefährlich- 
sten Verunreinigungen in Luft und Wasser; 

— Verminderung der Verschmutzung, die auf die 
Verwendung gewisser kommerzialisierter Pro- 
dukte und auf in der Industrieproduktion ent- 
stehende Substanzen zurückzuführen ist; 

— Verbesserung der Kenntnisse über die Verunrei- 
nigungen (Ursprung, Verbreitung, Wirkungen), 
insbesondere im Hinblick auf die Verwirklichung 
der obengenannten Ziele; 

— Verbesserung des Lebensraums und der natür- 
lichen Umwelt; 

— Durchführung grundlegender Untersuchungen, 
die für eine bessere Kenntnis, Definition und 
Lösung der bei den vorgenannten Maßnahmen 
nicht berücksichtigten Umweltprobleme notwen- 
dig sind. 

Diese Maßnahmen müssen mit einer erhöhten Betei- 
ligung der Gemeinschaft an den Arbeiten der inter- 
nationalen Organisationen und mit einer Zusam- 
menarbeit mit Drittländern Hand in Hand geben. 


1 . Verminderung der Konzentration 
der gefährlichsten Verunreinigungen 

1.1. Auswahl einiger Verunreinigungen 

Unter den zahlreichen Verunreinigungen kommen in 
Anbetracht ihrer besonderen Schädlichkeit und des 
derzeitigen Standes der Kenntnisse über ihren Ur- 
sprung, ihre Verbreitung und ihre Wirkungen auf 
den Menschen und seine natürliche Umwelt die fol- 
genden für eine Sofortaktion in Frage: 

Luftverunreinigung : 

— Schwefeldioxid und suspendierte Teilchen (be- 
sonderes Blei) 
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— photo chemische Oxydierungsmittel und Stick- 
stoffoxide 

— Kohlenoxide 

— krebserregende Erzeugnisse (besonders krebs- 
erregende Kohlenwasserstoffverbindungen) 

^ Blei 

W asserverunreinigung ^): 

— Phosphate und Stickstoffabkömmlinge 

— Kohlenwasserstoffverbindungen und Phenole 
— - städtische Abfallstoffe 

— Mikroverunreinigungen 

— thermische Belastungen 

Für jede dieser Substanzen oder Verunreinigungen 
— ■ einzeln oder in Verbindung mit den anderen — 
muß eine gemeinsame Methologie zur Festlegung 
der Basisniveaus für die Gemeinschaft ausgearbeitet 
werden. Für die Wasserverunreinigungen erfolgt die 
Festlegung von Kriterien und Kenngrößen (siehe 1.2) 
je nach dem Verwendungszweck des Wassers (Trink- 
wasser; Wasser für landwirtschaftliche oder indu- 
strielle Zwecke; flüssige Abfallstoffe städtischer, 
landwirtschaftlicher und industrieller Herkunft; 
Fluß- und Seewasser für Fischerei, Fischzucht, Sport 
und Freizeitgestaltung) und der Grenzaufnahme- 
kapazität des betreffenden hydrologischen Beckens. 

Die erste Phase der Arbeiten ist der Vereinheitli- 
chung der Kriterien und Kenngrößen für die flüssi- 
gen Abfallstoffe — in Anbetracht ihrer Auswirkun- 
gen auf die Kosten der Industrie- und Landwirt- 
schaftsproduktion — gewidmet. 

1.2. Anwendung einer gemeinsamen Methologie 

Die Durchführung einer gemeinsamen Aktion zur 
Verminderung der Umweltverschmutzung in der Ge- 
meinschaft setzt die Anwendung von Maßnahmen 
und von Beurteilungsmethoden voraus, die von allen 
anerkannt werden. 

Es wäre folgendes Verfahren ins Auge zu fassen: 

a) Festlegung von Kriterien (oder Vergleichswer- 
ten) zur Ermittlung von Art und Umfang der 
schädlichen Wirkungen von Verunreinigungen 
auf Mensch und Umwelt; 

b) Harmonisierung der Meßmethoden und der Me- 
thoden zur Auswirkung der gemessenen Daten; 


Es sei daran erinnert, daß die Probleme der radio- 
aktiven Kontamination auf der Ebene der Gemeinschaft 
durch den Euratomvertrag geregelt werden. 

*’) Es werden zwei Kategorien und Kenngrößen unter- 
schieden: 

— solche, die die Wirkungen der Verunreinigungen 
auf die menschliche Gesundheit je nach dem Kon- 
zentrationsniveau und der Expositionsdauer be- 
treffen; 

— solche, die die Wirkungen auf andere Organismen 
als den Menschen oder auf biologische Vorgänge 
betreffen, welche als Referenzkriterien zur Beur- 
teilung qualitativer Veränderungen der natürlichen 
Versorgungsquellen und der Reinigungs- und Re- 
generationssysteme dienen. 


c) Festlegung von Kenngrößen, d. h. den Werten 
für Konzentration, Exposition oder Absorption 
von Verunreinigungen, die bestimmten spezifi- 
schen Wirkungen auf Mensch und Umwelt ent- 
sprechen ‘’). 

d) Annahme von Mindestvorschriften auf dem Ge- 
biet des Gesundheitsschutzes auf der Grundlage 
der obengenannten Kenngrößen, die in der gan- 
zen Gemeinschaft Geltung haben, und eventuell 
von strengeren, nach Gegenden differenzierten 
Vorschriften mit regionaler und lokaler Geltung 
hinsichtlich der Umweltgüte; 

e) Ausarbeitung einer gemeinsamen Methodologie 
zur Festlegung der Emmissionsnormen auf der 
jeweiligen (regionalen, nationalen oder kommu- 
nitären) Ebene, um die Einhaltung der obenge- 
nannten Vorschriften zu ermöglichen; 

f) Einrichtung eines Gemeinschaftsnetzes zur Beob- 
achtung und Kontrolle der Qualität von Luft und 
Wasser und Anwendung geeigneter Maßnahmen 
zur Kontrolle der Emmissionsnormen; 

g) regelmäßige Überprüfung der Kriterien, Kenn- 
größen und Vorschriften, um der Verbesserung 
der Kenntnisse und dem wissenschaftlichen Fort- 
schritt Rechnung zu tragen. 

Bei den vorgenannten Arbeiten sollen die Ergeb- 
nisse der Arbeiten der Mitgliedstaaten sowie der 
mit der Gesundheit des Menschen und dem Schutz 
der Umwelt befaßten internationalen Stellen mög- 
lichst weitgehend berücksichtigt werden. Ein Über- 
blick über den Stand der Kenntnisse auf dem Gebiet 
der betreffenden Verunreinigungen sowie der vor- 
geschlagenen Methodologie wird in Anlage B gege- 
ben. 


2. Maßnahmen gegen Verunreinigungen infolge 
der Benutzung bestimmter kommerzialisier- 
ter Erzeugnisse und der Anwendung be- 
stimmter industrieller und landwirtschaft- 
licher Verfahren 

2.1. Maßnahmen gegen Verunreinigungen infolge der 
Verwendung kommerzialisierter Erzeugnisse 

Die Gemeinschaft muß es den Mitgliedstaaten er- 
möglichen, die für den Schutz der menschlichen Ge- 
sundheit und der Umwelt notwendigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften gegen Verunreinigungen 
einzuführen, ohne daß dadurch jedoch die Freiheit 
des Handelns eingeschränkt und die Wettbewerbs- 
bedingungen berührt werden dürfen. 

Aus diesem Grunde erscheinen der Kommission, so- 
lange kommunitäre Vorschriften nicht direkt ein- 
geführt werden können, folgende Maßnahmen an- 
gebracht: 

a) unverzügliche und vorrangige Einleitung des im 
allgemeinen Programm zur Beseitigung der tech- 
nischen Hemmnisse im Warenverkehr vorgese- 
henen Verfahrens für folgende Erzeugnisse: 

— gefährliche Zubereitungen — - Lösungsmittel 
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— gefährliche Zubereitungen — Schädlingsver- 
nichtungsmittel 

— Dünger 

— mit Dieselmotoren versehene Kraftfahrzeuge 
— Detergentien 

— Ölleitungen 
— Gasleitungen; 

b) Beschleunigung dieses Verfahrens, indem die 
Fristen für die Prüfung der Unterlagen auf ein 
Mindestmaß herabgesetzt werden und schnellst- 
mögliche Festlegung von Richtlinien; 

c) Ergänzung der Liste der Erzeugnisse, die gegen- 
wärtig im allgemeinen Programm zur Beseitigung 
der technischen Hemmnisse im Warenverkehr 
aufgeführt sind, durch folgende Erzeugnisse: 

— Flugzeugmotoren (Lärm, Verschmutzung) 

— Mittelstarke Dampflokomotiven und Dampf- 
kleinlokomotiven 

— Verpackungen 

— Maschinen und Geräte zur Zellstoffherstel- 
lung sowie zur Herstellung und Ausrüstung 
von Papier und Karton (Wasserverschmut- 
zung — Geruch) 

— Maschinen und Geräte für die Zubereitung 
und Bearbeitung von Leder und Häuten (Was- 
serverschmutzung — Gerüche) 

— Werkzeugmaschinen zur Bearbeitung von 
Stein, keramischen Erzeugnissen, Beton, As- 
best, Zement und ähnlichen mineralischen 
Materialien (Luft- und Wasserverschmutzung). 

2.2. Maßnahmen gegen Verunreinigungen infolge von 
Industrieprodukten 

Die Einhaltung der Vorschriften, denen sich die In- 
dustrie sowohl hinsichtlich der Zusammensetzung 
bestimmter kommerzialisierter Erzeugnisse als auch 
hinsichtlich der Anwendung bestimmter Herstel- 
lungsverfahren unterwerfen muß, wird für die In- 
dustrie bedeutende wirtschaftliche Folgen haben, 
die auf der Ebene der Gemeinschaft und gegebenen- 
falls auf internationaler Ebene untersucht werden 
müssen. In einigen besonderen Fällen erfordert die 
Bekämpfung der Verunreinigungen beträchtliche In- 
vestitionsausgaben seitens der Industrie. Es wird 
dafür gesorgt werden müssen, daß zusätzliche Aus- 
gaben in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft nach 
gleichen Grundsätzen auferlegt werden. Sollten sich 
— z. B. infolge der spezifischen Situation bestimm- 
ter Unternehmen oder in Anbetracht des internatio- 
nalen Wettbewerbs — Beihilfen als notwendig er- 
weisen, so müßten diese Beihilfen auf der Grundlage 
von Artikel 92 des EWG-Vertrags durch Vermitt- 
lung der Kommission harmonisiert und gegebenen- 
falls auf der Ebene der Gemeinschaft gewährt 
werden. 

Die Kommission beabsichtigt, die zur Bekämpfung 
der Verunreinigungen zu treffenden Maßnahmen ge- 
meinsam mit den interessierten Kreisen zu erfor- 


schen und die wirtschaftlichen und kommerziellen 
Folgen dieser Maßnahmen insbesondere für die 
folgenden Industriezweige zu untersuchen: 

— Eisen- und Stahlindustrie (wo im Rahmen des 
EGKS-Forschungsprogramms durchgeführte For- 
schungen über den braunen Konverter-Rauch un- 
mittelbar ausgenützt werden können) und Me- 
tallindustrie im allgemeinen; 

— Papier- und Papiermasse-Industrie (in enger Zu- 
sammenarbeit mit der OECD); 

— chemische und petrochemische Industrie; 

— Energieerzeugung. 

Der Grundsatz, wonach jede neue Anlage von einer 
gewissen Größe nicht nur die bereits erwähnten 
Emissionsnormen beachten, sondern auch die wirk- 
samsten Verfahren, Techniken und Geräte zur Ver- 
minderung der Verunreinigung einsetzen soll, muß 
mit den interessierten Kreisen erörtert werden. 

Die Kommission ihrerseits sorgt bei der Gewährung 
der finanziellen Erleichterungen für die sie zuständig 
ist oder zu denen sie Stellung nehmen muß (Sozial- 
fonds, Europäische Investitionsbank, EGKS-Abschöp- 
fungen, EAGFL) dafür, daß die Aspekte des Umwelt- 
schutzes und der Umweltverbesserung in größerem 
Maße berücksichtigt werden. 

2.3. Maßnahmen gegen Verunreinigungen Infolge der 
Verwendung von Chemikalien in der Landwirt- 
schaft 

Der Anteil der Landwirtschaft an der Verschmutzung 
der Umwelt beruht im wesentlichen auf der Verwen- 
dung von stabilen Insektiziden der Gruppe der or- 
ganischen Chlorsäureverbindiingen, von Herbiziden 
der Gruppe der Phenoxylessigsäuren und von Dün- 
gemitteln. Rechtsvorschriften, die die Verwendung 
dieser Mittel verbieten oder begrenzen, sind heute 
bereits in vielen Ländern in Kraft oder geplant. 

Seit 1963 hat der Rat eine Reihe von Verordnungen 
über färbende Stoffe, konservierende Stoffe und 
Antioxydantien in Lebensmitteln sowie Zusatzstoffe 
in Futtermitteln erlassen. 

Seit 1968 sind dem Rat von der Kommission Verord- 
nungsvorschläge betreffend Rückstände von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln in übst und Gemüse und 
unerwünschte Stoffe in Futtermitteln vorgelegt wor- 
den, die zur Zeit noch im Rat zur Debatte stehen. 

Weitere Verordnungsentwürfe über die Rückstände 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln im Getreide, 
über die Verwendung von Stoffen mit oestrogener 
und thyreostatischer Wirkung sowie über die Zu- 
lassung und das Inverkehrbringen von Pflanzen- 
schutzmitteln werden von Arbeitsgruppen der Kom- 
mission geprüft, um dann dem Rat vorgelegt zu 
werden. Auch hier müßte wie bei den unter 
Punkt 2.1. genannten Industrieerzeugnissen der Ab- 
lauf der Verfahren beschleunigt werden, damit diese 
Verordnungen bald in Kraft treten können. 

Die Kommission untersucht zur Zeit, wieweit an- 
stelle bestimmter stabiler Schädlingsbekämpfungs- 
mittel andere, schnell abbaubare Pestizide verwen- 
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det werden können; sie prüft ferner die Möglichkeit 
für die biologische Schädlingsbekämpfung, die inte- 
grierte Schädlingsbekämpfung und die Anwendung 
von Anbauverfahren, die es gestatten, die Verwen- 
dung chemischer Schädlingsbekämpfungsmittel ein- 
zuschränken. Sie wird dem Rat einen Richtlinien- 
vorschlag für das Verbot der Verwendung bestimm- 
ter stabiler chemischer Schädlingsbekämpfungsmit- 
tel vorlegen. 

Die Verschmutzung der Gewässer durch Düngemittel 
wirft Probleme auf, die schwer zu lösen sind, da es 
praktisch unmöglich ist, mengenmäßige Begrenzun- 
gen für die Verwendung dieser Mittel vorzuschrei- 
ben. Es sollte die Produktion von Düngemitteln mit 
den geringsten Risiken für die Umwelt, insbesondere 
von Düngemitteln mit geringer Wasserlöslichkeit 
gefördert werden. 

Welche wirtschaftlichen Rückwirkungen der Kapital- 
einsatz für die Entwicklung dieser neuen Schäd- 
lingsbekämpfungs- und Bodenanreicherungsverfah- 
ren, ein eventueller Ertragsrückgang bei bestimmten 
landwirtschaftlichen Produktionen oder auch höhere 
Gestehungspreise der Nahrungsmittel infolge der 
Verwendung teuerer Substitutionsprodukte haben 
werden, läßt sich schwer beurteilen. 

Die Aktion der Gemeinschaft auf diesem Gebiet muß 
mit gründlichen Überlegungen darüber einhergehen, 
wie die zusätzlichen Kosten auszugleichen sind, die 
sich daraus gegebenenfalls für die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse ergeben, deren Einkommen mit 
Hilfe einer Markt- und Preispolitik, die auf weitaus 
die meisten landwirtschaftlichen Erzeugnisse An- 
wendung findet, staatlich gestützt wird. 

3. Erweiterung der Kenntnisse und Durchführung 
eines koordinierten Forschungsprogramms 

Die Festlegung von Kriterien, Richtwerten, allge- 
meinen und regionalen Umweltschutzvorschriften er- 
fordert eine eingehende Kenntnis der verunreini- 
genden Stoffe, ihrer Verbreitung und ihrer Wirkun- 
gen auf den Menschen und die natürliche Umwelt. 
Dazu bedarf es unbedingt noch weiterer, ergänzen- 
der Forschungsarbeiten. Ebenso wie die Aufstellung 
dieser Normen wird auch die Überwachung ihrer 
Einhaltung wirksame, von allen anerkannte Meß- 
verfahren und den Einsatz neuer Meßvorrichtungen 
erfordern; in dieser Hinsicht ist noch viel For- 
schungs- und Entwicklungsarbeit notwendig. 

Auch die Entwicklung von Substitutionsprodukten 
für verunreinigende Stoffe oder von neuen Ver- 
fahren ist nur durch intensive Forschung möglich, 
deren Umfang und Kosten in den meisten Fällen 
eine Koordinierung auf internationaler Ebene, in 
erster Linie auf der Ebene der Gemeinschaft, erfor- 
derlich machen. Als Beispiel seien die Forschungen 
über die biologische Bekämpfung, die integrierte 
Bekämpfung und neue Anbautechniken genannt, die 
es gestatten, die Verwendung chemischer Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel einzuschränken. 

Neben den geplanten Forschungen in der Gemein- 
samen Forschungsstelle im Rahmen des von der 
Kommission vorgeschlagenen Mehrjahresprogramms 
für Forschung und Ausbildung und neben den Ak- 
tionen, die auf der Basis der Arbeiten der Gruppe 


COST Über Umweltfragen wird die Kommission in 
Kürze ein koordiniertes Umweltschutz-Forschungs- 
programm für die Gemeinschaft vorschlagen. An- 
lage D zu diesem Dokument enthält eine erste Liste 
der Forschungsarbeiten auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes, die in der Gemeinschaft bereits durchge- 
führt worden sind oder zur Zeit durchgeführt wer- 
den. 


4. Raumordnung und Gestaltung der natür- 
lichen Umwelt 

4.1. Orientierungen und Beteiligung an bestimmten 
Vorhaben im Rahmen der Regionalpolitik 

Drei Aspekten ist bei der Einbeziehung der Umwelt- 
probleme in die Regional- und Raumordnungspolitik 
Rechnung zu tragen, die mit wirtschafts- und sozial- 
politischen Mitteln auf eine ausgewogenere Vertei- 
lung der Wirtschaftstätigkeiten in der Gemeinschaft 
hinwirken soll (vgl. Anlage A, Punkt 3.2.2.): 

— Erhaltung und Pflege einer gesunden Umwelt, 

— Verbesserung der Umwelt durch schonende Pla- 
nung, 

— sinnvolle Standortwahl für Wohnsiedlungen und 
Betriebe, um die Konzentration der Wirtschafts- 
tätigkeit und der Bevölkerung auf engem Raum 
zu vermeiden oder sie aufzulockern. 

Unter diesen drei Aspekten ist ein Eingreifen der 
Gemeinschaft nicht nur sinnvoll, sondern sogar un- 
erläßlich, denn auf dieser Ebene besteht mehr noch 
als im nationalen Rahmen die Notwendigkeit und 
zugleich die Möglichkeit, durch eine ausgewogenere 
Verteilung der Aktivitäten der Gemeinschaft, vor 
allem durch Verlagerung nach Küstengebieten, Ge- 
birgsgegenden oder günstige Klimazonen auf einen 
Abbau der heutigen Bevölkerungsmassierungen in 
der Gemeinschaft hinzuwirken; eine solche Verlage- 
rung könnte ihrerseits die Umweltrestaurierung in 
den bisher überlasteten Gebieten erleichtern. 

Die Tätigkeit der Gemeinschaft muß sich sowohl auf 
die Orientierung als auch auf die praktische Durch- 
führung erstrecken, 

1. Der Ständige Ausschuß für Regionalentwicklung, 
dessen Schaffung die Kommission vorgeschlagen 
hat, soll durch Konzertierung der Regionalent- 
wicklungspläne auf Gemeinschaftsebene und De- 
finition koordinierter Regionalentwicklungsziele 
die Möglichkeit geben, Bedarf und Potential 
jedes Landes besser in ein Gesamtgleichgewicht 
zu integrieren, so daß die Umweltgüter erhalten, 
qualitativ verbessert und sinnvoll genutzt wer- 
den können. 

2. Die Kommission wird bei der Prüfung der ihr 
vorgelegten Regionalentwicklungspläne ebenso 
wie bei ihrem Beitrag zur Finanzierung dieser 
Pläne berücksichtigen, welche Maßnahmen zu er- 
greifen sind, damit in diesen Gebieten bessere 
Umweltbedingungen geschaffen werden, die zu 
einer Quelle des Wohlstands werden können. 
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Eine der ersten Anwendungen wird die Durch- 
führung von Entwicklungsplänen in den Gebieten 
betreffen, die bisher vorwiegend Agrargebiete 
geblieben sind — Bergland, Küstenzonen oder 
auch Landstriche mit begrenzten Anbaumöglich- 
keiten, aber mit schöner Landschaft. 

3. Die Kommission will in Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten Prospektivstudien durchfüh- 
ren für Gebiete, die ihrer Natur nach von beson- 
derer Bedeutung für die Gemeinschaft sind: Mee- 
resufer, städtische Ballungsgebiete, ländliche 
Entwicklungszonen. 

Hier geht es um Probleme, die mit dem erreich- 
ten Typ der Industrialisierung Zusammenhängen 
und die sich in den einzelnen Mitgliedstaaten in 
gleicher Weise stellen; sie gemeinsam zu unter- 
suchen, ist um so notwendiger, als die Lösungen 
zumeist im Rahmen gemeinsamer oder koordi- 
nierter Maßnahmen aufeinander abgestimmt wer- 
den müssen. Die Ergebnisse dieser Studien kön- 
nen Orientierungshilfen sowohl für regionale 
und nationale Planungsbehörden als auch für die 
Aktion der Gemeinschaft geben. 

Die Prüfung derartiger regionaler Entwicklungs- 
pläne der Mitgliedstaaten ist ab sofort vorzugs- 
weise für die großen Randgebiete, die Grenz- 
räume und die Regionen mit nachlassendem 
Wachstum vorgesehen. Diese Regionen umfas- 
sen einen großen Teil der Zonen, in denen die 
Umwelt entweder wiederhergestellt (z. B. alte 
Industriegebiete) oder im Hinblick auf ihre Be- 
nutzung durch eine größere Bevölkerungszahl 
(z. B. Gebiete, in denen die Haupttätigkeit bisher 
durch eine Landwirtschaft mit mittlerer oder 
schwacher Produktivität bestimmt war) bewährt 
oder saniert werden muß. 


4.2. Gestaltung und Erhaltung des ländlichen Raums 
im Rahmen der Agrarpolitik 

Der Landwirt erfüllt bereits nützliche Funktionen 
der Boden- und Landschaftspflege. Die Entfaltung 
dieser Funktionen gegen angemessenes Entgelt ent- 
spricht dem Interesse der Allgemeinheit. In ver- 
schiedenen landwirtschaftlichen Gegenden sollen 
neue Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Frem- 
denverkehr geschaffen werden, die manchen Land- 
wirten ein zusätzliches Einkommen verschaffen oder 
neue Arbeitsplätze für ehemalige Landwirte bringen 
können. 

4.2.1. Gestaltung der natürlichen Umwelt und Schaffung 
von Erholungsgebieten 

Das wachsende Bedürfnis der Stadtbevölkerung nach 
Orten der Entspannung und Ruhe in der Natur 
macht eine Überprüfung der Maßnahmen notwendig, 
deren Auswirkungen die Nutzung des ländlichen 
Raums, insbesondere in dichtbevölkerten Gebieten, 
bestimmen. Die herkömmlichen agrarpolltischen 
Maßnahmen zielten im allgemeinen ohne Rücksicht 
auf andere Erwägungen nur auf die Vermehrung 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche ab. 


Die beträchtliche Ertragssteigerung und die Unsi- 
cherheit des Gleichgewichts der Agrarmärkte gestat- 
ten es jedoch heute, von dieser traditionellen Politik 
abzugehen und Maßnahmen zur vermehrten Nut- 
zung der bisherigen Anbauflächen für nichtlandwirt- 
schaftliche Zwecke zu ergreifen und damit den neuen 
Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 

Die jüngsten Vorschläge der Kommission im Rah- 
men der Agrarreform können zu die.ser neuen 
Orientierung beitragen. 

Die Richtlinie B zur Förderung der Betriebseinstel- 
lungen in der Landwirtschaft und der Bereitstellung 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Agrar- 
strukturverbesserungen stellt nämlich eine neue Re- 
gel auf, wonach Betriebseinstellungsbeihilfen bei 
Bereitstellung des freiwerdenden Bodens nicht nur 
für Betriebsvergrößerungen, sondern auch für nicht- 
landwirtschaftliche Zwecke wie Aufforstung, Ent- 
spannungs- und Erholungsgebiete, Naturschutzparks 
usw. gewährt werden können. An diesen Beihilfen 
beteiligt sich der EAGFL. 

Was die Aufforstung betrifft, so beabsichtigt die 
Kommission, dem Rat einen Richtlinienvorschlag 
über die Beteiligung des EAGFL an besonderen An- 
reizmaßnahmen zuzuleiten, damit ein Teil des frei- 
werdenden Bodens im Rahmen regionaler Raumord- 
nungsprogramme unter Berücksichtigung des Be- 
darfs der Stadtbevölkerung aufgeforstet wird. 

Die Kommission hat beschlossen, die Möglichkeit 
der Finanzierung bestimmter von Landwirten oder 
ehemaligen Landwirten auszuführender Raumord- 
nungsvorhaben durch den EAGFL zu prüfen. 

4.2.2. Erhaltung der natürlichen Umwelt 
in Fremdenverkehrsgebieten 

Wenn die Schaffung neuer Erholungszonen auf bis- 
her landwirtschaftlich genutztem Boden den Bedürf- 
nissen in manchen Gebieten der Gemeinschaft ent- 
spricht, so stellt sich dagegen für andere Gebiete 
das Problem der Erhaltung eines natürlichen Besitz- 
standes, der für sie unentbehrlich ist, wenn sie sich 
als Fremdenverkehrsgebiet behaupten wollen. Das 
gilt insbesondere für Gebirgsgegenden. 

Die jüngste Untersuchung der Dienststellen der 
Kommission zu diesem Thema zeigt, daß sich die 
außerordentliche Entwicklung des Fremdenverkehrs, 
der in zunehmenden Maße sozialen Charakter an- 
nimmt, gleichzeitig mit dem Exodus der örtlichen 
Bevölkerung vollzieht. 

Die Erhaltung eines Mindeststandes an landwirt- 
schaftlicher Bevölkerung in bestimmten Gebieten 
rechtfertigt besondere Unterstützungsmaßnahmen, 
unabhängig von den üblichen Produktivitätsnormen, 
die wegen der natürlichen Gegebenheiten von den 
meisten Betrieben im Gebirge nicht erreicht werden 
können. 

Neben den bereits vorgeschlagenen Maßnahmen im 
Rahmen der Agrarreform (siehe Anlage A) und der 
Regionalpolitik (siehe Abschnitt 3.2.) werden fol- 
gende zusätzliche Aktionen geplant, die zunächst in 
Gebirgsgegenden zur Anwendung kommen sollen: 
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— Förderung von Investitionen einzelner Landwirte 
oder von Gruppen von Landwirten für eine Tä- 
tigkeit im Fremdenverkehr, die ein zusätzliches 
Einkommen garantiert; 

— Prämien für die Schaffung von Arbeitsplätzen im 
Fremdenverkehr für Landwirte in Gebirgsgegen- 
den. 

Ein Vorschlag der Kommission, der dem Rat vorliegt, 
betrifft die Gewährung von Beihilfen aus EAGFL- 
Mitteln für die Schaffung von Arbeitsplätzen in allen 
agrarwirtschaftlich benachteiligten, aber landwirt- 
schaftlich hochwertigen Gebieten. Damit könnte er- 
reicht werden, daß die Abwanderung der Bevölke- 
rung aus diesen Gebieten nachläßt. 

4.3. Spezifische Aktionen zur Bekämpfung der Ver- 
schmutzung des Rheins, des Mittelmeeres und 
der Nordsee 

Von den zahlreichen Fällen der Zerstörung des öko- 
logischen Gleichgewichts sind zwei zu nennen, die 
von der Öffentlichkeit in der gesamten Gemeinschaft 
als besonders gefährlich empfunden werden und 
eine Gemeinschaftsaktion erfordern: die Verschmut- 
zung des Rheins und des Mittelmeeres ist so weit 
fortgeschritten, daß Schutzmaßnahmen dringend ge- 
boten sind. 

Nach dem Muster der Untersuchungen über die Ra- 
dioaktivität des Rheins, die von 1963 bis 1968 durch- 
geführt wurden, plant die Kommission eine mono- 
graphische Studie Über das Rhein-Einzugsgebiet 
nach einer gemeinsamen Methode auf der Grund- 
lage gemeinsamer Leitprinzipien, nachdem sie sich 
der Unterstützung der zuständigen Experten und der 
einschlägigen Institutionen, insbesondere der Inter- 
nationalen Kommission zum Schutz des Rheins ge- 
gen Verunreinigung, versichert hat. 

Sobald die notwendigen Analysen und Bewertungs- 
olemente vorliegen, will die Kommission in Zusam- 
menarbeit mit der genannten Kommission eine Kon- 
ferenz über die Verunreinigung des Rheins veran- 
stalten, auf der gemeinsam festgesetzt werden sol- 
len: 

1. die Verwendung des Wassers des Rheins und 
seiner Nebenflüsse in ihren verschiedenen Tei- 
len, 

2. die Normen für diese verschiedenen Verwen- 
dungszwecke anhand der Ergebnisse des Ver- 
fahrens gemäß Abschnitt 1.2., 

3. Maßnahmen, um die Einhaltung dieser Normen 
in wirksamer Weise sicherzustellen (Kontrollen 
und ggf. finanzielle Maßnahmen). 

Ebenso wird die Kommission Maßnahmen mit dem 
Ziel, der Verunreinigung des Mittelmeeres und der 
Nordsee Einhalt zu gebieten, unterstützen und gege- 
benenfalls selbst die notwendigen Initiativen er- 
greifen. 

Die verschiedenen Formen der Meeresverschmut- 
zung, ihre Ursachen, ihre Folgen und die Methoden 
zu ihrer Bekämpfung werden von zahlreichen Orga- 
nN'citionen und Institutionen in den Mitgliedstaaten 


und in dritten Ländern wie auch im Rahmen inter- 
nationaler Organisationen untersucht. 

Die Kommission wird sich zunächst über den Stand 
dieser Arbeiten unterrichten und die bereits vor- 
liegenden Lösungsvorschläge und Empfehlungen 
prüfen (insbesondere die Empfehlungen betreffend 
die Verunreinigung der Meeresgewässer durch Ab- 
leitung von Kohlenwasserstoffen, die chemische 
Verunreinigung durch Pestizide, Detergentien und 
Schwermetalle, die Verschmutzung durch Stadt- und 
Haushaltsmüll und die Versenkung von Industrie- 
abfällen). 

In einer zweiten Phase wird sich die Kommission 
mit den qualifiziertesten Organisationen, die sich 
bereits eingehend mit den spezifischen Problemen 
der Verunreinigung des Mittelmeeres und der Nord- 
see befaßt haben, in Verbindung setzen, um gegebe- 
nenfalls deren Arbeiten über Ursprung und Mittel 
zur Bekämpfung der Verunreinigung dieser Meere 
und ihrer Ufer zu beschleunigen und zu ergänzen. 

Die dritte Phase wird in Konsultationen mit den 
Anrainerstaaten über konkrete Maßnahmen zur 
Eindämmung, Verhütung, Kontrolle und Verminde- 
rung der Verunreinigung, Rettung der Meeresfauna 
und -flora und Umgestaltung verschiedener Küsten- 
gebiete zu Fremdenverkehrs- und Erholungsgebie- 
ten bestehen. 


5. Spezifische Untersuchungen 

Die hier beschriebenen Aktionen sind ein Schritt 
zur Lösung der dringlichsten Probleme, die sich auf 
der Ebene der Gemeinschaft stellen und über die 
wir bereits genügend wissen, um einen kohärenten 
Aktionsplan aufstellen zu können, der sich relativ 
kurzfristig verwirklichen läßt. 

Eine Gesamtpolitik der Gemeinschaft auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes, wie sie in Kapitel II for- 
muliert ist, erfordert indessen reifliche Überlegun- 
gen und besondere Untersuchungen zur Erfassung, 
Sichtung, Verarbeitung, Überprüfung und Ergänzung 
der vorhandenen Daten. 

Mit den nachstehend umrissenen fünf ergänzenden 
Untersuchungen soll diesen Erfordernissen Rech- 
nung getragen und der künftigen Aktion der Ge- 
meinschaft die Richtung gewiesen werden: 

1. Als erstes ist ein Verzeichnis der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften mit bindendem Charak- 
ter auf örtlicher, regionaler, nationaler, Gemein- 
schafts- oder internationaler Ebene auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes sowie des Schutzes des 
Menschen und seines natürlichen Lebensraums 
aufzustellen und laufend zu ergänzen. Parallel 
dazu ist eine kritische Untersuchung über die 
Anwendung der geltenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften vorzunehmen. Diese Untersu- 
chung soll von der Kommission in enger Zusam- 
menarbeit mit den nationalen Sachverständigen 
durchgeführt werden. Sie soll sich insbesondere 
auf die gesetzlichen Vorschriften für den Schutz 
von Wasser, Luft und Boden gegen Verschmut- 
zung (Abfälle) erstrecken. 
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2. Ein zweites Thema ist das Problem der Abfälle 
und ihrer Beseitigung. Um für dieses Problem 
eine Lösung zu finden, wird es notwendig sein, 
die verschiedenen Industriezweige in Richtung 
auf eine leichtere Wiederverwendung der soge- 
nannten Konsumprodukte, indem man ihre Wie- 
dergewinnung wirtschaftlich lohnend gestaltet, 
auf eine leichtere Beseitigung hestimmter stabi- 
ler, nicht abbaufähiger Produkte, wie z. B. Kunst- 
stoffe, und auf die Rückführung schädlicher Ab- 
fallprodukte der industriellen Fertigung in den 
Produktionsprozeß zu lenken. 

3. Die Kommission will in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten eine geographische und wirt- 
schaftliche Prospektivuntersuchung über Küsten- 
und Gebirgsgebiete vornehmen, an denen meh- 
rere Länder der Gemeinschaft und gegebenen- 
falls Drittländer interessiert sind. Es geht dabei 
um die künftige Nutzung der Küsten des west- 
lichen Mittelmeeres und der Alpen, die in ihrer 
Gesamtheit ein Gebiet von großer wirtschaft- 
licher und touristischer Bedeutung darstellen und 
gemeinsamer Besitzstand sind. 

Die Zunahme des Fremdenverkehrsstroms nach 
den Meeresküsten fällt zusammen mit einem un- 
geordneten Anwachsen der Industrie- und Han- 
delstätigkeiten, die die ästhetischen und natür- 
lichen Werte dieser Gebiete in Frage zu stellen 
drohen. Daher ist es notwendig, Prospektivstu- 
dien über die voraussichtliche Entwicklung dieser 
Gebiete in den nächsten 20 Jahren anzustellen. 

Auch für die Alpen erscheint eine Untersuchung 
dieser Art geboten, da sich durch die zuneh- 
mende Abwanderung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung und den immer stärker werdenden 
Fremdenverkehr in diesen Gebieten besondere 
Probleme ergeben. 

4. Viertes Thema sind die wirtschaftlichen Pro- 
bleme, die sich mit - der Schätzung der Aufwen- 
dungen für Umweltschutz und Verbesserung des 
Lebensraums stellen, die Frage, wie diese Auf- 
wendungen den verschiedenen Wirtschaftsträ- 
gern anzulasten sind, und die Bewertung des 
Gewinns, den die Bekämpfung der Umweltver- 
schmutzung auf makro- und mikro wirtschaftlicher 
Ebene einbringt. 

Die Kommission wird sich aktiv an den Arbeiten 
der Wirtschaf tssachverständigen-Untersuch ungs- 
gruppe der OECD für Umweltfragen beteiligen. 
Sie behält sich die Möglichkeit vor, im Rahmen 
dieser Gruppe oder in Fortführung der Arbeiten 
der Gruppe Untersuchungen von besonderem 
Interesse für die Gemeinschaft durchzuführen. 

5. Das fünfte Thema betrifft die verschiedenen For- 
men der Urbanisierung in der Gemeinschaft un- 
ter Berücksichtigung der Veränderungen in der 
Nutzung des Raums, der Verkehrstechnik und 
den Lebensweisen mit dem Ziel, diese Gegeben- 
heiten soweit wie möglich zur Schaffung besse- 
rer Umweltverhältnisse für den größten Teil der 
Bevölkerung in der Gemeinschaft zu nutzen. 


Die Kommission wird sich insbesondere an den von 
der Gruppe PWTF geplanten Arbeiten auf diesem 
Gebiet beteiligen. 


6. Beteiligung der Gemeinschaft an den Arbeiten 
internationaler Organisationen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes und Zusammenarbeit mit 
Drittländern 

Eine große Zahl internationaler Organisationen be- 
faßt sich heute in verschiedener Hinsicht mit den 
Problemen des Umweltschutzes. Anlage C dieses 
Dokuments enthält eine — nicht erschöpfende — ■ 
Liste dieser Organisationen. Bei dieser Vielzahl 
kommt es mitunter zu Doppelarbeit. Dies gilt haupt- 
sächlich für Untersuchungen über die Luftverunrei- 
nigung und über die Verschmutzung durch Motor- 
fahrzeuge. Zudem können die Arbeiten dieser Stel- 
len häufig Auswirkungen auf die Vorschriften der 
Gemeinschaft bezüglich des Funktionierens des Ge- 
meinsamen Marktes und der Verwirklichung der 
gemeinsamen Politiken (freier Verkehr, Rechtsan- 
gleichung, Landwirtschafts-, Handels-, Verkehrspoli- 
tik usw.) haben oder im Sinne von Artikel 116 für 
den Gemeinsamen Markt von Interesse sein. Dies 
betrifft besonders die Arbeiten im Rahmen der 
OECD, die Arbeiten des NATO-Ausschusses für die 
Gefahren der modernen Gesellschaft, die Arbeiten 
der UNO-Wirtschaftskommission für Europa, der 
Weltgesundheitsorganisation, des Europarates usw. 

Die Kommission wird sich weiterhin bemühen, sol- 
che nutzlose Doppelarbeit der Gemeinschaft und der 
internationalen Organisationen zu vermeiden. Sie 
wird daher, wie sie es schon früher getan hat, Vor- 
schlägen, die bereits auf internationaler Ebene fest- 
gelegten Methoden und Normen beizubehalten. Es 
besteht auch schon eine aktive Zusammenarbeit 
zwischen der Gemeinschaft und der OECD bei Wirt- 
schaftsuntersuchungen über Umweltbelästigungen 
und deren Beseitigung, und die Gemeinschaft wird 
keine Untersuchungen parallel zu denen der OECD 
durchführen. 

Da die Europäische Gemeinschaft im Gegensatz zu 
den internationalen Organisationen dadurch ge- 
kennzeichnet ist, daß sie Vorschriften erlassen kann, 
muß sie die Ergebnisse der bei den verschiedenen 
Stellen durchgeführten Untersuchungen und Arbei- 
ten soweit wie möglich nutzen. 

Die Kommission hält es ferner für erforderlich, daß 
die Mitgliedstaaten sich miteinander besprechen und 
gegebenenfalls innerhalb dieser Organisationen 
eine gemeinsame Haltung einnehmen, um die spezi- 
fischen Interessen der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes zur Geltung zu bringen. 

Was die gesundheitlichen Vorschriften für die Zu- 
sammensetzung oder Verwendung bestimmter Han- 
dels-, Industrie- und Landwirtschaftserzeugnisse be- 
trifft, so ist dafür Sorge zu tragen, daß sie interna- 
tional anerkannt werden, um Hemmnisse im inter- 
nationalen Handel, die für die Interesisen der Ge- 
meinschaft von Nachteil sein könnten, zu vermeiden. 
Gegebenenfalls müssen hierüber Verhandlungen 
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zwischen der Gemeinschaft und bestimmten Dritt- 
ländern aufgenommen werden. 

Die Kommission hat diese Grundsätze bei der An- 
wendung des Mitteilungs- und Konsultationsverfah- 
rens der OECD auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
konkretisiert. Sie wird unter dem gleichen Gesichts- 
punkt Vorschläge in bezug auf bestimmte diesbe- 
zügliche Arbeiten internationaler Organisationen 
machen. 
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Beiliegende Dokumente 

Anlage A 

Gegenwärtige Tätigkeiten der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

Anlage B 

Stand der Kentnisse über die zurückgehaltenen Schadstoffe und vorgeschlagene 
Methodologie 

(Das Dokument wird gegenwärtig ausgearbeitet und später übersandt) 


Anlage C 

Wichtigste internationale Organisationen, die sich mit den Umweltproblemen 
befassen 


Anlage D 

Erste Übersicht über die in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
laufenden Forschungsarbeiten über Fragen des Umweltschutzes 


Anlage E 

Die Institutionen und wichtigsten Rechtsvorschriften der Mitgliedsländer auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes 
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Anlage A 


Gegenwärtige Tätigkeiten der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes 


Alle drei Gemeinschaften — EGKS, Euratom und 
EWG — führen seit langem im Rahmen ihrer je- 
weiligen Kompetenzen Tätigkeiten durch, die sich 
auf den Umweltschutz beziehen. 


1. Tätigkeiten der EGKS 

Die Tätigkeiten nach Maßgabe des EGKS-Vertrages 
ergaben sich aus Artikel 55. Darin ist festgelegt, daß 
die EGKS die technische und wirtschaftliche For- 
schung für die Betriebssicherheit in der Montan- 
industrie zu fördern und zu diesem Zweck eine ge- 
eignete Zusammenarbeit zwischen den vorhandenen 
Forschungsstellen zu organisieren hat. 

Seit 1965 sind mehrere Forschungsprogramme und 
Einzelforschungen gefördert und unter finanzieller 
Beteiligung der EGKS aus den Umlagen der Hohen 
Behörde auf den Sektoren Kohle und Stahl durch- 
geführt worden. 

Diese Programme befassen sich ganz oder teilweise 
mit der technischen Bekämpfung der Luftverunreini- 
gung zum Schutz der Arbeitskräfte gegen die Ge- 
fahren von Staubemissionen (in Bergwerken und 
Stahlwerken) und Gasemissionen (Stahlindustrie) 
oder mit der Erforschung und Anwendung von vor- 
beugenden und therapeutischen medizinischen Maß- 
nahmen. 

Die meisten Forschungen über technische Mittel zur 
Bekämpfung der Luftverschmutzung betreffen: 

— die Bestimmung von Art und Ausmaß der Luft- 
verunreinigung innerhalb und außerhalb der 
Produktionsanlagen ; 

— die Entwicklung neuer Verfahren oder die Ver- 
besserung von Anlagen und Erzeugnissen, die 
der Luftverunreinigung in den Stahlwerken und 
Kohlebergwerken Vorbeugen oder sie bekämpfen 
sollen; 

— die Untersuchung von Möglichkeiten zur Ver- 
besserung und Harmonisierung von Meßtech- 
niken, Methoden und Geräten; 

— die Durchführung von Forschungen zur Erweite- 
rung der Kenntnisse. 

Mit Ausnahme der letztgenannten hatten fast alle 
Forschungen praktische Ziele. Die Erforschung, Ent- 
wicklung und schließlich Verwirklichung verschiede- 
ner Verfahren zur Ableitung brauner Rauche und 
zur Verhütung von Staub beim Drücken und Löschen 
von Koks sind typische Beispiele. 

Für die Arbeitsmedizin hat es sich als unerläßlich 
erwiesen, Untersuchungen über die Auswirkung von 
Verunreinigungen auf die Belegschaften durchzu- 


führen, um wirksame, d. h. frühzeitige, medizinische 
Vorbeugungsmaßnahmen treffen zu können. Gleich- 
zeitig soll auf diese Weise der Zusammenhang zwi- 
schen Verunreinigung und Art und Häufigkeit von 
Erkrankungen der Atemwege und folglich der Zu- 
sammenhang zwischen technischer Staubbekämpfung 
und Absinken der Krankheitshäufigkeit und der 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Kohle- 
und Stahlindustrie festgestellt werden. 

Die wichtigsten medizinischen Forschungen befassen 
sich mit folgenden Themen: 

— Forschungen über chronische Erkrankungen der 
Atemwege, insbesondere chronische Bronchitis; 

— ■ epidemiologische Erhungen; 

— Grundlagenforschung über Reinigung und Ver- 
bleib von Staubteilchen in den Atemwegen und 
Abwehrmittel des Organismus gegenüber Pneu- 
conioseerregern; 

— Forschungen über diagnostische, prophylaktische 
und therapeutische Mittel. 

Dank der Mittel aus der „Umlage" ^) in der Stahl- 
industrie (82 Vo) und im Kohlebergbau (18 Vo) und 
dank der organisierten Zusammenarbeit zwischen 
Ingenieuren, Ärzten, Wirtschaftlern, Statistikern un- 
ter Mitwirkung der staatlichen Verwaltungen kön- 
nen diese Arbeiten auf Gemeinschaftsebene durch- 
geführt werden. 


2. Tätigkeiten von Euratom 

Der Euratom- Vertrag enthält ein ganzes Kapitel 
(Kapitel III) über den Gesundheitsschutz der Be- 
völkerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren 
ionisierender Strahlungen. 

Grundnormen, unter denen die zulässigen Höchst- 
dosen, die Höchstgrenze für die Aussetzung gegen- 
über schädlichen Einflüssen und für schädlichen Be- 
fall von Luft und Wasser und die Grundsätze für die 
ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte zu verste- 
hen sind, werden auf Vorschlag der Kommission 
nach Stellungnahme einer Gruppe wissenschaftlicher 
Sachverständiger und des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses (Artikel 30 und 31) vom Rat festgelegt. 
Diese Grundnormen müssen dann in die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten aufge- 
nommen werden, wobei die Kommission Empfehlun- 

Ü Technische Forschung im Sozialbereich, zugewiesene 
Mittel: 14 091 071 RE; Mittelbindungen 10 004 913 RE. 
Medizinische Forschungen, die ersten drei Programme, 
zugewiesene Mittel: 15 000 000 RE; Mittelbindungen 
10 206 000 RE. 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2537 


gen zur Harmonisierung dieser Vorschriften erläßt 
(Artikel 33). Zu diesen Grundnormen kommt noch 
eine Reihe von Vorschriften hinzu. Jeder Mitglied- 
staat ist verpflichtet, 

— zusätzliche Vorkehrungen für den Gesundheits- 
schutz zu treffen bei besonders gefährlichen Ver- 
suchen, insbesondere wenn die Auswirkungen 
dieser Versuche die Gebiete anderer Mitglied- 
staaten in Mitleidenschaft ziehen könnten (in 
diesem Fall ist die Zustimmung der Kommission 
erforderlich) ; 

— die notwendigen Einrichtungen zur ständigen 
Überwachung des Gehalts der Luft, des Wassers 
und des Bodens an Radioaktivität sowie zur 
Überwachung der Einhaltung der Grundnormen 
zu schaffen. Die Kommission hat Zugang zu die- 
sen Überwachungseinrichtungen und kann deren 
Arbeitsweise und Wirksamkeit nachprüfen. Aus- 
künfte über diese Überwachungsmaßnahmen sind 
ihr regelmäßig zu übermitteln (Artikel 35 und 
36); 

— der Kommission allgemeine Angaben über jeden 
Plan zur Ableitung radioaktiver Stoffe zur Stel- 
lungnahme, bei der die Kommission von einer 
Sachverständigengruppe unterstützt wird, zu 
übermitteln (Artikel 37), 

Die Kommission ist ferner ermächtigt, an die Mit- 
gliedstaaten Empfehlungen über den radioaktiven 
Gehalt der Luft, des Wassers und des Bodens zu 
richten, und in dringenden Fällen Richtlinien zu er- 
lassen, an die sich die Mitgliedstaaten halten müs- 
sen; kommt ein, Mitgliedstaat diesen Richtlinien nicht 
nach, so kann die Kommission den Gerichtshof an- 
rufen. 

Bis zum 1. Juni 1970 waren der Kommission in An- 
wendung von Artikel 37 des Euratom-Vertrages 
67 Pläne zur Ableitung radioaktiver Stoffe vorge- 
legt worden. Eine Gruppe Sachverständiger der 
sechs Länder und die Kommission prüfen in. jedem 
Fall alle Normen, mit deren Hilfe festgestellt werden 
kann, ob die Verwirklichung dieser Pläne eine radio- 
aktive Verseuchung des Wassers, des Bodens oder 
der Luft eines anderen Mitgliedstaates verursachen 
könnte, und übermitteln dem betreffenden Mitglied- 
staat innerhalb von sechs Monaten eine ausführliche 
Stellungnahme über die Wahrscheinlichkeit dieser 
Risiken, gegebenenfalls mit Empfehlungen für ihre 
Begrenzung. 

Die ersten Grundnormen wurden schon im Februar 
1959 festgelegt; seither sind die Richtlinien zur Fest- 
legung der Grundnormen zweimal ergänzt und ge- 
ändert worden, eine neue Fassung steht kurz vor 
dem Abschluß. In Anwendung dieser Richtlinien 
hatten die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 
1. Juni 1970 etwa 50 Vorlagen von Rechtsvorschrif- 
ten zur Prüfung und Stellungnahme eingereicht. 

Von diesen Grundnormen ausgehend ist eine Reihe 
abgeleiteter Normen festgelegt worden, insbeson- 
dere für die zulässige Höchstkonzentration von Ra- 
dionukleiden in der Luft und im Wasser. Zur syste- 
matischen Kontrolle und Überwachung der Verun- 
reinigung von Luft, Wasser, Boden und Nahrungs- 
mitteln bedarf es der Harmonisierung und in man- 


chen Fällen der Normung der Methoden zur Mes- 
sung der Radioaktivität in den verschiedenen Be- 
reichen, in denen dies für den Gesundheitsschutz 
erforderlich ist. Heute besteht in den sechs Mitglied- 
staaten ein koordiniertes Netz von Routinemeß- und 
Versuchsstationen, die die Umweltradioaktivität 
messen und der Kommission regelmäßig die Ergeb- 
nisse dieser Messungen übermitteln, damit sie 
analysiert, miteinander verglichen und ausgewertet 
werden und Durchschnittswerte für die Gemein- 
schaft aufgestellt werden können. 

Diese Aktionen werden durch ein Forschungspro- 
gramm ergänzt, das sich auf drei verschiedenen 
Ebenen abspielt: Koordinierung, Förderung und 
Unterstützung der Forschung. 

Zur Koordinierung der Forschung sind zahlreiche 
Kontakt- und Diskussionsgruppen auf bestimmten 
Sektoren gebildet worden, wie z. B. Radioökologie, 
Dosimetrie, radioaktive Verseuchung der Ernäh- 
rungskette, Embriologie, Hämatologie und Toxi- 
kologie. Der gegenseitige Austausch der Kenntnisse 
und die Gegenüberstellung der Programme ermög- 
lichen seit einigen Jahren eine direkte und indirekte 
Koordinierung und damit eine bessere Aufteilung 
der Forschungsthemen auf die einzelnen Länder und 
Forschungseinrichtungen und die rationelle Nutzung 
der Mittel. 

Die Förderungsaktion beruht auf der Bildung von 
Forschungsteams mit Forschern aus den sechs Län- 
dern, die unter der Ägide der Kommission in natio- 
nalen Forschungsanstalten arbeiten. Im Rahmen die- 
ser von der Kommission abgeschlossenen Assoziati- 
onsverträge werden in einer Atmosphäre internatio- 
nalen Wetteiferns und geistigen Wettstreits akade- 
mischen Typs interdisziplinäre Forschungen betrie- 
ben. Diese Formel hat sich auf dem Gebiet der 
Biologie und des Gesundheitsschutzes als besonders 
erfolgreich erwiesen. 

Im Rahmen ihrer Unterstützungsaktion stellt die 
Kommission einer Reihe von Instituten und For- 
schern aufgrund von Forschungs- oder Studienver- 
trägen zusätzliche finanzielle Mittel zur Verfügung, 
die sie für bestimmte Untersuchungen und Experi- 
mente sowie für spezielle Versuche auf dem Gebiet 
der Radiobiologie und des Strahlenschutzes brau- 
chen. 

Der Schutz des Menschen und seiner Umwelt sowie 
die Verbesserung der Lebensbedingungen stellen 
wesentliche Ziele jeder Umweltpolitik dar. Aufgrund 
der zwölfjährigen Erfahrung in der Gemeinschaft mit 
Studien über die Bekämpfung der radioaktiven Ver- 
seuchung und der dabei gewonnenen Ergebnisse kann 
daher für alle Aktionen, die Hygienemaßnahmen 
gegen die Verunreinigung von Luft, Wasser, Boden 
und Nahrungsmitteln betreffen, die gleiche Metho- 
dik vorgeschlagen werden. Auf dieser Grundlage 
ließen sich auch wohlüberlegte Prioritäten festlegen 
und die Ausrichtung der Aktionsprogramme be- 
stimmen. Eine profunde wissenschaftliche Kenntnis 
der ökologischen Folgen der Umweltverschmutzung 
ist die Grundlage jeder wirksamen, geordneten und 
kohärenten Aktion im Kampf gegen Umweltbelästi- 
gung. Das ist der Schluß, zu dem eine Sachver- 
ständigengruppe der WHO kommt (WHO, Tech- 
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nische Berichte Nr. 292 — Seite 2). Wirtschaft- 
liche, industrielle oder politische Aspekte können 
nur in Betracht gezogen werden, wenn die grund- 
legende Bedeutung der Gefahren einer zunehmen- 
d.en Verschlechterung der Umweltbedingungen fest- 
steht. Eine solche Konzeption ist realistisch und 
stellt doch das Problem in einen menschlichen und 
sozialen Rahmen, indem die „Qualität" des Lebens 
und das Wohlbefinden des Menschen Vorrang vor 
dem materiellen Koimfort gewinnen. 


3. Tätigkeit der EWG 

3.1. Beseitigung der technischen Handelshemmnisse 

Die Verwirklichung der Ziele des Vertrages von 
Rom setzt Maßnahmen zur Beseitigung der wirt- 
schaftlichen Schranken zwischen den Mitgliedstaaten 
und zur Sicherung gegen Wettbewerbsverfälschun- 
gen innerhalb des Gemeinsamen Marktes voraus. 

Solche Wettbewerbs- und wirtschaftspolitischen 
Überlegungen haben die EWG veranlaßt, sich mit 
dem Problem der Umweltbelästigungen zu befassen 
unter dem Gesichtspunkt der Auswirkungen, die die 
Unterschiede zwischen den Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften in den eizelnen Mitgliedstaaten zur 
Verringerung oder Beseitigung dieser Umwelt- 
belästigungen auf den Handel und die Wettbewerbs- 
bedingungen haben könnten. 

Bei Erzeugnissen, die an sich oder bei ihrer Ver- 
wendung schädliche Auswirkungen auf den Men- 
schen oder seine Umwelt haben können, können be- 
stimmte innerstaatliche Bestimmungen, die diese 
Erzeugnisse betreffen, die gleiche Wirkung wie 
mengenmäßige Beschränkungen im Sinne von Ar- 
tikel 30 ff. haben, wenn sie eine unterschiedliche 
Behandlung von einheimischen und importierten Er- 
zeugnissen bewirken oder im Grunde technische 
Handelshemmnisse darstellen, und zwar mehr wegen 
der Unterscheidung nach dem Ursprung der Erzeug- 
nisse, sondern einfach wegen ihrer Unterschiedlich- 
keit. Im ersten Fall sind die Bestimmungen von Ar- 
tikel 30 ff. anzuwenden; im zweiten Fall trifft Ar- 
tikel 100 in Verbindung mit dem am 28. Mai 1969 
vom Rat verabschiedeten allgemeinen Programm zur 
Beseitigung der technischen Hemmnisse im inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr zu. 

Der Rat hat am 28. Mai 1969 auf Vorschlag der Kom- 
mission ein allgemeines Programm zur Beseitigung 
der technischen Hemmnisse im Warenverkehr mit 
gewerblichen Erzeugnissen und Lebensmitteln ver- 
abschiedet ^), in dem im Hinblick auf die Anglei- 
chung der Vorschriften einige Anwendungen von 
Artikel 100 des Vertrages, die die nationalen Be- 
hörden für diese Erzeugnisse festgelegt haben, auf- 
geführt sind. 

Diese mitunter sehr alten Vorschriften beziehen sich 
im allgemeinen nicht auf Umweltprobleme, denn 
diese sind jünger und haben sich erst nach und nach 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 76/1 
vom 17. Juni 1969 


im Zuge der industriellen Entwicklung herausgebil- 
det. 

Indessen müssen bei der Angleichung selbstver- 
ständlich die Zielsetzungen der Mitgliedstaaten 
berücksichtigt werden, die den anzugleichenden 
Rechtsvorschriften zugrunde liegen. 

Diese Ziele können von einem Mitgliedstaat zum 
anderen unterschiedlich sein, weshalb man sich 
über ihren Wert und ihre Aktualität klar werden 
muß. Im Rahmen dieser Überlegungen mußte sich 
die Kommission mitunter auch mit Umweltproble- 
men befassen, auch wenn diese in den anzugleichen- 
den Rechtsvorschriften nicht direkt behandelt wur- 
den. 

Dies gilt insbesondere, wenn es sich um verunreini- 
gende Erzeugnisse handelt, wie z. B. gefährliche Zu- 
bereitungen (Lösungsmittel, Pestizide), Gasfernlei- 
tungen (Luftverunreinigung), Ölleitungen (Wasser- 
verunreinigung) , Düngemittel. 

Ferner darf man die neuen Gesetze über Umwelt- 
schutz nicht übersehen. Geht es bei diesen Gesetzen, 
wie es kürzlich der Fall war, um im Allgemeinen 
Programm aufgeführte Erzeugnisse (Kraftfahrzeuge, 
Detergentien), dann ist die Kommission schon im 
Stadium der Gesetzsvorlage darüber unterrichtet 
worden. Da diese Gesetze Auswirkungen auf den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten haben konn- 
ten, hat die Kommission nach Aufforderung des 
oder der betreffenden Mitgliedstaaten, die Verab- 
sdiiedung ihres Entwurfs aufzuschieben, einen Richt- 
linienentwurf ausgearbeitet, der kurzfristig und ent- 
sprechend der Verpflichtung der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
28. Mai 1969 nach dem in Artikel 100 vorgesehenen 
Verfahren vom Rat verabschiedet werden muß. 

Bisher sind bereits folgende Richtlinien verabschie- 
det worden: 

— zulässiger Geräuschpegel und Auspuffvorrich- 
tung von Kraftfahrzeugen, 

— Luftverschmutzung durch Treibstoffmotoren von 
Fahrzeugen. 

Mehrere Vorschläge für Richtlinien über toxische 
und verunreinigende Erzeugnisse, deren baldige 
Verabschiedung angestrebt wird, werden zur Zeit 
vom Rat geprüft und sind noch in Vorbereitung; sie 
betreffen: 

— Gefährliche Zubereitungen (Lösungsmittel, Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel usw.), 

— Haushaltserzeugnisse, 

— Gasfernleitungen (Luftverschmutzung), 

— Ölleitungen (Wasserverschmutzung), 

— Luftverschmutzung durch Dieselmotoren von 
Kraftfahrzeugen, 

— Düngemittel, 

— die Zusammensetzung von Benzin für Kraftfahr- 
zeuge (insbesondere Blei), 

— biologische Abbaubarkeit von Detergentien, 

— radio-elektrische Störungen. 
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Was die Verschlechterung der menschlichen Ge- 
sundheit und der natürlichen Umwelt durch Pro- 
duktionsverfahren betrifft, so können sich die auf 
nationaler Ebene getroffenen Maßnahmen ebenfalls 
durch ihre Unterschiedlichkeit unmittelbar auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswir- 
ken. Durch eine unterschiedliche Verteilung der aus 
dem Umweltschutz erwachsenden Lasten oder durch 
die Festlegung unterschiedlicher Normen bei glei- 
chen geographischen und ökologischen Bedingungen 
oder auch durch zu weit gehende Ausnutzung gün- 
stiger geographischer Bedingungen können die 
Wettbewerbsbedingungen verfälscht werden. 

In einer ersten Phase hat man sich auf die Rechts- 
vorschriften über die Reinhaltung der Gewässer 
konzentriert. Die Kommission hat auf diesem Ge- 
biet vergleichende Untersuchungen der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten durch- 
führen lassen und versucht, die wirtschaftlichen 
Rückwirkungen ihrer Anwendung abzuschätzen. 

An Hand der Ergebnisse dieser Untersuchungen 
erscheint es möglich, ein konkretes Arbeitspro- 
gramm aufzustellen, das eine immer engere Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei 
allen gesetzlichen Maßnahmen zur Reinhaltung der 
Gewässer zum Ziel hat. 

Zu diesem Zweck ist von den Dienststellen der Kom- 
mission eine Sachverständigengruppe für Wasser- 
recht gebildet worden. 

Gleichartige grundlegende Untersuchungen über die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Reinhal- 
tung der Luft sind im Gange. 

Eine vergleichende Untersuchung der einzelstaat- 
lichen Vorschriften über die Müllbeseitigung ist in 
Vorbereitung. 

Andere Bereiche sollen nach und nach entsprechend 
ihrer wirklichen wirtschaftlichen Bedeutung und 
der Entwicklung der allgemeinen Umweltpolitik der 
Organe der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
ausführlich behandelt werden. 

3.2, Die Gemeinschaft hat sich auch im Rahmen 
ihrer gemeinsamen Politik auf den einzelnen gro- 
ßen Sektoren mit Umweltfragen befassen müssen. 

3.2.1. Gemeinsame Agrarpolitik 

Einige im Rahmen der gemeinsamen Politik getrof- 
fene oder vorgeschlagene Maßnahmen betreffen 
direkt oder indirekt den Schutz oder die Verbesse- 
rung der Umwelt. Hierbei handelt es sich insbeson- 
dere um Maßnahmen der Agrarpolitik. Es geht dabei 
um drei Hauptprobleme: Die Qualität der Nahrung, 
der Verschmutzung der Umwelt durch landwirt- 
schaftliche Tätigkeit und die Gestaltung und E-r- 
haltung des natürlichen Lebensraums. 

a) Ergangene oder bevorstehende Regelungen für 
Schädlingsbekämpfungsmittel und Zusätze in der 
menschlichen und tierischen Ernährung 

Seit 1963 sind verschiedene Verordnungen über 
Farbstoffe, Konservierungsmittel und Antioxida- 
tionsstoffe in Lebensmitteln sowie Zusatzstoffe in 
Futtermitteln vom Rat verabschiedet worden. 


Seit 1968 hat die Kommission dem Rat eine Reihe 
von Vorschlägen für Verordnungen über Rück- 
stände von Schädlingsbekämpfungsmitteln in Obst 
und Gemüse sowie unerwünschte Substanzen in 
Futtermitteln vorgelegt, die gegenwärtig im Rat 
diskutiert werden. Weitere Entwürfe, insbesondere 
über Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln 
im Getreide, über die Verwendung von Stoffen mit 
östrogener und thyreo, statischer Wirkung sowie 
über Zulassung und Inverkehrbringen von Pflanzen- 
schutzmitteln werden von Arbeitsgruppen der Kom- 
mission geprüft, um dann dem Rat vorgelegt zu 
werden. 

Ferner beabsichtigt die Kommission, dem Rat dem- 
nächst einen Richtlinienvorschlag für das Verbot 
der Verwendung bestimmter stabiler Schädlings- 
bekämpfungsmittel vorzulegen. 

Alle diese Texte werden im Rahmen der Arbeiten 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften erstellt, nicht 
nur im Hinblick auf die Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse und die Steigerung der Produk- 
tivität, sondern auch im Hinblick auf die Qualitäts- 
verbesserung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
auf dem Markt der Gemeinschaft. 

Unter diesem Gesichtspunkt wird dem Gesundheits- 
schutz des Verbrauchers besondere Bedeutung bei- 
gemessen. Bei allen festgelegten oder vorgeschla- 
genen Vorschriften über Zusätze, unerwünschte 
Stoffe und Rückstände von Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln sind von den Sachverständigenausschüssen 
der FAQ und der WHO angesetzten zulässigen Ta- 
gesdosen sowie die Ernährungsweise in den ein- 
zelnen Ländern der Gemeinschaft berücksichtigt 
worden. Im übrigen werden alle dem Rat vorgeleg- 
ten Vorschläge den Verbraucherverbänden in der 
Gemeinschaft zur Stellungnahme übermittelt. 

Dabei ist zu vermerken, daß die von der Kommis- 
sion vorgeschlagenen Toleranzen für Rückstände 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln oft unter den 
heute in Nordamerika geltenden Werten liegen. 

b) Maßnahmen zur Einschränkung der Umweltver- 
schmutzung 

Der Anteil der Landwirtschaft an der Umweltver- 
schmutzung ist im wesentlichen auf die Verwendung 
von stabilen Insektiziden aus der Gruppe der or- 
ganischen Chlorverbindungen und von Herbiziden 
der Gruppe der Phenoxylessigsäuren begrenzt. In 
zahlreichen Ländern sind heute bereits Vorschriften 
in Kraft oder geplant, die die Verwendung dieser 
Erzeugnisse verbieten oder begrenzen. 

Im Rahmen der Arbeiten zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften über Zulassung und Inverkehr- 
bringen von Pflanzenschutzmitteln prüfen die Dienst- 
stellen der Kommission die Möglichkeit, statt der 
wirkungsbeständigen Pestizide andere, schnell ab- 
baubare Schädlingsbekämpfungsmittel zu verwen- 
den. 

Ferner hat die Kommission bereits zum Ausdruck 
gebracht®), daß sie es für wünschenswert hält, For- 

Antwort auf die schriftliche Anfrage Nr. 397/69 der 

Herren Boersma und Dröscher 
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schungen über biologische Schädlungsbekämpfung, 
integrierte Bekämpfung und Anbauverfahren, die 
eine geringere Verwendung chemischer Schädlings- 
bekämpfungsmittel ermöglichen, zu fördern. Die 
Zweckmäßigkeit eines entsprechenden beschleunig- 
ten Forschungsprogramms auf Gemeinschaftsebene 
muß kurzfristig untersucht werden. 

c) Gestaltung der natürlichen Umwelt und Schaf- 
fung von Erholungsgebieten 

Die jüngsten Vorschläge der Kommission im Rah- 
men der Agrarreform können zur Gestaltung der 
natürlichen Umwelt und Schaffung von Erholungs- 
gebieten beitragen. 

Die Richtlinie B zur Förderung von Betriebseinstel- 
lungen in der Landwirtschaft und der Bereitstellung 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Agrar- 
strukturverbesserungen stellt nämlich eine neue Re- 
gel auf, wonach Betriebseinstellungsbeihilfen bei Be- 
reitstellung des freiwerdenden Bodens nicht nur für 
Betriebsvergrößerungen, sondern auch für nichtland- 
wirtschaftliche Zwecke wie Aufforstung, Entspan- 
nungs- und Erholungsgebiete, Naturschutzparks 
usw. gewährt werden können. An diesen Beihilfen 
beteiligt sich der EAGFL. 

d) Erhaltung der natürlichen Umwelt in Fremden- 
verkehrsgebieten 

Die Erhaltung eines Mindeststandes an landwirt- 
schaftlicher Bevölkerung besonders im Gebirge 
rechtfertigt besondere Unterstützungsmaßnahmen, 
unabhängig von den üblichen Produktivitätsnormen, 
die wegen der natürlichen Gegebenheiten von den 
meisten Betrieben im Gebirge nicht erreicht werden 
können. 

Die neuen Formen der Unterstützung in Gebirgs- 
gegenden müßten der Lage der Landwirte, insbe- 
sondere in Abhängigkeit von ihrem Alter, Rechnung 
tragen. Einige Maßnahmen sind bereits im Rahmen 
der Agrarreform vorgeschlagen worden: 

— Entschädigung bei Einstellung des landwirtschaft- 
lichen Betriebs für ältere Landwirte; das frei- 
werdende Land gibt jüngeren Landwirten (die 
bisher zum großen Teil abwandern) die Möglich- 
keit, ihren Betrieb zu vergrößern und in der 
Landwirtschaft zu bleiben. Die Empfänger dieser 
Entschädigung können am Ort bleiben und wer- 
den in der Regel auch in ihren angestammten 
Häusern wohnen bleiben; 

— verstärkte Investitionsbeihilfen für junge Land- 
wirte, die ihren Betrieb modernisieren. Diese Bei- 
hilfe ermöglicht eine Umstellung der Produktion 
auf Qualitätserzeugnisse, die für das jeweilige 
Gebiet typisch sind; 

— Beihilfen zur beruflichen Umschulung (zum Er- 
werb der erforderlichen Qualifikationen für die 
Ausübung von Berufen im Fremdenverkehr). 

Ferner wird eine weitere ganz neue Maßnahme 
vorbereitet: Die pauschalen Einkommensbeihilfen, 
unabhängig von der Produktion, für Landwirte, die 
ihren Betrieb nicht modernisieren können und noch 
nicht alt genug sind für die Betriebseinstellung. 


3.2.2. Regionalpolitik 

a) Ein Privileg Europas ist die große Mannigfaltig- 
keit seiner Landschaften. Kein Kontinent weist 
auf so kleinem Raum eine solche Vielfalt gast- 
licher Küsten, freundlicher Landgegenden und 
zugänglicher Gebirge auf. 

Ein weiteres Charakteristikum des Kontinents 
besteht in der Dichte der Kontinuität seiner seit 
Alters her ansässigen Bevölkerung: 163 Einwoh- 
ner pro km^ ist über eine so große Fläche eine 
der stärksten Bevölkerungsdichten der Welt. Alle 
Gebiete sind seit langem bewohnt und bebaut. 
Überall sind die Zeugnisse einer weit zurück- 
reichenden Zivilisation sichtbar. 

Einige Gebiete haben sich jedoch — relativ und 
selbst absolut gesehen — entvölkert, seitdem die 
erste industrielle Revolution einen Ansturm der 
Bevölkerung auf die Kohlevorkommen und ihre 
Küstenabsatzgebiete verursacht hat. Die Bevöl- 
kerungsdichte schwankt daher zwischen über 
1000 Einwohnern pro km^ im holländischen Rand- 
staat und im Ruhrgebiet, 33 Einwohnern pro km^ 
im Aosta-Tal und 15 Einwohnern pro km^ im 
französischen Departement Basses Alpes. 

Heute sind neue technische, wirtschaftliche und 
soziologische Veränderungen im Gange, deren 
destruktive Auswirkungen auf die Qualität der 
Umwelt verhindert werden müssen; man muß 
sie im Gegenteil dazu ausnutzen, um eine Ver- 
besserung und Gestaltung der Umwelt zu er- 
reichen. 

Bedenkt man, welche Bedeutung diese Verände- 
rungen in den kommenden Jahren annehmen 
werden, so wird deutlich, daß die Qualität der 
natürlichen und städtischen Umwelt, in der die 
Europäer in zwanzig oder dreißig Jahren leben 
werden, durch die heute verfolgte Politik weit- 
gehend positiv oder negativ beeinflußt werden 
kann — mit allen positiven oder negativen 
Konsequenzen, die sich daraus für das soziale 
und zivilisatorische Gleichgewicht ergeben kön- 
nen. 

Dieses Problem muß auf Gemeinschaftsebene in 
Angriff genommen werden, weil diese Verände- 
rungen durch das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes beschleunigt und intensiviert 
werden und weil eine bessere Erhaltung und 
Aufwertung der Versorgungsquellen zu erreichen 
ist, wenn man sich darum bemüht, den Bedürf- 
nissen der gesamten europäischen Bevölkerung 
gerecht zu werden. 

b) Die Einbeziehung der Umweltgüter in die Re- 
gional- und Raumordnungspolitik, die mit wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Mitteln auf eine 
ausgewogenere Verteilung der Wirtschaftstätig- 
keiten in der Gemeinschaft hinwirken soll, ist 
unter einem dreifachen Aspekt zu berücksich- 
tigen: 

— Die Erhaltung und Pflege einer gesunden na- 
türlichen oder vom Menschen gestalteten Um- 
welt ist eine unabdingbare Verpflichtung. Die 
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Notwendigkeiten der Wettbewerbswirtschaft 
dürfen nicht zur Beeinträchtigung der zivilisa- 
torischen Werte führen, sondern sollen sie 
vielmehr fördern; 

— die Nutzung dieser Werte durch schonende 
Planung ist ein wichtiger Faktor für die wirt- 
schaftliche Entwicklung vieler Gebiete, und 
insbesondere der heute noch rückständigen 
Gebiete, die von der ersten Industrialisie- 
rungs- und Urbanisierungswelle nicht erfaßt 
wurden. Für diese Gebiete kann die Umwelt 
der einzige Reichtum sein, auf dem sich eine 
angemessene Entwicklung der industriellen 
Produktion und des Dienstleistungsbereichs 
aufbauen läßt; 

— dem Bedürfnis nach gesunden Umweltver- 
hältnissen muß bei der Standortwahl für 
Wohnsiedlungen und Betriebe Rechnung ge- 
tragen werden. Dieses stellt sich heute unter 
dem Aspekt der Energieverteilung, der Ent- 
wicklung der Seewirtschaft und der Ballung 
der Erwerbstätigkeit in den Städten sowohl 
für die Mitgliedsländer als auch für die Ge- 
meinschaft insgesamt unter neuen Vorzeichen. 
Die außergewöhnliche Konzentration von 
Wirtschaftstätigkeit und Bevölkerung auf 
engem Raum — heute lebt ein Viertel der 
Bevölkerung der Gemeinschaft auf 3 ®/o ihrer 
Fläche — trägt in der Tat in hohem Maße zur 
Verschmutzung der Umwelt und Beeinträchti- 
gung der Lebensverhältnisse in materieller, 
ästhetischer und sogar moralischer Hinsicht 
bei. 

Unter diesen drei Aspekten ist ein Eingreifen 

der Gemeinschaft nicht nur sinnvoll, sondern so- 
gar unerläßlich, denn auf dieser Ebene besteht 


mehr noch als im nationalen Rahmen die Not- 
wendigkeit und zugleich die Möglichkeit, auf 
einen Abbau der heutigen Bevölkerungsmassie- 
rungen in der Gemeinschaft hinzuwirken. 

Als Gegengewicht gegen die schwerkraftbedingte 
Tendenz zur Konzentration um vorhandene 
Schwerpunkte ist die Anziehungskraft von Orten 
mit gesunder Umwelt in den bisher wenig ent- 
wickelten Gebieten ein wesentliches Hilfsmittel 
zu einer Zeit, da die menschlichen Faktoren in 
steigendem Maße neben den praktischen Ge- 
sichtspunkten die Standortwahl bestimmen. 

Darauf kann systematisch aufgebaut werden, um 
eine ausgewogene Verteilung der Tätigkeiten 
der Gemeinschaft durch Verlagerung nach Kü- 
stengebieten, Gebirgsgegenden oder günstigen 
Klimazonen zu erreichen. Das erfordert aller- 
dings die Schaffung moderner Infrastrukturen 
— Verkehrswege, Fernmeldeverbindungen, so- 
ziale und kulturelle Einrichtungen — ■ und den 
gemeinsamen Aufbau von Industrie- und Dienst- 
leistungsbetrieben, die der betreffenden Umwelt 
angepaßt sind. 

Auf diese Weise können die regionalpolitischen 
Maßnahmen auf Ebene der Gemeinschaft einen 
doppelten Beitrag leisten zur qualitativen Ver- 
besserung der durchschnittlichen Umweltverhält- 
nisse, in denen die Einwohner der Gemeinschaft 
leben. Einmal können sie ständig oder zeitweilig 
in einer gesunden, gut erhaltenen Umwelt woh- 
nen. Zum andern dürfte in umweltverseuchten 
Zonen eine gewisse Auflockerung der Bevölke- 
rung und der Wirtschaftstätigkeiten oder deren 
Umstellung zweifellos die Wiederherstellung 
einer gesunden Umwelt fördern, z. B. in den im 
Niedergang befindlichen Bergbaugebieten. 
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Anlage C 


Wichtigste internationale Organisationen, 
die sich mit den Umweitprobiemen befassen 


1. Vereinte Nationen (VN) 

Die Vereinten Nationen werden im Jahre 1972 in 
Stockholm eine Konferenz über die Umwelt des 
Menschen veranstalten. Zweck dieser Konferenz ist 
es: 

— die Regierungen und die Öffentlichkeit auf die 
Bedeutung und Dringlichkeit der Umweltpro- 
bleme sowohl in den Industriestaaten als auch 
in den Entwicklungsländern hinzuweisen, 

— einen Meinungsaustausch zwischen den Regie- 
rungen über die zur Lösung bestimmter Umwelt- 
probleme einzusetzenden Mittel — unter Berück- 
sichtigung ihrer rechtlichen und administrativen 
Aspekte — zu fördern, 

— diejenigen Umweltprobieme zu definieren, die 
ganz oder teilweise durch die Schaffung eines 
regionalen oder internationalen Kooperations- 
systems gelöst werden könnten, 

— wirksamere Arbeitsmethoden auf nationaler, re- 
gionaler und internationaler Ebene zu untersu- 
chen, 

— die VN und ihre Organisationen sowie andere 
internationale Einrichtungen zu einer verstärkten 
Teilnahme am Kampf gegen die Umweltver- 
schmutzung mit zur Mitwirkung bei der Harmo- 
nisierung der Arbeiten zu veranlassen. 

Das vorbereitende Komitee hat bisher drei Haupt- 
themen festgelegt: Bevölkerungsverteilung und Um- 
welteffekte, Nutzung der natürlichen Hilfsquellen, 
Umweltverschmutzung. 

1.1. Wirtschaftskommission für Europa 

Die Wirtschaftskommission für Europa gehört zu 
den vier regionalen Kommissionen, die sich mit 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen befassen. Ihre 
Mitglieder sind die europäischen Länder und die 
Vereinigten Staaten. Ihre Arbeiten betreffen: 

— die Luftverschmutzung: Untersuchung über die 
Verunreinigung und ihre Kontrolle, wirtschaft- 
liche Auswirkungen, durch Kraftfahrzeuge be- 
dingte Verunreinigung, Festlegung von Normen 
und Regelungen für den Kraftfahrzeugbau; 

— die Wasserverschmutzung: Untersuchungen im 
Hinblick auf die Förderung der Zusammenarbeit 
bei der rationellen Nutzung der Wasservorkom- 
men und bei der Kontrolle der Wasserverunrei- 
nigung, Informations- und Erfahrungsaustausch 
Über die Rechtsvorschriften; 

— den Ausbau der Städte; 


— die Harmonisierung der einzelstaatlichen Politi- 
ken auf den genannten Gebieten. 

Die Wirtschaftskommission für Europa hat im April 
1971 in Prag eine Regierungskonferenz über die Um- 
weltbedingungen und ihren Einfluß auf die Gesell- 
schaft veranstaltet. 

1.2. Beratende zwischenstaatliche 
Seeschiffahrts-Organisation (IMCO) 

Die im Jahre 1959 gegründete IMCO fördert den 
Informationsaustausch über Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der mißbräuchlichen Einleitung von Mine- 
ralöl ins Meer. Sie hat ein internationales Informa- 
tionssystem Über die Freilassung von Heizöl ins 
Meer geschaffen, und im Jahre 1969 hat sie eine in- 
ternationale Konferenz über die rechtlichen Aspekte 
der Meerwasserverschmutzung veranstaltet. Die auf 
dieser Konferenz formulierten Anregungen werden 
von den beteiligten Regierungen geprüft. Für Fra- 
gen der Meeresverunreinigung, der Sicherheit der 
Schiffahrt, der Beförderung gefährlicher Stoffe, der 
Planung und Ausrüstung der Schiffe usw. sind Aus- 
schüsse eingesetzt worden. 

1.3. Organisation der UN für Erziehung, 

Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 

Die UNESCO fördert wissenschaftliche Forschungen 
über spontane und induzierte Mutationen in den 
Ozeanen. Sie beteiligt sich auch an Forschungspro- 
grammen zur Bestimmung der Auswirkungen der ins 
Meer eingeleiteten Stoffe und zum Schutz der Be- 
reiche, in denen die Meeresfauna durch menschliche 
Aktivitäten bedroht ist. Die UNESCO befaßt sich 
außerdem mit dem Problem der Luftverunreinigung. 

1.4. Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

Die WHO befaßt sich mit der Verunreinigung der 
Küstengebiete und leistet technische Beratungs- 
dienste im Zusammenhang mit dem Schutz der Ge- 
wässer. Gegenwärtig lanciert sie ein internationales 
Programm über Maßnahmen zur Kontrolle der Um- 
weltbedingungen, die sich unmittelbar auf die Ge- 
sundheit auswirken. Die WHO hat zahlreiche Län- 
der bei der Aufstellung von Programmen zur Ab- 
fallbeseitigung und zur Kontrolle der Gewässer 
unterstützt. 

1.5. Organisation der UN für Ernährung 
und Landwirtschaft (FAO) 

Die FAO untersucht die Qualität der Gewässer und 
befaßt sich mit Pestiziden und Industrieabfällen 
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— insbesondere mit den Abfällen der Papierindu- 
strie — und mit deren Auswirkungen auf das Fisch- 
aufkommen der Binnengewässer. Letzthin hat die 
FAO die Auswirkungen der Verunreinigung auf die 
Hochseefischerei in ihre Forschungen einbezogen. 
In den Entwicklungsländern unternimmt sie ökolo- 
gische Untersuchungen über die Bodennutzung, ins- 
besondere im Hinblick auf die Produktivitätssteige- 
rung und die rationelle Verwendung der natürlichen 
Hilfsquellen. Weitere Programme haben die Ent- 
wicklung des Tourismus, die Schaffung von Natur- 
schutzgebieten sowie die traditionellen Land- und 
Forstwirtschaftssektoren zum Gegenstand. 

1.6. Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 

Die WMO hat die Aktion Weltwetterwacht eingelei- 
tet, deren Ziel die Verbesserung der Bedingungen 
zur Erfassung meteorologischer Daten und zur Un- 
tersuchung der Agenzien der Luftverschmutzung ist. 

In Verbindung mit dem Internationalen Rat wissen- 
schaftlicher Vereinigungen (ICSU) hat die WMO 
das „Global Atmospheric Research Programme" in 
Gang gesetzt, dessen Durchführung sie koordiniert. 
Sie hat zwei Kommissionen mit dem Auftrag ge- 
schaffen, die meteorologischen Faktoren und deren 
Korrelation mit der Luftverunreinigung zu untersu- 
chen. 

1.7. Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO) 

Die lAEO befaßt sich vorwiegend mit der Verunrei- 
nigung durch radioaktive Substanzen. Sie legt Nor- 
men fest, organisiert den Austausch von Informatio- 
nen und beteiligt sich an Forschungsvorhaben in die- 
sem Bereich. In Verbindung mit der WHO und der 
UNESCO hat sie ein internationales Probenahme- 
system für die Messung der Radioaktivität der Nie- 
derschläge geschaffen; gegenwärtig arbeitet sie 
Techniken zur Messung der Radioaktivität der Luft 
und der Umwelt in ihrer Gesamtheit aus. 


2. Sonstige internationale Organisationen 
2.1. NATO 

Im Dezember 1969 ist auf Veranlassung von Präsi- 
dent Nixon der NATO-Umweltausschuß (CCMS) 
geschaffen worden. Er hat die Aufgabe, mit allen 
praktischen Mitteln den Meinungs- und Erfahrungs- 
austausch zwischen den alliierten Ländern über die 
Schaffung besserer Umweltbedingungen zu fördern. 
Die Arbeiten dieses Ausschusses stützen sich auf 
zwei Grundsätze. Der erste ist der des federführen- 
den Landes. Ein Land, das mit anderen assoziiert 
sein kann, übernimmt das Patronat eines bestimm- 
ten Projekts. Der zweite Grundsatz besagt, daß die 
Tätigkeit der NATO in diesem Bereich nicht auf die 
Forschung, sondern auf die Formulierung von Re- 
gierungspolitiken und die Festlegung von Rechts- 
vorschriften zur Lösung der Umweltprobleme ausge- 
richtet ist. Untersuchungen auf folgenden Gebieten 
wurden in Angriff genommen (die beteiligten Län- 


der sind in Klammern angegeben, das federführende 
Land steht an erster Stelle): 

— Luftverunreinigung (Vereinigte Staaten, Deutsch- 
land, Türkei), 

— Verunreinigung der Küstengewässer (Belgien, 
Kanada, Frankreich, Portugal, Vereinigtes König- 
reich, Vereinigte Staaten), 

— Verunreinigung der Binnengewässer (Kanada, 
Belgien, Frankreich, Vereinigte Staaten), 

— ■ Verkehrssicherheit (Vereinigte Staaten, Deutsch- 
land, Japan, Belgien, Kanada, Frankreich, Italien, 
Niederlande), 

— Hilfe bei Naturkatastrophen (Vereinigte Staaten, 
Italien, Türkei), 

— die Umwelt in der Planung der regionalen Ent- 
wicklung (Frankreich, Vereinigtes Königreich), 

— die berufliche Befriedigung in einer technolo- 
gischen Ara (Vereinigtes Königreich), 

— die wissenschaftlichen Kenntnisse und die Ent- 
scheidungsfindung (Deutschland, Vereinigtes Kö- 
nigreich). 

2.2. Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) 

Der OECD gehören die Industriestaaten Westeuro- 
pas und Nordamerikas sowie Australien und Japan 
an. Das Komitee für Zusammenarbeit im Bereich 
der Forschung, das 1970 das wichtigste OECD-Or- 
gan für Arbeiten auf dem Gebiet des Umweltschut- 
zes war, ist durch ein Umweltkomitee ersetzt wor- 
den. Während zunächst danach getrachtet wurde, 
den Austausch von Erfahrungsdaten zwischen den 
Mitgliedstaaten zu fördern, sind die Gegenüberstel- 
lung der Politiken und eine integrierte Konzeption 
zur Bewirtschaftung der Naturschätze schrittweise 
an die Spitze der Zielsetzungen gelangt. Im Hinblick 
auf diese Ziele hat die OECD sektorielle Gruppen 
für die Auswertung der Ergebnisse der wissenschaft- 
lichen Forschung eingesetzt und Studiengruppen ge- 
schaffen, die über besondere Verunreinigungspro- 
bleme ZU berichten haben. Zur Zeit bestehen vier 
sektorielle Gruppen für folgende Themen: 

— Planung und Forschung im Zusammenhang mit 
der Luftreinhaltung; 

— Forschung im Bereich des Wasserhaushalts; 

— Umweltbedingungen in der Stadt; 

— unerwünschtes Auftreten von Pestiziden in der 
Umgebung; 

vier Studiengruppen befassen sich mit der Ver- 
schmutzung durch: 

— feste Abfälle, 

— • Kraftfahrzeuge, 

— Betriebe der Zellstoff- und Papierindustrie, 

— Kraftwerke. 

Für die Koordinierung aller Arbeiten dieser Grup- 
pen sorgt das Umwelt-Komitee, das sich mit folgen- 
den Fragen befaßt: 
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— Kosten des Kampfes gegen die Verunreinigung, 
Verteilung der Ausgaben, 

— zulässige Konzentration an verunreinigenden 
Agenzien in der Umgebung, 

— Identifizierung der verunreinigenden Substan- 
zen, die eventuell unheilbare Schäden auf Welt- 
ebene bewirken können. 


2.3. Europarat 

Der Europarat nimmt sich in erster Linie der in den 
Mitgliedstaaten geltenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften an. Die Sachverständigenausschüsse für 
Luft- und Wasserverunreinigung und der Ausschuß 
für den Schutz der Natur und der natürlichen Hilfs- 
quellen haben Grundsätze aufgestellt, die eine Aus- 
gangsbasis für nationale Aktionen liefern. 


3. Andere internationale Organisationen 
außerhalb der Regierungsebene 

Neben den auf Regierungsebene geschlossenen bi- 
und multilateralen Abkommen, die in erster Linie 
einen Informationsaustausch zum Gegenstand ha- 


ben, befassen sich zwei wissenschaftliche Organisa- 
tionen mit den Problemen des Umweltschutzes. Es 
handelt sich um folgende Gremien: 

3.1. Internationaler Rat wissenschaftlicher 
Vereinigungen (ICSU) 

Dieser Rat hat 1967 ein Fünfjahres-Programm über 
biologische Probleme der Umwelt in Angriff genom- 
men, an dem Wissenschaftler aus über 60 Ländern 
beteiligt sind. 

3.2. Internationale Union für die Erhaltung der Natur 
und der natürlichen Hilfsquellen (lUCN) 

Sie umfaßt 29 Länder und 100 unpolitische Organisa- 
tionen aus nahezu 80 Ländern. Ihr Zweck ist die 
Förderung wissenschaftlicher Aktionen zur Erhal- 
tung und zum Schutz der natürlichen Umwelt des 
Lebens in seinen verschiedenen Formen sowie der 
natürlichen Hilfsquellen. Ihre Tätigkeit vollzieht 
sich im Rahmen von Ausschüssen, die mit der 
Untersuchung der Ökologie, des Überlebens der 
Arten, der nationalen Naturschutzgebiete, sowie 
von Problemen der umweltbezogenen Erziehung, 
Politik und Verwaltung beauftragt sind. 

Die Union ist ein beratendes Organ der UN. 
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Anlage D 


Erste Übersicht über die in den Mitgiiedstaaten 

der Europäischen Gemeinschaft laufenden Forschungsarbeiten 

über Fragen des Umweltschutzes 


Die in diesem ersten Dokument erfaßten Informationen beziehen sich auf die 
Verseuchung von Luft und Wasser. 

Die Unterlagen zur Zusammenstellung dieses Dokuments ergaben sich aus Dis- 
kussionen mit den für die Durchführung der Arbeiten verantwortlichen nationa- 
len Stellen, aus Labor- und Industriebesichtigungen und aus der Auswertung 
von Tätigkeitsberichten und anderen Veröffentlichungen. 

Der Dank der Dienststellen der Kommission richtet sich an alle Beteiligten, die 
in jedem Mitgliedstaat in vorbildlicher Zusammenarbeit zu dieser Arbeit bei- 
getragen haben. 
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Luftverseuchung 


Belgien 

I. Analyse und meßtechnische Erfassung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Untersuchung der Luftverunreinigungen in verschie- 
denen Regionen. Untersuchung von Kokerei-Emis- 
sionen. HoS, F NO und NO2 in der Luft 

Centre Beige d’Etude et de Documentation de l'Air 
(CEBEDAIR) Liege 

Untersuchung der Luftverunreinigung in Industrie- 
gebieten 

Institut National des Mines Päturages 

Auslegung und Bau von Stationen zur Messung 
der Luftverunreinigungen (Schwefel, Rauchgase) 
Untersuchungen über die chemische Zusammenset- 
zung der Normalatmosphäre 

Institut d'Hygiene et d'Epidemiologie Bruxelles 

Entwicklung von Verfahren zur Analyse von Ver- 
brennungsprodukten 

Institut de Chimie industrielle minerale, Universite 
de Liege 

Untersuchung der Luftverschmutzung durch Aus- 
puffgase 

Chaire de technique des transports, Universite de 
Gand 

Entwicklung eines halbautomatischen Probenahme- 
geräts zur Bestimmung des SO2- und Rauchgehalts 
der Luft 

Institut Royal de Meteorologie Bruxelles 

IL Wanderung und Umwandlung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Untersuchungen über die chemische Umwandlung 
der Luftverunreinigungen 

Institut d'Hygiene et d’Epidemiologie Bruxelles 

Institut Royal de Meteorologie Bruxelles 

III. Wirkung der luftverunreinigenden Stoffe auf den Menschen und seine Umwelt 

Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 


Gesundheitsschädigende Wirkung von Spurenele- Laboratoire du Departement d'epidemiologie, Uni> 
menten versite de Louvain 


Sozialmedizinische Aspekte der Luftverunreinigung 
(Erkrankungen der Atmungswege) 

Epidemiologische Untersuchungen 

Untersuchungen über die durch Luftverunreinigun- 
gen in den Lungen ausgelöste enzymatische Induk- 
tionen 


Chaire de medecine sociale, Universite de Gand 

Institut d'Hygiene et d'Epidemiologie Bruxelles 

Laboratoire de chimie medicale, toxicologie et 
hygiene, Universite de Liege 
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Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Wirkung des Benzpyrens auf die Kehlkopfschleim- 
häute (speziell cancerogene Wirkung) 

Untersuchung der Wirkung von Stäuben. Staubnie- 
derschlagsmessungen 

Untersuchung der Korrelation zwischen dem Pb-Ge- 
halt der Luft und den Bleivergiftungen 

Untersuchungen über die durch verschiedene chemi- 
sche Substanzen einschließlich Schadstoffe in der 
Luft induzierten teratologischen Effekte 

Toxikologische Forschungen über Industrieemissio- 
nen 


Chaire d'otorhinolaryngologie, Universite de Gand 

Institut d'Hygiene des Mines Hasselt 

Laboratoire dTnspection Chimique du Ministere de 
l’Emploi et du Travail Bruxelles 

Laboratoire de cytogenetique, Universite de Louvain 

Chaire de toxicologie, Universite de Gand 


IV. Technologie der Luftreinhaltung 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Verfahren zur Verminderung der nitrosen Dämpfe 
in Rauchgasen 

Untersuchung von Systemen zur Rauchgasbehand- 
lung 

Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft. Bestimmung 
der höchstzulässigen Schadstoffkonzentrationen in 
Industriebetrieben und an Arbeitsplätzen 

Untersuchung von Methoden zur katalytischen Nach- 
verbrennung der Abgase von Explosionsmotoren 

Bekämpfung von Grubenstaub. Bewetterungssysteme 


Institut National des Mines Päturages 

Institut de Chimie industrielle minerale, Universite 
de Liege 

Laboratoire dTnspection Chimique du Ministere de 
l'Emploi et du Travail Bruxelles 

Laboratoire de physico-chimie et de physique de 
l’etat solide, Universite de Louvain 

Institut d'Hygiene des Mines Hasselt 


Deutschland 

1. Analyse und meßtechnische Erfassung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung eines automatischen Geräts zur CO- 
Bestimmung in Luft. Untersuchung von Aerosolen 

Gaschromatographische und Massenspektrometri- 
sche Bestimmung der Luftverunreinigungen 

Analyse von Auspuffgasen, Kohlenwasserstoffen 
und Smog 

Meteorologische und Klimatologische Untersuchun- 
gen Aerosole 

Verfahren zur Analyse luftfremder Stoffe 


Max-Planck-Institut für Chemie Mainz 


Max-Planck-Institut für Kohleforschung Mülheim- 
Ruhr 

Institut für Brennstoffchemie der technischen Uni- 
versität Clausthal-Zellerfeld 

Kernforschungszentrum Karlsruhe 

Medizinisches Institut für Lufthygiene und Silikose- 
forschung der Universität Düsseldorf 
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• 


Forsdiungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Analyse der Verunreinigungen. Meßstellennetz ; 
Problematik der Bezugsproben mit niedrigen Kon- 
zentrationen 

Entwicklung von Methoden zur Immissionsmessung. 
Physikalische und chemische Eigenschaften der Im- 
missionen und Emissionen. Meßstationen und Über- 
wachung 

Entwicklung von Geräten und chemischen Methoden 
zur Messung und Analyse von organischen und an- 
organischen Verunreinigungen und Feststoffen. Meß- 
stationen 

Untersuchungen über den Ursprung der Industrie- 
emissionen. Meßtechnische Erfassung der anorgani- 
schen und organischen Verunreinigungsstoffe 

Pestizidbestimmung in atmosphärischen Aerosolen 


Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
(WaBoLu) des Bundesgesundheitsamtes Berlin 

Landesanstalt für Immissions- und Bodennutzungs- 
schutz (LIB) des Landes Nordrhein-Westfalen 
Essen 


Meßstelle für Luftverschmutzung der deutschen For- 
schungsgemeinschaft Schallstadt-Freiburg 


Verein Deutscher Ingenieure (VDI) Kommission 
„Reinhaltung der Luft" Düsseldorf 

Institut für Wasserchemie und chemische Balneolo- 
gie der Universität München 


IL Wanderung und Umwandlung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Untersuchungen zur Chemie der Atmosphäre. Che- 
mische Reaktionen der Verunreinigungsstoffe 

Chemische Reaktionen der Verunreinigungsstoffe. 
Metabolismus in Säugern, Mikroorganismen, Insek- 
ten und Pflanzen 

Untersuchung zur Ausbreitung und zum physikali- 
schen und chemischen Verhalten luftfremder Stoffe 
in der Atmosphäre 

Untersuchungen zur Ausbreitung von Gasen und 
Stäuben 


Max-Planck-Institut für Chemie Mainz 

Institut für ökologische Chemie der Gesellschaft für 
Strahlen- und Umweltforschung Schloß Birlinghoven 

LIB des Landes NW Essen 

VDI Kommission „Reinhaltung der Luft" Düsseldorf 


III. Wirkung der luftverunreinigenden Stoffe auf den Menschen und seine Umwelt 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Epidemiologische Untersuchungen zur Luftver- 
schmutzung 

Untersuchungen zur Staubretention in den Lungen 
von Mensch und Tier. Verhalten von Feststoffteil- 
chen im Gewebe 

Pharmakologische und toxikologische Untersuchun- 
gen. Beeinflussung des Metabolismus der Luftver- 
unreinigungen, Medikamente und Gifte 

Mutagenitätsprüfung an menschlichen Lymphozyten, 
Hefen, Bakterien, Insekten für Luftverunreinigun- 
gen, Pestizide, Medikamente, Lebensmittelzusätze 


Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie des 
Bundesgesundheitsamtes Berlin 

Max-Planck-Institut für experimentelle Medizin 
Göttingen 

Pharmakologisches Institut der Universität Erlangen 
Institut für Toxikologie und Pharmakologie der Uni- 
versität Würzburg 

Zentrallaboratorium für Mutagenitätsprüfung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) Freiburg 
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Forschungsthema 


Institut, oder Laboratorium 


Chemische Mutagenität 

Untersuchungen über luftschadstoffinduzierte Muta- 
tionen. Tierversuche zur pränatalen Toxizität 

Wirkung von Auspuffgasen auf Ratten (Begasungs- 
kammern) und Pflanzen (einschließlich F und Ce) 

Cancerogene Wirkung von Benzpyren und Stäuben 

Toxische Wirkung organischer Dämpfe und anderer 
Luftschadstoffe auf den tierischen Organismus. Luft- 
hygiene 

Toxische Wirkung von Luftschadstoffen auf Pflan- 
zen und Werkstoffe. Bio-Indikatoren. Bestimmung 
von Immissionsgrenzwerten 

Toxische Wirkung von Luftschadstoffen auf Pflan- 
zen und Tiere. Bio-Indikatoren. Wirkung auf Sach- 
gegenstände 

Wirkungen von Luftschadstoffen auf Pflanzen. 
Toxizität des Bleis und seiner Verbindungen 


Institut für Anthropologie und Humangenetik Hei- 
delberg 

Institut für Biologie der Gesellschaft für Strahlen- 
und Umweltforschung Neuherberg 

WaBoLu Berlin 

Physiologisch-chemisches Institut der Universität 
Heidelberg 

Medizinisches Institut für Lufthygiene und Silikose- 
forschung der Universität Düsseldorf 

LIB des Landes NW Essen 

VDI Kommission „Reinhaltung der Luft" Düsseldorf 

Institut für Botanik der Universität Gießen 
Kernforschungszentrum Karlsruhe 


IV. Technologie der Luftreinhaltung 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung von Verfahren zur Emissionsbegren- 
zung in der Industrie. Entschweflungsverfahren 

Verfahren zur Rauchgasentschwefelung 

Verfahren zur Verringerung des Stickstoffoxidge- 
halts von Motorabgasen 


Untersuchungen zur Entgiftung von Auspuffgasen 
durch: katalytische und thermische Nachverbren- 
nung, Adsorption, Absorption und Kondensation 


LIB des Landes NW Essen 


VDI Kommission „Reinhaltung der Luft" Düsseldorf 

Institut für chemische Technologie und Brennstoff- 
technik der Universität Clausthal-Zellerfeld 
Institut für Kohlenmaschinen der Technischen Uni- 
versität Braunschweig 

VDI Kommission „Reinhaltung der Luft" Düsseldorf 


V. Modelle, Systemanalysen 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Ausbreitungsmodelle für Schadstoffe (SO 2 und an- Institut für theoretische Meteorologie der freien 
dere) in der Atmosphäre Universität Berlin 

Institut für Meteorologie und Geophysik der Uni- 
versität Frankfurt 


Kernforschungszentrum Karlsruhe 
LIB des Landes NW Essen 
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Frankreich 

I. Analyse und meßtechnische Erfassung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung von Analysemethoden zur Bestimmung 
niedriger Fremdstoffgehalte in der Atmosphäre. Er- 
richtung einer Prototyp-Meßstation zur Bestimmung 
der naturgegebenen Luftverunreinigung 

Untersuchungen zur Physik der Aerosole. Untersu- 
chung und Konzeption von Atmosphäre mit geregel- 
tem Staubeintrag 

Entwicklung von Geräten und Verfahren zur meß- 
technischen Erfassung von gasförmigen Luftverun- 
reinigungen 

Untersuchung der Ausbreitung industrieller Luftver- 
unreinigungen und Organisationen eines Überwa- 
chungssystems sowie Begrenzung der Luftverschmut- 
zung in der Umgebung von Wärmekraftwerken 

Untersuchung der Aerosole in der Atmosphäre. Un- 
tersuchung der Gas/Gas- und Gas/Feststoffartikel- 
Reaktionen 

Untersuchung der Adsorption polyzyklischer Koh- 
lenwasserstoffe an atmosphärischen Stäuben. Ent- 
wicklung einer Extraktions- und Identifizierungs- 
methode 

Analyse der Luftschadstoffe: Schwefelverbindungen, 
CO, NOx, usw. 


Untersuchung der physikalischen und chemischen 
Wechselwirkungen zwischen Feststoffteilchen und 
Schwefel- und Stickstoffoxiden in den Verbren- 
nungsabgasen von Heizkraftwerken 

Analyse des Schadstoffauswurfs der z. Z. gebräuch- 
lichsten Verbrennungsanlagen für Haushaltsmüll; 
Art und Menge der Schadstoffe. Jahreszeitlich be- 
dingte Schwankung der Emissionen 

Untersuchung der Immission von Haushalts- und In- 
dustriefeuerungen sowie Kraftfahrzeugabgasen 

Entwicklung neuer Verfahren zur SO^-Bestimmung 
in der Luft. Korrosionsvorgänge an Gebäuden durch 
angesäuertes Regenwasser 

Untersuchung der Emission von Kraftfahrzeugen. 
Einfluß der Motorparameter auf die Schadstoffemis- 
sion 

Mikrobiologische Untersuchungen über die Luftver- 
unreinigung 


Institut de recherche chimique appliquee (IRCHA) 
Centre de recherche de Vert-le-Petit 


IRCHA Centre de recherche de Vert-Ie-Petit 


Electricite de France (EDF) Laboratoire de preven- 
tion des pollutions St. Denis 

EDF Division „Echanges Atmospheriques" Centre 
de Recherche du Chatou 


Commissariat ä l'Energie Atomique (CEA) Services 
techniques et etudes de protection (STEP) Labora- 
toire „Contamination Atmosphere" Fontenay-aux- 
Roses 

CEA Centre d'Etudes Nucleaires Section d'etudes et 
analyses physico-chimiques Grenoble 


Institut national de la sante et des recherches medi- 
cales Centre de recherche sur la pollution atmo- 
spherique (Inserm-Crpa) Laboratoire de chimie Le 
Vesinet 

Centre d'Etudes et Recherches des Charbonnages de 
France (CERCHAR) Paris 


CHERCHAR Paris 


Laboratoire municipal de la Prefecture de Paris 
Laboratoire d'Hygiene de la Ville de Paris 


Union technique de l'Automobile de du Cycle 
(UTAC) Paris 

INSERM — CRPA Le Vesinet 
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Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Untersuchung der Emission von wärmetechnischen 
Anlagen und Kraftfahrzeugen 

Comite d'action technique contre la pollution atmo- 
spherique (CATPA) Paris 


Comite national d'action pour Fassainissement de 
l'atmosphere (CAPA) Paris 

II. Wanderung und Umwandlung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Untersuchung der Umwandlung von SO2 zu SO3 
unter den klimatologischen Gegebenheiten von In- 
dustriestadtgebieten 

IRCHA 

Centre de recherche de Vert-le-Petit 

Untersuchung des physikalischen und chemischen 
Verhaltens von Schwefeldioxidspuren im gasförmi- 
gen Zustand, in wäßriger Phase und in tropfenför- 
migem Zustand in einer Atmosphäre bekannter Zu- 
sammensetzung 

Prefecture des Basses-Pyrenees 

Laboratoire de recherches de Lagor 

Synthese von organo-metallischen Verbindungen, 
die als Tracer für Ausbreitungstudien verwendet 
werden 

CEA 

Centre d'Etudes Nucleaires 

Laboratoire de chimie organique physique 

Grenoble 

III. Wirkung der luftverunreinigenden Stoffe auf den Menschen und seine Umwelt 

Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Epidemiologische Untersuchungen in Schulen 

Laboratoire d'hygiene de la Ville de Paris 

Epidemiologische Erhebungen über das Auftreten 
von Bronchialkrebs in Gebieten unterschiedlicher 
Luftverschmutzung 

INSERM 

CRPA 

Le Vesinet 

Schädigungsquelle von SO2 allein und in Gegenwart 
von nitrosen Dämpfen 

Prefecture des Basses-Pyrenees Lagor 

Toxikologische Untersuchung von Industrieerzeug- 
nissen 

CEA — Centre d'Etudes Nucleaires 

Laboratoire d'analyses biologiques 

Grenoble 


Faculte de pharmacie — Laboratoire de toxicologie 
de rUniversite de Paris 

Begasungsversuche an Tieren zur Erfassung des Ein- 
flusses von Luftschadstoffen auf das Gewebe und 
das zentrale Nervensystem 

INSERM 

CRPA 

Le Vesinet 

Cytotoxikologische Versuche. Zellkulturen (HeLa) 
als Bio-Indikatoren für die Luftverschmutzung 

INSERM 

CRPA 

Le Vesinet 

Wirkung von Luftschadstoffen auf Pflanzen 

INSERM 

CRPA 

Le Vesinet 
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Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Schädigung von Nadelhölzern durch Schwefel und 
fluorhaltige Schadstoffe 

CERAFER 

Grenoble 

Vegetationsschäden durch Schwefeldioxid 

Institut national de recherches agronomiques (INRA) 
Laboratoire de phytopharmacie 

Versailles 

Bestimmung der Schadstoffe in den Pflanzen durch 
Neutronenaktivierung 

CEA — Centre d'Etudes Nucleaires 

Laboratoire de Biologie vegetale 

Grenoble 

IV. Technologie der Luftreinhaltung 


Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Entwicklung von Systemen zur Verringerung des 
CO- und NOx-Gehalts von Auspuffgasen. Kataly- 
tische Verbrennungssysteme 

CEA-STEP 

Laboratoire „Contamination de l’Atmosphere" 
Fontenay-aux-Roses 

Entwicklung von Reinigungsverfahren 
und -Anlagen. Versuche an Filtern 

IRCHA 

Centre de Recherche de Vert-le-Petit 

Versuche zur elektrostatischen Abscheidung von 
Aerosolen 

CEA 

Centre d'Etudes Nucleaires de Grenoble 

Versuche zur Ausbreitung der Emissionen von 
wärmetechnischen Anlagen 

Centre interprofessionnel technique d'etudes de la 
Pollution atmosperique (CITEPA) 

Paris 

V. Modelle, Systemanalysen 


Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Untersuchung der Wechselwirkung zwischen natür- 
licher Umwelt und Industriestrukturen. Probleme 
der experimentellen und numerischen Simulierung 

EDF-Division „Echanges Atmospheriques“ 

Centre de recherche de Chatou 

Italien 


I. Analyse und meßtechnische Erfassung luftfremder Stoffe 

Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 


Entwicklung einfacher Mikroverfahren zur Bestim- Laboratorio di Igiene industriale della Societä Mon- 
mung von in Luft dispergierten toxiscdien Industrie- tecatini presso Clinica del Lavoro „Luigi Devoto" 
emissionen (starke Säuren, armatische Amine, Ester, Milano 
Phenole, Pyridin, CCI4, usw.) 

Analyse bestimmter industrieller Luftverschmutzer Istituto di Igiene, Universitä di Padova 
H2S, CS2, CH3SH (Methylmerkaptan) (Rayonne-Her- 
stellung) — HCl, CS., CHg, COOH. HCOOH (Aktiv- 
kohle-Herstellung) — ■ Stäube der Zementindustrie 

Bestimmung organischer Bleiverbindungen (BTE, Istituto di Igiene, Universitä di Padova 
BTM) in Gegenwart anorganischer Bleiverbindun- 
gen bei Kraftstoffverteilern 
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Forschungsthema 


Bestimmung der Luftschadstofte über ausgewählten 
Stadtgebieten: SOo, NH^ (Untersuchung möglicher 
Interferenzen bei der SOo-Bestimmung), As und Pb 
in sedimentierten oder suspendierten Stäuben 


Untersuchung des „photochemischen Smogs'"; Syn- 
these und Bestimmung von Peroxacetylnitrat und 
seiner höheren Homologen im Labor und in der 
freien Atmosphäre 

Analyse von Raffinerieabgasen 

Probenahmeverfahren und gravimetrische Bestim- 
mung der unverbrannten Feststoffteilchen in Rauch- 
gasen. Untersuchung der Emission von SOo und an- 
derer Luftfremdstoffe von Haushalts- und Industrie- 
feuerungen 

Quantitative Bestimmung von cancerogenen aroma- 
tischen polyzyklischen Kohlenwasserstoffen (speziell 
3 — 4 Benzpyridin) (radioaktive Tracertechnik) 

Chemische und statistische Untersuchung der Ver- 
seuchung des Kraftfahrzeuginnenraums mit Auspuff- 
gasen (CO, NOo, Formaldehyd, Pb) 


II. Wanderung und Umwandlung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 


Untersuchungen zum Ausbreitungsverhalten luft- 
fremder Stoffe in der Atmosphäre 

Untersuchungen zur Dispersion, Transformation und 
Oberflächenadsorption luftfremder Stoffe 


III. Wirkung der luftverunreinigenden Stoffe auf den 


Forschungsthema 


Klinische Erhebung und experimentelle Untersu- 
chung der Schädigungen durch Abgase von Alumi- 
niuinhütten (F-Emission) 

Epidemiologische Erhebungen in Schulen (Erkran- 
kungen des Atemtrakts und andere) 


Epidemiologische Erhebungen bei der Bevölkerung 
eines Bergbaureviers (Piombino) 


Institut oder Laboratorium 


Istituto di Igiene, Universitä di: 

Bologna 

Ferrara 

Milano 

Modena 

Perugia 

Roma 

Istituto di Igiene, Universitä di Genova 


Istituto di Ingegneria sanitaria, Universitä di Milano 

Stazione Sperimentale per i Combustibili 
Ente Nazionale Idrocarburi (SSC — ENI) 

San Donato Milanese (MI) 


Istituto di Igiene, Universitä di Perugia 


Istituto di Igiene, Universitä di Padova 


Institut oder Laboratorium 


Ente Nazionale Energia Ellettrica (ENEL) 

Centro Studi di Piacenza 

Consiglio Nazionale delle Ricerche (CNR) 
Laboratorio „Inquinamento Atmosferico", Istituto di 
chemica, Universitä di Roma 


Menschen und seine Umwelt 


Institut oder Laboratorium 


Istituto dl Igiene, Universitä di Modena 


Istituti di Igiene, Universitä di 

Firenze 

Genova 

Pavia 

Istituto di Igiene, Universitä di Pavia 
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Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Wirkung toxischer Luftschadstoffe (Silikose) Clinica des Lavoro „Luigi Devoto" 

Klinische Effekte der Inhalierung von DDVP-Dämp- Milano 
fen (Insektizid Vapona) 

Experimentelle Untersuchungen zur Belastung mit Istituto di Anatomia, Universitä di Milano 
cancerogenen Luftschadstoffen im Hinblick auf die 
Entstehung von Lungenkrebs 


IV. Technologie der Luftreinhaltung 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Verfahren zur Beeinflussung der Ausarbeitung luft- 
fremder Stoffe bei Abgabe über metallische Schorn- 
steine von wärmetechnischen Anlagen 

Bewertung der Wirksamkeit von Rauchgas- 
reinigungen 

Verfahren zur Verringerung der toxischen Bestand- 
teile von Kraftfahrzeugabgasen. 

Untersuchungen zur katalytischen Nachverbrenniing 
von Auspuffgasen 

Untersuchung verschiedener Maßnahmen zur Smog- 
Bekämpfung 


Untersuchung und Beurteilung von Mitteln und 
Wegen zur Verringerung der Umweltverschmutzung 

Untersuchungen zur technischen Beeinflussung der 
Ausbreitung der Rauchgase von Wärmekraftwerken 


SSC ~ ENI 

San Donato Milanese (MI) 


SSC - - ENI 

San Donato Milanese (Ml) 

ENI — ALFA ROMEO - - Assoc. Termo tecnica ItaL 
(ATI) - SSC 

San Donato Milanese (MI) 

Istituto di Ingegncria sanitaria, Universitä di Milano 

Laboratori del Centro Informazioni 
Studi e Esperienze (CISE) 

Segrate (MI) 

Laboratorio provinciale di Igiene 
Milano 

Laboratorio di Igiene 
Milano 

CNR — Laboratorio „Inquinamente Atmosferico", 
Istituto di Chirnica, Universitä di Roma 

ENEL — Laboratori delle Centrali di 
Trino Vcrcellese e Garigliano 


V. Modelle, Systemanalysen 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Aufstellung von mathematischen und physikalischen CNR — Laboratorio „Inquinamento Atmosferico", 
Modellen zur Erfassung des Verunreinigungsgrades Istituto di Chimica, Universitä di Roma 
der Atmosphäre und zur Vorhersage der Auswir- 
kungen 
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Holland 

L Analyse und meßtechnische Erfassung luftfremder Stoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Methoden zur Bestimmung von SO2, NO2, Kohlen- 
wasserstoffen und von Komponenten sedimentierter 
und suspendierter Stoffe 

Überwachung der Luftverunreinigung 


Meßtechnische Erfassung und Überwachung des 
Luftschadstoffauswurfs von wärmetechnischen An- 
lagen und Kraftfahrzeugen 


Bestimmung des Verunreinigungsgrades der Luft. 
Automatische Bestimmung der Verunreinigungs- 
komponenten. Meßstellennetz 

Untersuchung der physikalischen und chemischen 
Eigenschaften von Schadstoffen. Methoden zur Be- 
stimmung der Luftschadstoffe. Aerosole 


Gasanalyseverfahren wie Gaschromatographie, 
Massen- und Infrarotspektroskopie 

Entwicklung von SO.y-, NO^-, Ozon- und Perony- 
acetylnitrat (PAN) -Meßgeräten 


Commissie Bodem, Water, Lucht, 

Gemeentelijke Geneeskundige en Gezondheidsdienst 
(G.G. — G.D.) 

Amsterdam 

Rotterdam 

Openbaar Lichaam Rijnmond Luchtverontreiniging 

Centrum 

Schiedam 

Organisatie voor Toegepast Natuurwetenschappelijk 
Onderzoek (TNO) 

Centraal Technisch Institut Delft 

Institut voor Wegtransportmiddelen 
(RAI — TNO) 

Delft 

Koninklijke Shell Laboratorium 
Amsterdam 

N.V. tot Keuring Electrtechnische Materialen 
(KEMA) 

Arnhem 

G.G. — G.D. 

Rotterdam 

CONCAWE 

(Groupe internationale d'etude de Compagnies 
petrolieres) 

Den Haag 

Rijksinstituut voor de Volksgezondheid (RIV) 
Utrecht, Bilthoven 


Centraal Laboratorium TNO 
Delft 

Rijksverdedigingsorganisatie TNO 
(RVO — TNO) 

Chemisch Laboratorium 
Rijswijk 

Centraal Laboratorium TNO 
Delft 

Instituut voor Gezondheidstechniek 
TNO (LG. — TNO) 

Delft 
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II. Wanderung und Umwandlung luftfremder Stoffe 

Forschungsthema | Institut oder Laboratorium 


Entwicklung von Meßstationen zur Erfassung der TNO (LG.) 

Luftfremdstoffe und ihres Diffusionsverhaltens Delft 

Untersuchungen zur Chemie der Atmosphäre. Me- Centraal Laboratorium TNO 
chanismen der Bildung oxydierender Schadstoffe. Delft 
Korrelation zwischen O3 und CO 

Untersuchung der SO^-Oxydation KEMA 

Arnhem 


III. Wirkung der luftverunreinigenden Stoffe auf den Menschen und seine Umwelt 

Forschungsthema | Institut oder Laboratorium 


Erhebung über chronische Erkrankungen der Atem- LG. — TNO 
wege. Schädlichkeit von SOo und CO Delft 

Untersuchung der toxischen Wirkung von Desinfek- Laboratorium van Werkgroep 
tionsmitteln, Aerosolen und Zigarettenrauch. Aus- Epidemiologie van CARA — TNO 
bildung chronischer Inhalationssymptome. Epide- Groningen 
miologische Untersuchung 

Ernährungshygienische Untersuchung hinsichtlich Centraal Instituut voor Voedingsonderzoek TNO 
Verseuchung der Nahrungsmittelkette durch Ver- (CIVO — TNO) 
packungswerkstoffe, Pestizidrückstände, Spurenele- Zeist 
mente (Cu, Pb, Hg, As. . .) 

Untersuchung der Wechselwirkung Mensch — Um- Nederlands Instituut voor Preventieve Geneeskunde 

weit. Auswirkungen der Luftverunreinigung Leiden 

Toxische Wirkung von Luftschadstoffen (einschließ- Instituut voor Veterinaire Farmacologie en Toxi- 
lich Pestizide) auf Tiere cologie 

Utrecht 

Wirkung einiger Luftsdiadstoffe (SO^, NO^, HF) auf Instituut voor Plantenziektekundig Onderzoek (IPO) 

Pflanzen. Beurteilung der SOo- und HF-Verseuchung Wageningen 

der Luft durch Indikatorpflanzen Rijksinstitut voor Natuurbeheer 

Arnhem 


IV. Technologie der Luftreinhaltung 

Forschungsthema Institut oder Laboratorium 


Methoden zur Verbesserung der internen Verbren- RAI • — TNO 

nung bei Kraftfahrzeugmotoren (Katalysatorzusatz Delft 
zum Kraftstoff) 

Untersuchungen über neuartige Verfahren zur Gas- Rijksverdedigingsorganisatie TNO 
filtrierung (SOo, NO2, CO . . .) (RVO — TNO) 

Technologisch Laboratorium 
Rijswijk 
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Forschimgsthema Institut oder Laboratorium 


Mittel zur Luftreinhaltung. Maßnahmen zur Begren- RIV 
zung der Luftverseuchung zum Schutz von Mensch, Utrecht 
Tier und Vegetation I.G. — TNO 

Delft 

G.G. — G.D. 

Amsterdam, Rotterdam 

Instituut voor Toepassing van Atoomenergie in de 
Landbouw (ITAL) 

Wageningen 

Untersuchung der selektiven Adsorption von Ziga- Centraal Laboratorium TNO 

rettenrauchkomponenten. Entwicklung neuartiger Delft 

Filtertypen 


V. Modelle, Systemanalysen 


Forschungsthema Institut oder Laboratorium 


Vielquellen-Verseuchungsmodelle. Openbaar Lichaam Rijnmond 

(Korrekturfaktoren für Auswaschung durch Regen) Luchtverontreiniging Centrum 

Schiedam 

Entwicklung mathematischer Modelle zur Vorher- Koninklijk Meteorologisch Instituut (KNMI) 
sage der Luftverseuchungsverhältnisse De Bilt 
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Wasserverseuchung 


Belgique 

L Analyse und meß technische Erfassung der Schadstoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Chemische und biologische Untersuchung der Was- 
serläufe. Verseuchung durch Kohlenwasserstoffe, 
öle und Fette — Probenahmeverfahren 


Verbesserung der analytischen Verfahren zur Be- 
stimmung der im Trinkwasser zugelassenen Wasser- 
inhaltsstoffe 

Entwicklung von analytischen Verfahren zur Be- 
stimmung organischer Stoffe und Phosphorverbin- 
dungen. 

Bestimmung toxischer Stoffe in Kokerei- und Gru- 
benabwässern (Pb. . . .) 

Verfahren zur Identifizierung von Abbauprodukten 
von Detergentien. Vergleichende Studie der Ergeb- 
nisse verschiedener biologischer Abbauprozesse 

Entwicklung von Analyseverfahren für Detergentien 

Hydrobiologische Untersuchung über die Verseu- 
chung der Wasserläufe 

Entwicklung von Methoden zur Bestimmung von 
Pestizidrückständen 

Verfahren zur Analyse von Schwermetall-, Pestizid- 
und sonstiger Schadstoffspuren im Meerwasser 


Centre Beige d'Etude et de Documentation de l'Eau 
(CEBEDEAU) 

Liege 

Laboratoire d’ecologie Universite de Gand 

Institut de recherches chimiques du Ministere de 
l'Agriculture Tervuren 

Societe intercommunale des eaux d'Anvers 
Station d'cpuration Walern 

CEBEDEAU 

Liege 


CEBEDEAU 

Liege 

Laboratoire de chimie biologique Universite de 
Louvain 

Institut de chimie industrielle minerale, Universite 
de Liege 

Institut d'Hygiene et d Epidemiologie Bruxelles 

Station de phytopharmacie et Centre d'etude des 
pesticides du Ministere de l’Agriculture Gembloux 

Institut Royal des Sciences Naturelles Section 
Oceanographie Bruxelles 


II. Transport der Schadstoffe im Wasser 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Ökologie der Süßwasser-Gewässer. Zyklus der Ele- 
mente, Abbau organischer Materie 

Untersuchung über Oligoelemente in verschiedenen 
Gewässern in Abhängigkeit von Fauna und Flora 

Untersuchung der Verseuchung der Nahrungsmittel- 
kette durch im Wasser gelöste Schadstoffe 


Laboratoire de botanique systematique et d'ecologie 
Universite de Bruxelles 

Institut Royal des Sciences Naturelles 
Section Oceanographique Bruxelles 

Laboratoire d'Hygiene alimentaire Universite de 
Louvain 

Laboratoire d'analyse des aliments Universite de 
Liege 
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III. Wirkung der Wasserschadstoffe auf den Menschen und seine Umwelt 


Forsch Lingsthema 


Institut oder Laboratorium 


Toxikologische Untersuchungen über Wasserschad- 
stoffe (speziell Industrieabfälle) im Zusammenhang 
mit der Intoxikation des Menschen. 

Biologische Untersuchung verseuchter Wässer. Un- 
tersuchung der toxischen Wirkung von Schadstoffen 
auf Fische 

Wirkung der Verseuchung der Gewässer auf Phyto- 
und Zooplanktion. Experimentelle Untersuchung 
über die Entwicklung biologischer Systeme in ver- 
seuchten Gewässern unter Berücksichtigung der ver- 
schiedenen ökologischen Faktoren. 

Forschungen über die durch Wasserschadstoffe indu- 
zierten teratologischen Effekte. 

Unter.suchung der Wirkung von Wasserschadstoffen 
auf pelagische Ökosysteme. Physiologische Effekte 
auf wirbellose benthonische Meerestiere. 


Chaire de chimie toxicologique Universite de Gand 


Station de recherche des eaux et forets du Ministere 
de l'Agriculture, Section de Biologie piscicole 
Hoeilaart 

Laboratoire d'ecologie Universite de Gand 


Laboratoire de cytogenetique, Universite de 
Louvain 

Institut d'Anatomie comparee Universite de 
Bruxelles 


IV. Technologie der Wasserreinhaltung 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung von Aufbereitungssystemen für Kreis- 
laufwasser in Industrieanlagen. Kühlwasserbehand- 
lung bei Kreislaufkühlung. Untersuchungen zur Aus- 
flockung des Betriebswassers in der Stahlindustrie. 

Untersuchung der Reinigungsverfahren für Wasser 
aus neu erschlossenen Quellen 

Verfahren zur Flußwasserbehandlung 

Abwasseraufbereitungssysteme für Konservenfabri- 
ken 

Aufbereitungssysteme für Brauereiabwässer 

Entwicklung chromatographischer Verfahren zur 
Abbrennung der Huminstoffe 

Verbesserung der Aufbereitungsanlagen für indu- 
strielle und häusliche Abwässer 


CEBEDEAU 

Liege 


Station d'epuration 
Walern 

Laboratoire de la Compagnie intercommunale 
bruxelloise des Eaux Bruxelles 

Institut National pour LAmelioration de Conserves 
de Legumes (INACOL) 

Wezembeek-Oppem 

Chaire de chimie organique et technique, Universite 
de Gand 

Service de traitement d’epuration des eaux 
Liege 

Centre d’Etudes Nucleaires 
(CEN-SCK) 

Mol 
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V. Modelle und Systemanlagen 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Untersuchung und Auswahl verfügbarer mathemati- 
scher Modelle. Ausarbeitung von Modellen zur An- 
wendung auf Probleme der Meeresverseuchung 

Entwicklung von Modellen zur mathematischen Dar- 
stellung von Wasserläufen und der Süßwasserver- 
seuchung. 


Institut de mathematique, Universite de Liege 


CEBEDEAU 

Liege 

Institut de mathematique, Universite de Liege 


Deutschland 


1. Analyse und meßtechnische Erfassung der Schadstoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Schadstoffanalyse (einschließlich Pestizide und 
PCB) in Oberflächen- und Regenwasser sowie in 
Sedimenten 

Untersuchung der Wasserverseuchung durch land- 
wirtschaftliche Bodennutzung (Pestizide, chemische 
Düngemittel). Biologische und biochemische Analyse 
verseuchter Gewässer 

Untersuchungen zur Wasserverseuchung durch 
Pestizide, Nitrate, Phenole, Schwermetalle, cancero- 
gene Substanzen 

Chemische und biologische Analyse von Abwässern, 
limnologische Untersuchungen 

Chemische Analyse der organischen und anorgani- 
schen Schadstoffe zur Überwachung der Ruhr und 
ihrer Nebenflüsse 

Untersuchung der Wasserverseuchung durch Land- 
wirtschaft, Industrie und Haushaltungen 

Untersuchung der Meerwasserverseuchung. Entwick- 
lung von Analysemethoden. 


Analyse organischer Substanzen im Rheinwasser 

Probenahmeverfahren und Bestimmung der Pesti- 
zide im Wasser. Erfassung der Spurenelemente 


Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
(WaBoLu) des Bundesgesundheitsamtes Berlin 

Bundesanstalt für Gewässerkunde Koblenz 


Hygiene-Institut der Universität Mainz 


Bayerische Biologische Versuchsanstalt München 

Ruhrverband und Ruhrtalsperrenverein, Chemisches 
und Biologisches Laboratorium, Essen 

Limnologische Station Niederrhein in der Max- 
Planck-Gesellschaft Krefeld 

Institut für Meeresforschung Bremerhaven 
Institut für Meereskunde der Universität Kiel 
Institut für Hydrobiologie und Fischereiwissenschaft 
Hamburg 

Institut für Wasserchemie der Universität Karlsruhe 
Kernforschungszentrum Karlsruhe 

Institut für Wasserchemie und chemische Balneolo- 
gie der Universität München 
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11. Transport der Schadstoffe im Wasser 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Untersuchung der Wasser-Boden- und Boden-Was- 
ser-Diffusion der Schadstoffe und die damit verbun- 
denen Folgen 

Untersuchung der Schadstoffaufnahme von aquati- 
schen Organismen. Ökologie der Bio-Indikatoren. 
Einfluß der verschiedenen Organismen auf das 
Selbstreinigungsvermögen des Wassers 

Untersuchung des Zusammenhangs zwischen Nah- 
rungsmittelkotten und Wasserverseuchung 

Untersuchung zur Chemie der Organokalogenide 
(Pestizide PCB. . .) Absorption und Metabolismus 
in aquatischen Organismen 

Untersuchung der Mineralölausbreitung im Boden 
und im Grundwasser 

Verhalten von Erdölfirmen auf Salz und Süßwasser 

Untersuchung über die Assimilation und den Abbau 
von Teilen höherer Pflanzen und ihr Einfluß auf die 
pathogenen Organismen in verseuchten Gewässern 


WaBoLu 

des Bundesgesundheitsamtes Berlin 
Limnologisches Institut der Universität Freiburg 


Institut für Lebensmittelchemie Hamburg 

Institut für ökologische Chemie der Gesellschaft 
für Strahlen- und Umweltforschung 
Schloß Birlinghoven 

Technische Hochschule Hannover 

Bundesanstalt für Gewässerkunde Koblenz 

Limnologische Station Niederrhein in der Max- 
Planck-Gesellschaft Krefeld 


III. Wirkung der Wasserschadstoffe auf den Menschen und seine Umwelt 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Epidemiologische Untersuchungen über die 
Wasserverseuchung 

Mutagenitätstests mit Wasserschadstoffen an 
Humanlymphozyten, Hefen und Bakterien 

Toxikologische Untersuchung der Wasserschad- 
stoffe 


Untersuchungen zur chemischen Mutagenität 


Untersuchung der toxischen Wirkung von 
Phenolen, NH^, Cu, Schwermetallen und anderer 
Wasserschadstoffe auf Fische — Bio-Indikatoren 

Pestizidwirkung auf Plankton und Fische. Aquarium- 
und Teichversuche. Eutrophierung 

Toxische Wirkung von Wasserschadstoffen auf 
Algen und andere aquatische Organismen 


Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie des 
Bundesgesundheitsamtes Berlin 

Zentrallaboratorium für Mutagenitätsprüfung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) Freiburg 

Hygiene-Institut der Universität Mainz 
Institut für Toxikologie und Pharmakologie der 
Universität Würzburg 
Biologische Anstalt 
Helgoland 

Institut für Biologie der Gesellschaft für Strahlen- 

und Umwelt-Forschung 

Neuherberg 

Institut für Anthropologie und Humangenetik 
Heidelberg 

Bayerische Biologische Versuchsanstalt München 


WaBoLu 

des Bundesgesundheitsamtes Berlin 
Limnologisches Institut der Universität Freiburg 
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Forschungsthema Institut oder Laboratorium 


Einfluß der Warmwassereinleitung. Biochemische 
Effekte 

Toxikologische Untersuchungen an Fischen 


Erarbeitung eines Toxizitätstests für im Wasser ent- 
haltene Biozide 


IV. Technologie der Wasserreinhaltung 

Forschungsthema 


Maßnahmen zur Bekämpfung der Wasserverseu- 
chung durch Erdöl und andere Schadstoffe 

Aufbereitungsverfahren für schlammhaltige Abwäs- 
ser 

Trinkwasserbehandlung. Schadstoffabscheidung in 
Trinkwasserwerken 

Praktische Probleme der Abwasserbehandlung (Ver- 
seuchung durch Erdölprodukte und Detergen- 
tien . . .). Einfluß der Überwärmung auf die Selbst- 
reinigungskraft des Wassers. Pilotanlage zur Was- 
serbehandlung 

Projekte zum Bau von Talsperren, Entwässerungs- 
svstemen und sonstiger Wasserbauten, Betrieb und 
Überwachung dieser Anlagen 

Behandlung von Industrieabwässern. Betriebsweise 
von Kläranlagen. Behandlung der Klärschlämme 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Verseuchung der 
Wasserläufe. Überwachung der Abwässerbehand- 
lungsanlagen 


V. Modelle und Systemanalysen 

Forschungsthema 


Erarbeitung von mathematischen Modellen zur Dar- 
stellung der Wassersysteme und ihrer Verseuchung 

Physikalische Modelle zur Untersuchung von Einzel- 
fällen der Wasserverseuchung 


Bundesanstalt für Gewässerkunde Koblenz 

Landesanstalt für Gewässerkunde und Gewässer- 
schutz Duisburg-Ruhrort 

Institut für Ffydrobiologie und Fischereiwissenschaft 
Hamburg 

Institut für Wasserchemie und chemische Balneolo- 
gie der Universität München 


Institut oder Laboratorium 


Bundesanstalt für Gewässerkunde Koblenz 

Bundesanstalt für Gewässerkunde Koblenz 
WaBoLu des Bundesgesundheitsamtes Berlin 
Bayerische Biologische Versuchsanstalt München 


Ruhrverband und Ruhrtalsperrenverein Essen 


Bayerisches Landesamt für Wasserversorgung und 
Gewässerschutz München 

Llygiene-Institut der Freien und Hansestadt Ham- 
burg 


Institut oder Laboratorium 

Bundesanstalt für Gewässerkunde Koblenz 
Kernforschungszentrum Karlsruhe 

Bayerische Biologische Versuchsanstalt München 
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Frankreich 


L Analyse und meßtechnische Erfassung der Schadstoffe 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Analyse von Abwasserproben. Bestimmung von 
Cyaniden, Sulfiden, halogenierten Lösungsmitteln. . . 
Abwasserüberwachung 

Analyse von Wasserschadstoffen. Messung der 
Schadstoffeinleitung aus Industriebetrieben 

Trink- und Abwasseranalyse 

Entwicklung neuer Verfahren für die chemische 
Wasseranalyse 

Bestimmung von Mikrogehalten organischer Schad- 
stoffe im Wasser 

Entwicklung von Verfahren zur Analyse von Indu- 
strie- und Haushaltsabwässern 

Verseuchungstest für Oberflächenwasser und ihre 
Deutung im Hinblick auf die Eignung dieser Wässer 
als Trinkwasser. Meeresverseuchung 

Verbesserung der Verfahren zur bakteriologischen 
Wasseranalyse 

Untersuchung der Wasserverseiichung durch Koh- 
lenwasserstoffe, öle, Fette und sonstige toxische 
Stoffe. Forschungen über synthetische Detergentien 

Bakteriologische Analyse und Messungen zur Beur- 
teilung der seuchenhygienischen Aspekte der Ufer 


Laboratoire Municipal de la Prefecture de Paris 


IRCFiA - Centre de recherche de Vert-le Petit 

Laboratoire d'hygiene de la Ville de Paris 

Faculte de Pharmacie — Laboratoire d'hydrologie, 
Universite de Paris 

CEA — Centre d'Etudes Nucleaircs Service de 
Chimie analytique Grenoble 

Institut de recherches hydrologiqiies (l.R.H.) Nancy 
Institut Pasteur Lille 


Institut Pasteur Lille 

Faculte de medecine et pharmacie, Laboratoire 
d'hydrologie de Bordeaux 

Centre d'Etude et de Recherches de Biologie et 
d'Oeeanographie medical (CERBOM) Nice 


II. Transport der Schadstoffe im Wasser 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Untersuchung der Verseuchung der Oberflächenge- 
wässer durch die Einleitung von Abwasser. Verfah- 
ren zur Dispergierung und Ausflockung von 
Schwebstoffen 

Hygienische Überwachung von Lebensmitteln, für 
die Gefahr einer Verseuchung durch toxische Stoffe 
(Luft- und Wasserschadstoffe oder sonstige Schad- 
stoffe) gegeben ist 

Experimentielle Untersuchungen über die chemische 
Verseuchung (Kohlenwasserstoffe, Pestizide, Deter- 
gentien) der biologischen Kette 

Untersuchung der Weitergabe einiger Elemente 
über das Plankton 


Institut Pasteur Lille 


Laboratoire Municipal de la Prefecture de Paris 


CERBOM Nice 


CERBOM Nice 
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III. Wirkung der Wasserschadstoffe auf den Menschen 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Systematische Untersuchung der Zytotoxizität des an 
die Bevölkerung verteilten Wassers. Physiologische 
Wirksamkeit der im Wasser vorhandenen Stoffe. 

Untersuchung des Wassers von Binnenseen auf 
toxische Stoffe; Bio-Indikatoren 

Biologische Folgeerscheinungen der Temperaturer- 
höhung der Aufnahmemedien 

Untersuchung der Wärmeleitung aus Wärmekraft- 
werken. Aquariumversuche mit verschiedenen Fisch- 
arten 

Untersuchung der Toxizität von Schadstoffen im Mi- 
krokonzentrationsbereich 


Laboi dtoire dT lygiene de la Ville de Paris 


Station d'hydrobiologie appliquee 
Station de recherches lacustres Thonon 

Station d'hydrobiologie appliquee 
Station de recherches lacustres Thonon 

EDF — Laboratoire d'hydrobiologie Centrale de 
Montereau 


Faculte de pharmacie, Universite de Paris 


IV. Technologie der Wasserreinhaltung 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung von Behandlungsverfahren und -An- 
lagen. Grundlagenforschung über die physikalisch- 
chemische und biologische Behandlung 

Abwasserbehandlung durch Lösungsmittelextraktion 
oder biologischen Abbau 

Entwässerungssysteme für Primär- und Sekundär- 
schlämme aus der Abwasserklärung 

Untersuchungen über die Klärschlammverbrennung. 

Entwicklung von Filtrier-, Zentrifugier- und 
Flockungsverfahren für Primärsdrlämme 

Untersuchungen zur Hydration von Klärschlämmen 
in Abhängigkeit von ihrer Struktur. Art der Bin- 
dungskräfte Wasser-Feststoff. Anwendung auf die 
z. Z. bestehenden Behandlungsverfahren 

Untersuchung der Fällungs- und Dehydratisierungs- 
bedingungen für Sekundärschlämme 

Untersuchung der Adsorption und Desorption orga- 
nischer Stoffe an verschiedenen synthetischen 
makromolekularen Adsorbern 

Verfahren zur Ausscheidung mineralischer Schweb- 
stoffe aus Abwässern 


IRCFfA — Centre de recherche de Vert-le-Petit 


CEA — Centre d'Etudes Nucleaires Service de trans- 
ferts thermiques de Grenoble 

Societe DEGREMONT 
Laboratoire de Reuil 

Centre de recherches de Pont-ä-Mousson 
Societe PROGIL 

Laboratoire central de recherches Decines 

I.R.H. 

Nancy 


IRCHA — Centre de recherche de Vert-le-Petit 

Institut National des Sciences appliquees (INSA) 
Laboratoire de chimie industrielle Toulouse 


I.R.H. 

Nancy 
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V. Modelle und Systemanalysen 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Erarbeitung eines mathematischen Modells zur 
Darstellung der Verseuchung und Integrierung die- 
ses in ein Rechenprogramm zur Beschreibung der 
Wasserqualität (Salzgehalt, gelöster Sauerstoff) in 
Abhängigkeit von den Eigenschaften des Wasser- 
laufs, von seiner Umwelt und von der eingeleiteten 
Verseuchung. 

Kritische Bewertung der mathematischen Grund- 
modelle. Einleitung der Probleme entsprechend dem 
Gewicht der verschiedenen Einflußfaktoren. 

Verfeinerung der Methoden zur Analyse hydro- 
meteorologischer Reihen und Anwendung dieser 
Methoden auf die im Bereich einer Region vorlie- 
genden Daten. 

Entwicklung von Testverfahren zur Beurteilung der 
Wirksamkeit von Maßnahmen zur Reinhaltung von 
Wasserläufen und Aufsuchen optimaler Politiken 

Erarbeitung eines mathematischen Modells zur Un- 
tersuchung der Hydrosphäre. 


Theoretische Betrachtungen zum Entwicklungstrend 
der Abwassereinleitung ins Meer und der bakterio- 
logischen Meerwasserverseuchung. 


Centre de recherches de 
Pont-ä-Mousson 


Universite de Toulouse 


EDF — Centre de recherches Laboratoire de la 

Division Hydrologie 

Chatou 

EDF — Centre de recherches Laboratoire de la 

Division Hydrologie 

Chatou 

Faculte desciences Bodeaux 
Compagnie generale des Eaux 
(C.G.E.) 

Paris 

CERBOM 

Nice 


Italien 

1. Analyse und meß technische Erfassung der Schadstoffe 


Fors chungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Untersuchung der chemischen, physikalischen und 
biologischen Verseuchung von Seen, Wasserläufen 
und Meeren. Entwicklung automatischer Detektor- 
systeme und Gewinnung physikalischer, chemischer 
und biologischer Daten 

Entwicklung analytischer Standardmethoden für die 
chemische, physikalische, biologische und toxikolo- 
gische Charakterisierung von im Wasser vorliegen- 
den Schadstoffen 

Untersuchung der Verseuchung einiger oberitalieni- 
scher Seen mit Cu, NH^ und sonstigen toxischen 
Stoffen. Vergleichende limnologische Studie ausge- 
wählter Seen Mittelitaliens 


Istituto di Ricerca sulle Acque (IRSA) del Consiglio 
Nazionale delle Ricerche (CNR) Roma 


CNR — IRSA 

Istituto di chiinica analitica, Universitä di Roma 


Istituto italiano di Idrobiologia 
Pallanza (NO) 
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Forschungstheraa 


Institut oder Laboratorium 


Bestimmung industrieller Wasserschadstotfe (Schwer- 
metalle) 

Untersuchungen zur Verteilung der von der Indu- 
strie in die Biosphäre eingeleiteten toxischen Stoffe. 
Aufnahmevermögen des hydrobiologischen Milieus 
der Flußläufe 

Untersuchung der Wasser- und Bodenverseuchung 
durch Erdölprodukte 

Bestimmung von Bor- und Phosphorverbindungen 
aus Dctergcntien in mit Haushaltsabwässer belaste- 
ten Oberflächengewässern 

Untersuchung der durch landwirtschaftliche Boden- 
nutzung bedingten Verseuchung des Wassers mit 
Detergentien, chemischen Düngemitteln und Pesti- 
ziden 

Nachweis von synthetischen Detergentien im Ober- 
flächen- und Grundwasser. Untersuchungen zur bio- 
logischen Abbaubarkeit der Detergentien 

Untersuchung über die organische und anorganische 
Verseuchung von Wasserläufen 

Untersuchungen über die Verseuchung des Ober- 
flächenwassers mit Pestiziden 


Tstituto di Ricerche „G. Donegani" 

Societä Montecatini 
Novara 

Laboratorio di Ingegneria sanitaria. Centro Studi 
Nucleari del Comitato Nazionale per l'Energia Nu- 
cleare (CNEN) 

Casaccia, Roma 

Istituio di Igiene, Universitä di Padova 
Istituto di Igiene, Universitä di Pisa 


Istituto di Idrobiologia, Universitä di Perugia 

Istituto di Igiene, Universitä di Napoli 

Pisa 


Istituto di Igiene, Universitä di Padova 
Istituto di Igiene, Universitä di Roma 

Istituto di Igiene, Universitä di Ferrara 

CNR — IRSA 

Istituto di Igiene dell'Universitä di Roma 


11. Transport der Schadstoffe im Wasser 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Untersuchungen zur Wanderung von 3—4 Benzpy- 
ridin in Sedimenten und bestimmten Meeresorganis- 
men 

Untersuchungen über die Weiterreichung bestimm- 
ter Schadstoffe zwischen den Gliedern der fluvialen 
Nahrungsmittelkette 

Untersuchung des Wasser-Sedimentübergangs von 
chemischen Schadstoffen 


Laboratorio di Biologia marina e Pesca 
Fano (PS) 

Laboratorio di Ricerche Ambientale dell'Ente Nazio- 
nale Energia Elettrica (ENEL) 

Trino Vercellese 

Istituto di Zoologie, Universitä di Milano 

Istituti di Igiene, Universitä di Genova 
Siena 


III. Wirkung der Wasserschadstoffe auf den Menschen und seine Umwelt 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Hygiene- und gesundheitstechnische Probleme im Istituti di Igiene, Universitä di 
Zusammenhang mit der Abteilung von Haushalts- Camerino 
und Industrieabwässern. Hygieneprobleme der See- Genova 
bäder. Beurteilung hygienischer Eigenschaften der Padova 
Wasserläufe Roma 
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Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Süzialmedizinische Probleme der Wasserverseuchung 
tiiirch synthetische Detergentien und Pestizide 

Untersuchung der chemischen Verseuchung des 
Meerwassers im Zusammenhang mit dem Absterben 
der Nadelhölzer im Bereich der italienischen Küsten- 
gebiete 

Wirkung von Industrie- und Haushaltsabwässern 
auf landwirtschaftliche Kulturen und aquatische Or- 
ganismen 

Toxikologische Untersuchungen an Fischen, aqua- 
tischen Invertebraten und Algen. Bioindikatoren 

Untersuchung der Resistenz von Bakterien und Vi- 
ren in Abwässerkanälen und ihre Reaktion auf 
einige Desinfektionsverfahren 

Wirkung von Detergentien auf in Abwässern le- 
bende Mikroorganismen 

Untersuchungen über die Veränderungen der ben- 
thalen Fauna. Limnologische Aspekte der Verseu- 
chung der Binnenseen 


Istituti di Igiene, Universitä di 

Ferrara 

Padova 

Istituto di Igiene et Facoltä di Medicina, Universitä 
di Pisa 


Istituto di Zoologia, Universitä di Milano 


CNR — IRSA 

Istituto di Zoologia, Universitä di Milano 
Istituto di Igiene, Universitä di Milano 


Istituto di Igiene, Universitä di Napoli 

Istituto Italiano di Idrobiologia 
Pallanza (NO) 


IV. Technologie der Wasserreinhaltung 


Forschimgsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung der Einleitung von ins Meer vorge- Istituto di Idraulica, Universitä di Napoli 
schalteten Behandlungsverfahren für Abwässer. Nut- 
zung von Haushaltsabwässern im industriellen Be- 
reich 


Untersuchungen über die Selbstreinigungskraft von CNR — IRSA 
Oberflächengewässern. Entwicklung von Verfahren Roma 

zur Abscheidung von Wasserschadstoffen einschließ- (von universitären Institutionen unterstützt) 
lieh eutrophierender Substanzen 


Auswirkung von Talspuren auf die Sauerstoffbega- Istituto di Igiene, Universitä di Padova 
sung der Wasserläufe 


Entwicklung von Verfahren zur Klärschlammbehand- Istituto di Idraulica, Universitä di Napoli 
lung (Trocknen, Digerieren, Verbrennen) 


V. Modelle und Systemanlagen 


Forschungsthema 


Institut oder Laboratorium 


Entwicklung mathematischer und physikalischer 
Modelle zur Beschreibung und Verhütung von Ver- 
seuchungen 


CNR — IRSA 
Roma 

(von universitären Institutionen unterstützt) 
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Holland 



1. Analyse und meßtechnische Erfassung der Schadstoffe 


Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 


Untersuchung der physikalischen und chemischen 
Eigenschaften von Schadstoffen (z. B. Pestizide). Ent- 
wicklung von Methoden zur Bestimmung von Schad- 
stoffen in der Hydrosphäre 

Organisatie voor Toegepast Natuurwetenschappelijk 
Onderzoek (TNO) 

Centraal Laboratorium 

Delft 

Rijksverdedigingsorganisatie TNO (RVO — • TNO) 
Chemisch Laboratorium 

Rijswijk 

Cu-, Mg- und Zn-Bestimmung im Brachwasser und 
in Wasserläufen. Chromatographie von Organo- 
Chlorverbindungen in Wasser, Sedimenten und 
Fischen 

Rijksinstituut voor Visserijonderzoek 
Ijmuiden 


Cu-, Hg-, Pb-, NH4 '* und N02-Bestimmung in Was- 
ser, automatische Meßgeräte 

Centraal Laboratorium TNO 

Delft 


Entwicklung von Verfahren zur Analyse von Roh- 
und Schmutzwasser 

Rijksinstituut voor Visserijonderzoek 
Ijmuiden 


Untersuchung der durch die Landwirtschaft einge- 
brachten Verseuchung durdi chemische Düngemittel 
und Pestizide 

Laboratorium van Hoogheemraadschap van 
Leiden 

Rijnland 

Untersuchung des Gehalts des Oberflächenwassers 
an Nitraten und Phosphaten und deren Einfluß auf 
das hydrobiologische Gleichgewicht 

Instituut voor Gezondheidstechniek TNO 
(LG. — TNO) 

Delft 


Analytische Methoden zur Bestimmung des Gesamt- 
chrom- sowie des Cr^- und Cr^’-Gehalts von Schmutz- 
wasser 

Metaalinstituut TNO 

Delft 


Untersuchung der Wasserverseuchung durch Deter- 
gentien. Mineralisierung synthetischer Detergentien 
im Wasser 

Laboratorium van Hoogheemraadschap van Rijnland 
Leiden 

Analyse von Entwässerungswasser. Bestimmung des 
Oo-Gehalts 

Laboratorium van de Afvalwater zuiveringsinstal- 
latie van de Dienst van Gemeentewerken 

Amsterdam 

Bestimmung der Überwärmung und der Kohlen- 
wasserstoffverseuchung der Meere 

Rijksverdedigingsorganisatie TNO (RVO ■ 
Physisch Laboratorium 

Den Haag 

— TNO) 

II. Transport der Schadstoffe im Wasser 



Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 


Untersuchung der Anreicherungs- und Transport- 
mechanisinen der toxischen Stoffe in der marinen 

Centraal Laboratorium TNO 

Delft 



Nahrungsmittelkette 
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Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 

Experimentelle Untersuchungen zur Diffusion von 
Kohlenwasserstoffen in unterirdischen Gewässern 

Koninklijke Shell Laboratorium 

Amsterdam 

Untersuchungen über das Eindringen von Salz- und 
Schmutzwasser in die Oberflächengewässer. Ver- 
seuchung der Grachten in Amsterdam 

Gemeentelijke Geneeskundige en Gezondheidsdienst 
(G.G. — G.D.) 

Amsterdam 

Untersuchung der Diffusion und Zersetzung von 
Kohlenwasserstoffen im Boden im Hinblick auf den 
Grundwasserschutz 

CONCAWE 

Den Haag 

IIL Wirkung der Wasserschadstoffe auf den Menschen und seine Umwelt 

Forschungsthema 

Institut oder Laboratorium 


Biologische und toxikologische Aspekte der Meer- 
wasserverseuchung. Schadwirkung von Schwer- 
metallen (z. B. Cu), Kohlenwasserstoffen und Pesti- 
ziden auf die marinen Glieder der Nahrungsmittel- 
kette. Wechselwirkung zwischen toxischen Substan- 
zen und Enzymen 

Toxizität von Spurenelementen (As, Cu, Hg, Pb), 
Desinfektionsmitteln und Antibiotiken, die unter 
Umständen in aus dem Meer gewonnenen Nah- 
rungsmitteln vorliegen können 

Epidemiologische Untersuchungen 


Mutagenitätsuntersuchungen im Zusammenhang mit 
Wasserschadstoffen 


Untersuchung über die Verseuchung der Oberflä- 
chengewässer und über die Folgen der Eutrophie- 
rung. Wirkung auf Phytoplankton, Zooplankton und 
Makrofauna 

Wirkung fluorierter Gewässer auf Blumenkulturen 
Toxische Wirkung von Pestizidrückständen 


Wirkung der Überwärmung der Gewässer 


Centraal Laboratorium TNO 
Delft 


Centraal Instituut voor Voedingsonderzoek TNO 
(CIVO — TNO) 

Zeist 


Laboratorium van Werkgroep Epidemiologie van 

CARA — TNO 

Groningen 

RVO — TNO 

Medisch Biologisch Laboratorium 
Rijswijk 

Rijkszuivel Agrarische Afvalwaterdienst (RAAD) 
Arnhem 


Instituut voor Plantenziektekundig Onderzoek (IPO) 
Wageningen 

Rijksinstituut voor de Volksgezondheid (RIV) 
Utrecht, Bilthoven 

Laboratorium voor Insekticidenonderzoek (LIO) 
Wageningen 

Instituut voor Veterinaire Farmacologie en Toxi- 

cologie 

Utrecht 

KEMA 

Arnhem 


49 



Drucksache VI/2537 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


IV. Technologie der Wasserreinhaltung 


Forschungsthema Institut oder Laboratorium 


Untersuchung von Verfahren zur Aufbereitung von RAAD 
Schmutzwasser. Behandlung von Kreislaufwasser in Arnhem 
Industriebetrieben 

Verbesserung der Systeme zur Behandlung und Ab- I.G. — TNO 
leitung von Abwässern. Phosphatabscheidung aus Delft 
Abwässern von Schmutzwasseraufbereitungsanla- 
gen. Pilotanlage zur biologischen Behandlung 

Überwachung der Qualität von Oberflächenwasser. Rijksinstituut voor Zuivering van Afvalwater 
Untersuchung von Systemen zur Trinkwasser- (RIZA) 

erzeugung. Pilotanlage zur Aktivierung der Voorburg 
Schlammdigerierung 

Untersuchungen über die Wirksamkeit von Abwas- Hoogheemraadschap van Rijnland 
seraufbereitungsanlagen Leiden 

Bestimmung des BSB von aufbereiteten Abwässern. Laboratorium van de Afvalwater zuiveringsinstal- 
Abwasseraufbereitungssysteme laties van de Dienst van Gemeentwerken 

Amsterdam 

Einfluß der Reaktivierung der Schlämme auf die Laboratorium van de Afvalwater zuiveringsinstal- 
Ergebnisse der Wasseraufbereitung. Schlammbe- laties van de Dienst van Gemeentewerken 

handlung (Trocknung, Digerierung, Filtrierung, Amsterdam 

Mineralisierung). Untersuchung von Belüftungs- 
und Aktivierungssystemen. Abteilung digerierter 
Schlämme 


V. Modelle und Systemanlagen 


Forschungsthema Institut oder Laboratorium 


Entwicklung mathematischer Modelle für die TNO 

Wärmebelastung der Gewässer Delft 

KEMA 

Arnhem 

Entwicklung mathematischer Modelle für die Instituut voor Toepassing van Atoomenergie in de 

Wasser-Bodenwechselwirkungen Landbouw (ITAL) 

W ageningen 
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Anlage E 


Komission 

der 

Europäischen Gemeinschaften 


Die Institutionen und wichtigsten Rechtsvorschriften 
der Mitgliedsiänder auf dem Gebiet des Umweitschutzes 


Inhalt 


Einleitung 

A. Die einzelstaatlichen Initiativen auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

— Bundesrepublik Deutschland 

— Belgien 

— Frankreich 

— Italien 

— Großherzogtum Luxemburg 

— Niederlande 

B. Überblick über die nationalen Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der Wasser- 
verschmutzung 
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Einleitung 


Diese Aufzeichnung enthält in Form von Länder- 
Merkblättern eine schematische Beschreibung der in 
den Mitgliedsländern mit Umweltfragen befaßten 
politschen und administrativen Institutionen, sowie 
der wichtigsten auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
in Vorbereitung befindlichen Gesetze. 

Diese Merkblätter wurden an Hand von bibliogra- 
phischen Informationen erstellt, die von den Dienst- 
stellen der Kommission so kurzfristig beschafft wer- 
den mußten, daß sie nicht systematisch geprüft wer- 
den konnten. Sie können somit kleinere Ungenauig- 
keiten enthalten ^). Ferner fehlen möglicherweise 
gewisse Auskünfte, da die Strukturen und Gesetz- 
gebungen auf dem Gebiet des Umweltschutzes in 
sehr schneller Entwicklung begriffen sind. So ist seit 
der Abfassung dieser Aufzeichnung in der Bundes- 
republik ein Gesetz, das Grenzwerte für den Blei- 
gehalt von Kraftstoffen festlegt, eingeführt und in 
den Niederlanden der Aufgabenbereich des Mini- 
sters für Volksgesundheit um das Ressort Umwelt- 
fragen erweitert worden. 

Die in den Merkblättern erfaßten Sachverhalte las- 
sen einige Hauptmerkmale und -entwicklungsrich- 
tungen erkennen: 

1. So tritt zunächst die Mannigfaltigkeit der 
Aspekte des Umweltproblems und der von ihm 
berührten Disziplinen zutage. Unter dem Begriff 
„Umwelt" versteht man das Milieu, den Lebens- 
raum und die Lebensbedingungen sowie die 
komplexen Wechselwirkungen zwischen diesen 
Gegebenheiten. 

Die neuerdings auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes in Kraft getretenen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften haben sehr unterschiedliche 
Aspekte des Umweltproblems zum Gegenstand, 
wie Raumordnung (Bauwesen, Straßen, Flurbe- 
reinigung in der Landwirtschaft usw.), Natur- 
schutz, Schutz der natürlichen Reichtümer, Ver- 
hütung von Verunreinigungen (Wasser, Luft, 
Boden), Verkehr usw. 

Ebenso sind in den neiigeschaffenen institutionel- 
len Organen Verwaltungseinheiten zusammen- 
gefaßt bzw. wird in ihnen die Tätigkeit von Ver- 
waltungsstellen koordiniert, die für so verschie- 
denartige Gebiete wie Volksgesundheit, Woh- 
nungsbau, Raumordnung, Landwirtschaft usw. 
zuständig sind. 

Wenn auch einige Länder den mit ihrer geogra- 
phischen und wirtschaftlichen Struktur zusam- 
menhängenden besonderen Problemen Vorrang 
einräumen (Wasserfragen in den Niederlanden, I 
starke regionale Industriekonzentration in ! 
Deutschland, Veränderungen in der Landwirt- | 


b Diese Information wird in kürzester Frist bei den 
Mitgliedstaaten überprüft. 


Schaft und Riesenwachstum der Hauptstadt in 
Frankreich, Überschwemmungen und Boden- 
erosion in Italien usw.), befassen sich doch alle 
Mitgliedsländer der Gemeinschaft mit dem Ge- 
samtkomplex der Umweltprobleme. 

2. Im allgemeinen sind diese Probleme bis in die 
jüngste Zeit in Fachabteilungen der Ministerien 
isoliert behandelt worden. Man ist sich jedoch 
der engen Beziehungen zwischen diesen Proble- 
men sowie zwischen den zu ergreifenden Maß- 
nahmen bewußt geworden. Dies veranlaßt die 
Regierungen in zunehmendem Maße dazu, eine 
umfassendere Politik und besser koordinierte 
Verwaltungs- und Planungsstrategie auf diesem 
Gebiet festzulegen. 

Dies äußert sich in der Gesetzgebung und in der 
institutioneilen Organisation: In allen Ländern 
werden die Gesetze zum Schutz des Wassers und 
der Luft der Entwicklung angepaßt oder neuge- 
staltet. In mehreren Mitgliedstaaten wurden Or- 
gane eingesetzt, die mit dem Aufbau des ein- 
schlägigen Regierungs- und Verwaltungsapparats 
auf höheren Entscheidungs- und Ausführungs- 
ebenen beauftragt worden sind. 

— So sind zum Beispiel in Frankreich nach der 
Verabschiedung eines Gesamtprogramms (ge- 
nannt „Programm der 100 Maßnahmen") im 
Juni 1970 nacheinander ein Umweltausschuß, 
ein Ministerium für Natur- und Umweltschutz 
und ein interministerieller Aktionsausschuß 
für Natur- und Umweltschutz, der dem Mini- 
sterpräsidenten untersteht, gebildet worden. 

— In der Bundesrepublik ist ein Kabinetts-Aus- 
schuß für Umweltfragen unter dem Vorsitz 
des Kanzlers gebildet und dem Innenministe- 
rium die Verantwortung für die Fragen im 
Zusammenhang mit Wasser- und Luftverun- 
reinigung, Lärmbelastung und Abfallbeseiti- 
gung übertragen worden. 

— In Belgien obliegt die Koordinierung der 
interministeriellen Zusammenarbeit auf die- 
sem Gebiet dem Ministerialausschuß für Wis- 
senschaftsplanung, der dem Ministerpräsiden- 
ten zugeordnet ist. 

— In den Niederlanden ist vor kurzem ein Mini- 
sterium für Volksgesundheit und Umwelt- 
fragen gebildet worden; außerdem besteht 
seit 1965 ein nationaler Ausschuß für Raum- 
ordnung, dem 11 Minister angehören. 

— In Italien hat der interministerielle Ausschuß 
für Wirtschaftsplanung in seinem vorläufigen 
nationalen Wirtschaftsbereich ein Gesamtpro- 
gramm zum Schutz und zur Verbesserung der 
Umwelt vorgeschlagen und die Notwendigkeit 
einer Koordinierung der öffentlichen Maßnah- 
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men auf diesem Gebiete hervorgehoben. 
Diese Tendenz zur Einsetzung von Koordinie- 
rungsorganen auf hoher Ebene ist auch in 
zahlreichen anderen Ländern festzustellen. 

— Im Vereinigten Königreich besteht seit lan- 
gem eine Koordinierungsstelle, und zwar das 
Amt für Bodenkontrolle des Ministeriums für 
Wohnungsbau. Im Oktober 1970 ist ein Mini- 
sterium für Umweltfragen geschaffen wor- 
den, das drei frühere Ministerien umfaßt 
(Wohnungsbau, Verkehr, Bauarbeiten der 
öffentlichen Hand). Im Februar 1970 wurde 
ein Ausschuß mit der Ausarbeitung von Emp- 
fehlungen für die Bekämpfung der Umwelt- 
verschmutzung beauftragt. Dieser Ausschuß 
hat im Februar 1970 einen ersten Bericht 
unterbreitet. 

— Dänemark hat einen Rat für die Planung des 
Kampfes gegen die Verunreinigung einge- 
setzt. 

— In Schweden ist der Landwirtschaftsminister 
mit der Koordinierung der interministeriellen 
Zusammenarbeit beauftragt worden. 

— In den USA gibt es seit Februar 1970 einen 
Rat für Umweltgüte, der direkt dem Präsi- 
denten untersteht, und seit Juli 1970 eine Be- 
hörde für Umweltschutz, der die Gesamtver- 
antwortung für die Durchführung der Pro- 
gramme zur Bekämpfung der Verunreinigung 
obliegt. 

3. Die somit in fast allen Mitgliedstaaten sich 
durchsetzende Koordinierung wird in verschiede- 
nen institutioneilen Formen und je nach Land 
unter anderer Schirmherrschaft verwirklicht: 
Ministerium für Volksgesundheit in den Nieder- 
landen, Sonderministerium beim Amt des 
Premierministers in Frankreich, Innenministe- 
rium in Deutschland, Ministerium für Wissen- 


schaftsplanung in Belgien. Jedes dieser Ministe- 
rien übt somit gleichzeitig die Ausführungs- und 
die Kontrollfunktion aus. 

4. Eine detaillierte Untersuchung der auf Ausfüh- 
rungs- und Kontrollebene bestehenden institu- 
tioneilen Einrichtungen war aus Zeitgründen 
nicht möglich. Jedes Fach-Ministerium nimmt in- 
nerhalb seines Zuständigkeitsbereichs (Volksge- 
siindheit, Landwirtschaft, Wohnungsbau usw.) 
die Aufgabe der vertikalen Koordinierung mit 
den regionalen und örtlichen Stellen wahr. 

In der Bundesrepublik treten infolge der bundes- 
staatlichen Struktur besondere Probleme auf; die 
Länderregierungen übernehmen weitgehende 
Verantwortungen, insbesondere hinsichtlich der 
verwaltungsmäßigen Organisation (Bauarbeiten 
der öffentlichen Hand, Volksgesundheit usw.). 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß sich 
die Regierungen und die Bevölkerung der Mitglied- 
staaten der Bedeutung der Umweltgüte, des Ernstes 
der bereits eingetretenen Schäden und der Notwen- 
digkeit einer aktiven Umweltpolitik zum Schutz und 
zur Verbesserung der Gesundheit und des Wohlbe- 
findens des Menschen bewußt geworden sind. 

Die komplexen Beziehungen zwischen den einzelnen 
Umweltelementen sind im allgemeinen erkannt 
worden. Die Verschiedenartigkeit dieser Elemente 
hat eine Koordinierung zwischen den Verantwort- 
lichen auf der Entscheidungs- und der Ausführungs- 
ebene notwendig gemacht. In allen Staaten gewinnt 
diese Koordination Gestalt, wenn auch die Modali- 
täten von Land zu Land verschieden sind. Sie stößt 
auf Schwierigkeiten, die mit der Bedeutung der zu 
lösenden Probleme, dem Ringen um Einfluß zwi- 
schen den herkömmlichen politischen und verwal- 
tungstechnischen Strukturen sowie mit der Tatsache 
Zusammenhängen, daß die Festlegung und Durch- 
führung einer globalen Umweltpolitik sich noch in 
der Vorbereitungs- oder Planungsphase befindet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

I. Einleitung 

11. Mit Fragen des Umweltschutzes befaßte öffentliche Stellen 

A. Organisation der Zuständigkeiten 

B. Wichtigste beteiligte Ministerien 

IIL Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 

A. Gesetzgebung 

B. Gesetzentwürfe auf dem Gebiet des Umweltschutzes 


I. Einleitung 

Wegen der Größe des Hoheitsgebietes der Bundes- 
republik Deutschland und aufgrund der zwischen 
den einzelnen Regionen bestehenden Unterschiede 
wirtschaftlicher, klimatischer und demographischer 
Art stellen sich die Probleme des Umweltschutzes im 
Land Schleswig-Holstein nicht in der gleichen Weise 
wie in Rheinland-Westfalen oder in Bayern. 

Die Koordinierung der Maßnahmen der verschiede- 
nen Behörden wird durch das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und die relative Frei- 
heit, die dieses den Ländern gewährt, nicht erleich- 
tert. 

So läßt die Untersuchung der Initiativen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes in der Bundesrepublik 
Deutschland erkennen, daß die einschlägigen Pro- 
bleme weitgehend einem regionalen Ansatz Vorbe- 
halten sind und daß in jüngster Zeit nach einem ge- 
eigneteren Rahmen für die vertikale Koordinierung 
— d. h. Koordinierung zwischen den einzelnen Stu- 
fen der Bundesbefugnis — und die horizontale Ko- 
ordinierung — zwischen den Ministerien — gesucht 
wird. 


II. Mit Fragen des Umweltschutzes befaßte 
öffentliche Stellen 


A. Organisation der Zuständigkeiten 

Nach der Bundesverfassung haben die Länder die 
Befugnis zur Gesetzegebung, außer auf den Gebie- 
ten, die ausdrücklich dem Gesetzgebungsrecht des 
Bundes Vorbehalten sind (Artikel 72 bis 75 der Ver- 
fassung), und auf den konkurrierenden Gebieten. 
Für letztere legt der Bund Rahmenvorschriften oder 


’) Stand vom 30. Juni 1971 


Grundsätze fest, die von den Ländern beim Erlaß 
einschlägiger Gesetze zu beachten sind. 

Solche Rahmenvorschriften (gemäß Artikel 75 der 
Verfassung) können beispielsweise erlassen werden 
über: 

— die Raumordnung 

— den Naturschutz 

— den Landschaftsschutz 

— den Wasserhaushalt. 

Die Bundesregierung wirkt somit in erster Linie 
durch die Gesetzgebung auf die Mehrzahl der Ge- 
biete ein, die unmittelbar oder mittelbar mit dem 
Umweltschutz in Zusammenhang stehen. Der Erlaß 
sonstiger Rechtsvorschriften und die Durchführung 
von Maßnahmen auf den Sektoren der verwaltungs- 
mäßigen Organisation, der Planung, der Bauarbeiten 
der öffentlichen Hand, der Gewerbeaufsicht und der 
Arbeitsüberwachung sowie die Wahrnehmung spe- 
zifischer Aufgaben im Rahmen der Volksgesundheit 
sind weitgehend Sache der Länder und Gemeinden. 

In den meisten Ländern handeln Regierungspräsi- 
dien als oberste Verwaltungsbehörden; sie unter- 
stehen unmittelbar den Regierungen der Länder und 
sind für Gemeindeangelegenheiten zuständig (so 
müssen die Bauleitpläne der Gemeinden von den 
genannten Verwaltungsbehörden genehmigt wer- 
den). Die Regierungsbezirke entsprechen in der Re- 
gel den Regionen, die sich im Laufe der Jahr- 
hunderte gegeneinander abgegrenzt haben, deren 
Grenzen aber in vielen Fällen nicht mit denen der 
sozio-ökonomischen Zonen zusammenfallen, die vor 
allem nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden sind. 

Bei der gegenwärtigen kommunalen Struktur stößt 
die Erarbeitung einer Zukunftslösung für die Um- 
weltschutzpolitik auf große Schwierigkeiten. Zahl- 
reiche Gemeinden (25 000 im Bundesgebiet) erfüllen 
in bezug auf Größe, Gestalt und verwaltungsmäßige 
wie finanzielle Lage nicht die erforderlichen Vor- 
aussetzungen. 
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B. Wichtigste beteiligte Ministerien 

Auf Bundesebene ist in erster Linie das Innenmini- 
sterium für Fragen des Umweltschutzes zuständig. 
Andere Bundesministerien befassen sich mit speziel- 
len Aspekten, die ihren Zuständigkeitsbereich be- 
rühren, so: 

— das Landwirtschaftsministerium mit Fragen des 
Natur- und Landschaftsschutzes, 

— das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
mit dem Schutz gegen die Gefahren der Radio- 
aktivität und mit der Förderung technologischer, 
ökologischer und ozeanographischer Forschun- 
gen, 

— das Verkehrsministerium mit der durch Kraft- 
fahrzeuge verursachten Luftverunreinigung, mit 
Normen gegen die Lärmbelastung, mit dem 
Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch 
die Beförderung gefährlicher Stoffe auf der 
Straße und mit sämtlichen Fragen des Luftver- 
kehrs, 

— das Gesundheitsministerium mit dem Schutz 
gegen toxische Produkte und Pestizide. 

In jüngerer Zeit ist ein Kabinetts-Ausschuß für Um- 
weltfragen unter dem Vorsitz von Bundeskanzler 
Brandt eingesetzt worden, der für die Zusammen- 
arbeit zwischen den Ministerien — vor allem bei 
der Behandlung von Umweltproblemen — sorgen 
soll. 

Im Rahmen dieses Ausschusses sind speziell für den 
Umweltschutz zehn Projektgruppen geschaffen wor- 
den, denen Sachverständige der Regierung, der Län- 
der und des privaten Bereichs angehören. 


III. Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 
A. Gesetzgebung 

Für die regionale Gesetzgebung auf den Gebieten, 
die mit dem Umweltschutz in Zusammenhang 
stehen, haben folgende Gesetze und Verordnungen 
in der Bundesrepublik Deutschland besondere Be- 
deutung: 

Das Raumordnungsgesetz vom 8. April 1965, das 
eine ausgewogene Entwicklung der Regionen und 
des gesamten Bundesgebietes bei Erhaltung des 
natürlichen Besitzstandes gewährleisten soll. Die 
Grundsätze des Gesetzes gelten unmittelbar für die 
Bundesregierung und für die den Ländern oblie- 
gende regionale Planung. Die regionale Planung 
ist in den einzelnen Ländern gesetzlich geregelt. 

Dos Dundeshaugesetz gewährleistet die Anpassung 
der für die Nutzung von Grund und Boden maß- 
gebenden Bauleitpläne an die Ziele der Raumord- 
nung und der Regionalplanung. Solche Bauleitpläne 
müssen von sämtlichen Gemeinden in eigener Ver- 
antwortung erstellt werden. 

Die Baunutzungsverordnung enthält in erster Linie 
Bestimmungen über die zulässige Verwendung der 


in den Bebauungsplänen der Städte und Gemeinden 
verzeichneten Baugrundstücke. 

Das Flurbereinigungsgesetz hat die Förderung der 
landwirtschaftlichen Produktion und der Agrarwirt- 
schaft durch Umlegung verstreuten oder unzweck- 
mäßig abgegrenzten landwirtschaftlichen Grundbe- 
sitzes zum Gegenstand. 

Das Bundesfernstraßengesetz 

Die Straßengesetzgebung der Länder 

Das Luftverkehrsgesetz enthält Bestimmungen über 
die Aufstellung von Plänen vor der Anlage von 
Flughäfen. 

Das Reichs-Naturschutzgesetz, das als Länderrecht 
weiter gilt, gestattet die Abgrenzung von Natur- und 
Landschaftsschutzgebieten, für die Baubeschränkun- 
gen erlassen werden können. 

Die folgenden Gesetze und Verordnungen betreffen 
vor allem die technische Entwicklung, soweit sie sich 
auf die Umweltbedingungen — Luft, Wasser, Lärm- 
belastung — auswirkt: 

Wasserhaushaltsgesetz vom 27. Juli 1957, geändert 
am 15. August 1967. Die Bundesregierung erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesrat Richtlinien, nach 
denen die Länder Rahmenpläne auf dem Gebiet des 
Wasserwesens zu erstellen haben. 

In allen Ländern bestehen Wassergesetze, die ge- 
ringfügig voneinander abweichen. 

Gesetz über die Detergentien und Verordnung über 
die Detergentien vom 5. September 1961 bzw. 1. De- 
zember 1962, die als Mindestgrad der biologischen 
Abbaubarkeit der Detergentien 80 Uo vorschreiben. 

Altölgesetz vom 23. Dezember 1968 zur Regelung 
des Schutzes der Gewässer und des Bodens gegen 
Verunreinigung durch Ölabfälle sowie des Schutzes 
der Luft beim Verbrennen von Altöl. Das Gesetz 
enthält auch Bestimmungen über die Lagerung und 
die unschädliche Ableitung von Altöl. 

Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung vom 
22. Dezember 1959, das den Schutz der Bevölkerung 
gegen Immissionen gewährleisten soll. Im Rahmen 
des Gewerbe- und Handelsrechts hat die Bundes- 
regierung technische Vorschriften zur Verhütung der 
Luftverschmutzung vom 8. September 1964 und gegen 
die Lärmbelastung vom 16. Juli 1968 erlassen. Kraft 
dieses Gesetzes kann den durch Industriebetriebe 
verursachten Störungen mit zusätzlichen Auflagen 
entgegengewirkt werden, die dem gegenwärtigen 
Stand der Technik entsprechende und für die betrof- 
fenen Anlagen wirtschaftlich tragbare Maßnahmen 
zur Wiederherstellung gesunder Verhältnisse vor- 
schreiben. 

Das Gesetz über Vorsorgemaßnahmen zur Luftrein- 
haltung vom 17. Mai 1965 sieht Erhebungen über 
die Luftverunreinigung (Konzentrationsgebiete) auf 
breiter Ebene vor. 
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Straßenverkehrsgesetz — Straßenverkehrs-Ordnung 
— Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Das Ge- 
setz ermächtigt den Bundesverkehrsminister, Anord- 
nungen gegen die durch den Kraftfahrzeugverkehr 
verursachten Belästigungen zu erlassen; es be- 
schränkt den Verkehr an Sonn- und Feiertagen. Auf- 
grund der Zulassungs-Ordnung können die Anfor- 
derungen an die Zusammensetzung der Auspuffgase 
verschärft und Normen für die zulässige Lärmbe- 
lästigung festgelegt werden. 

Luftverkehrsgesetz — Luftverkehrs-Ordnung — Luft- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung. Die genannten Texte 
enthalten verschiedene Vorschriften gegen die Lärm- 
belästigung durch den Luftverkehr. 

B. Gesetzesvorlagen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes 

Mit den bestehenden und zum Teil bereits vor rund 
zehn Jahren verabschiedeten Gesetzen können die 
bei der schnellen Entwicklung der Städte, der Indu- 
strialisierung und des Straßen- und Luftverkehrs 
immer stärker ins Gewicht fallenden Umweltpro- 
bleme nicht immer zufriedenstellend bewältigt wer- 
den. Der Bundestag ist seit einigen Jahren mit meh- 
reren Änderungen der genannten Gesetze befaßt, 
die vom Bundesrat aber aus verschiedenen Grün- 
den, vor allem der Gesetzgebungsbefugnis, nicht 
durchweg gebilligt worden sind. 

Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Grundge- 
setzes (beim Bundestag), wodurch die Bundesregie- 


rung die Befugnis zur konkurrierenden Gesetzge- 
bung in folgenden Bereichen erhält: 

— Wasserhaushalt 

— Luftreinhaltung 

— Lärmbekämpfung 

— Naturschutz und Landschaftspflege 

— Bodenverteilung und Raumordnung. 

Entwurf des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, das 
die durch Emissionen und Immissionen in die Luft 
bewirkten Gefahren und die Auswirkungen der 
Lärmbelastung zum Gegenstand hat (Vorlage Mitte 
1971). 

Entwurf eines Zusatzes zum Wasserhaushaltsgesetz 
(Vorlage Mitte 1971). 

Entwurf des Gesetzes über die Abfallbeseitigung 
(Vorlage vor Ende 1971). 

Entwurf des Gesetzes über die Lärmbelastung durch 
den Luftverkehr. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, ein Bundespro- 
gramm für die Raumordnung festzulegen; in diesem 
Zusammenhang sind folgende Gesetzentwürfe aus- 
gearbeitet worden: 

Entwurf des Gesetzes über den Städtebau und die 
Entwicklung der Gemeinden 

Entwurf des Städtebauförderungsgesetzes. 
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Belgien 

1. Einleitung 

II. Mit Fragen des Umweltschutzes befaßte ölfentliche Stellen 

III. Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 

A. Luftverschmutzung 

a) Maßnahmen allgemeiner Art 

b) Maßnahmen betreffend Betriebe mit gefährlichen, gesundheitsschäd- 
lichen, umweltbelästigenden usw. Auswirkungen 

c) Maßnahmen betreffend Kraftfahrzeuge 

B. Wasserverschmutzung 

a) Oberflächengewässer 

b) Unterirdische Gewässer 

C. Bodenverschmutzung 

D. Erhaltung der natürlichen Umwelt 

E. Natur- und Landschaftsschutz 

F. Umgestaltung der Industrielandschaften 

G. Schutz des Kultur- und Grundbesitzes 


I. Einleitung 

Die belgische Regierung hat die Schaffung eines 
Ministeriums für Umweltfragen nicht als zweck- 
mäßig erachtet und der Einrichtung und Institutio- 
nalisierung einer interministeriellen Zusammen- 
arbeit auf diesem Gebiet den Vorzug gegeben. Sie 
war der Ansicht, daß die Bedeutung dieser Pro- 
bleme angesichts der Größe des Landes nicht die 
Schaffung eines ständigen Organs von der Bedeu- 
tung eines Ministeriums rechtfertige und die Auf- 
teilung der Zuständigkeiten zwischen den verschie- 
denen Ministerien keine besondere Koordinierungs- 
schwierigkeiten zur Folge haben werde. 

II. Mit Fragen des Umweltschutzes befaßte 
öffentliche Stellen 

Die Koordinierung auf dem. Gebiet des Umwelt- 
schutzes wurde im September 1970 zwei Stellen 
übertragen, dem Außenministerium und einer 
Dienststelle beim Ministerpräsidenten, dem Comite 
Ministeriel de la Programmation scientifique 
(C.M.P.S.) (Ministerialausschuß für Wissenschafts- 
planung). 

Das Außenministerium ist für die Kontakte mit 
anderen Ländern und den internationalen Institu- 
tionen und Organisationen wie UNO, NATO, OECD 
und Europarat zuständig. 


Der C.M.P.S. nimmt über eines seiner Organe, das 
Comite interministeriel de la Programmation scien- 
tifique (C.I.P.S.) (interministerieller Ausschuß für 
Wissenschaftsplanung), die Koordinierung zwischen 
den verschiedenen zuständigen Ministerien wahr. 
Seine Koordinierungsaufgabe besteht in der Fest- 
legung der Ziele, Programme und Untersuchungen, 
die von den verschiedenen für den Umweltschutz zu- 
ständigen Ministerien zu verwirklichen bzw. durch- 
zuführen sind. Wie diese ist der C.I.P.S. berechtigt, 
der Regierung Vorschläge zu unterbreiten. Die ver- 
schiedenen Ministerien sind für die Durchführung 
der Regierungsbeschlüsse auf dem Verwaltungs-, 
Verordnungs- und Rechtswege zuständig. 

III. Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 

Ziel der Raumordnungspläne, die in Durchführung 
des Organisationsgesetzes („Loi organique"') vom 
29. März 1962 ausgearbeitet worden sind und die 
„Landschafts- und Städteplanung" betreffen, ist die 
vorausschauende Gesamtplanung der Zweckbestim- 
mung von Grund und Boden nach Maßgabe der Be- 
völkerung und der Erwerbstätigkeiten, der Boden- 
qualität, der Investitionsrentabilität und von Erwä- 
gungen über die Aufrechterhaltung bzw. Wieder- 
herstellung der Umweltgüte. Dieses Gesetz ist die 
erste Äußerung eines Ansatzes zur Lösung, eines 
Problemkomplexes, der auch gewissen Umweltfra- 
gen Rechnung trägt. 
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Unter derselben- Perspektive ist auch das nationale 
belgische Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
für natürliche und biologische Umweltpflege (1970 
bis 1973) zu nennen, das die Regierung am 23. Ok- 
tober 1970 gebilligt hat. Dieses Programm be- 
schränkt sich auf die Probleme der Wasserverun- 
reinigung (siehe unter Abschnitt B). 


Außerdem bestehen noch folgende Vorschriften zur 
Regelung spezifischer Probleme: 

A. Luftverunreinigung 

Die gesetzlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Luftverunreinigung lassen sich in drei Gruppen 
ordnen: 

a) Allgemeine Vorschriften 

Das Rahmengesetz vom 28. Dezember 1964 definiert 
den Begriff der Luftverunreinigung und ermächtigt 
die Exekutive, entsprechende Gegenmaßnahmen zu 
ergreifen. Die Königlichen Erlasse vom 13. Dezem- 
ber 1966 und vom 27. Mai 1968 bezeichnen die ins- 
besondere mit Analysen der Luftverunreinigung be- 
auftragten Laboratorien. 

Die Durchführungsverordnungen sind noch nicht er- 
lassen. 

b) Vorschriften betreffend Betriebe mit gefähriichen, 
gesundheitsschädlichen, umweitbelästigenden usw. 
Auswirkungen 

Eine allgemeine Arbeitsschutzregelung 

— unterwirft den Betrieb von Anlagen mit gefähr- 
lichen, gesundheitsschädlichen und umweltbe- 
lästigenden Auswirkungen der vorherigen Ge- 
nehmigung; 

— enthält eine Liste dieser Anlagen; 

— führt im einzelnen die besonderen Regelungen 
für bestimmte Industriebetriebe oder Geräte auf; 

— nennt die für Gruben, Bergwerke und unterirdi- 
sche Steinbrüche geltenden Sondervorschriften 
(Königlicher Erlaß vom 5. Mai 1919). 

c) Vorschriften für Kraftfahrzeuge 

Sie betreffen 

— Abgase (Königlicher Erlaß vom 14. März 1968); 

— Abgase von Dieselmotoren (Königlicher Erlaß 
vom 15. März 1968); 

— die amtliche Zulassung der Abgasdichtemesser 
(Königlicher Erlaß vom 2. Juli 1964). 

In diesem Zusammenhang ist auch der Raumord- 
nungsplan zu nennen, der in Durchführung des Ge- 
setzes vom 29. März 1962 (siehe oben) ausgearbeitet 
worden ist; er beschränkt oder verbietet die Ansied- 
lung umweltverschmutzender Industrien in be- 
stimmten Gebieten und setzt für die Errichtung sol- 
cher Industrieanlagen besondere Zonen fest. 


B. Wasserverunreinigung 

a) Oberflächenwasser 

Das Gesetz vom 11. März 1950 und die dazu ergan- 
genen Durchführungsverordnungen vom 29. Dezem- 
ber 1953 und 6. Dezember 1963 sehen vor: 

— Maßnahmen zur Verhütung der Verunreinigung 
von Wasserläufen und Meeresgewässern, ins- 
besondere die vorherige Genehmigung und die 
Bedingungen für die Ableitung von Abwässern 
(soweit sie nicht aus der öffentlichen Abwasser- 
kanalisation kommen) in die Wasserläufe und 
Meeresgewässer; 

— Maßnahmen zur Feststellung von Zuwiderhand- 
lungen: 

— Strafen bei Zuwiderhandlungen. 

Ein neuer Gesetzentwurf wird gegenwärtig im Par- 
lament diskutiert. Dieser Entwurf bezweckt eine 
Änderung des Genehmigungsverfahrens und sieht 
die Bedingungen für die Errichtung von drei Was- 
serreinigungsunternehmen vor, die sich in das 
Staatsgebiet teilen. 

b) Unterirdische Gewässer 

In quantitativer Hinsicht ist der Schutz der unterirdi- 
schen Wasservorräte gegenwärtig nur teilweise ge- 
währleistet: 

■ — Gesetze von 1907 und 1913 geben den Wasser- 
versorgungsunternehmen die Möglichkeit, die 
Verunreinigung des Wassers im Bereich der 
Quellgebiete mit Hilfe eines Enteignungsrechtes 
zu verhindern; 

— ein Ministerialerlaß vom 3. Mai 1948 räumt dem 
Conseil consultatif (Beratender Ausschuß) das 
Recht ein, sich bei allen Fragen der Trinkwasser- 
versorgung des Landes einzuschalten; 

— in einem Königlichen Erlaß vom 24. April 1942 
sind die Qualitätsanforderungen für das Trink- 
wasser und die Verpflichtungen der Wasserver- 
sorgungsunternehmen in bezug auf die Kontrolle 
der Wasserqualität und der Wasserverteilung 
festgelegt. 

Dem Parlament liegt zur Zeit der Entwurf für ein 
neues Gesetz vor, mit dem bestimmte Vorschriften 
aufs laufende gebracht und erweitert werden sollen. 
Er sieht vor allem die Möglichkeit Königlicher Er- 
lasse zur Erweiterung des Schutzes der Quellgebiete 
und Maßnahmen zur Überwachung und Kontrolle 
sowie Strafbestimmungen vor. 

Ferner ist hier noch der in Durchführung des Geset- 
zes vom 29. März 1962 ausgearbeitete Raumord- 
nungsplan zu nennen. Die darin festgelegten Be- 
schränkungen und Verbote für die Errichtung um- 
weltverschmutzender Industrien betreffen sowohl 
die Luftverschmutzung wie die Verunreinigung der 
Oberflächengewässer. 

Dieser Raumordnungsplan enthält ebenfalls Vor- 
schriften für den Schutz bestimmter Quellgebiete. 

Schließlich ist hier noch das von der Regierung am 
23. Oktober 1970 beschlossene Erste nationale For- 
schungs- und Entwicklungsprogramm auf dem Ge- 
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biet des Umweltschutzes zu nennen, das die Unter- 
suchung der Probleme im Zusammenhang mit der 
Verunreinigung der Küstengewässer, des Süß- und 
Trinkwassers zum Gegenstand hat. Die betreffenden 
Arbeiten bilden einen Bestandteil des NATO-Pro- 
gramms auf diesem Gebiet. Belgien ist in der Tat 
„Pilot" -Land für die Untersuchung der Verunreini- 
gung der Küstengewässer und neben Kanada ein 
„Co-Pilot"-Land für entsprechende Untersuchungen 
über die Binnengewässer. 

Das belgische Programm kann in fünf Teile geglie- 
dert werden: 

1. Ausarbeitung eines mathematischen Modells der 
Verunreinigung der Nordsee (die Verseuchung 
durch Kohlenwasserstoffe wird gesondert behan- 
delt); 

2. Ausarbeitung eines mathematischen Modells der 
Verunreinigung eines Flusses (Sambre); 

3. technologische Forschungen; 

4. wirtschafliche Beurteilungsstudien; 

5. Koordinierung der Aufklärung und Unterwei- 
sung über den Umweltschutz unter seinen ver- 
schiedenen Aspekten. 

C. Bodenverunreinigung 

Die Königlichen Erlasse vom 31. Mai 1958 und 
11. Juli 1959 regeln 

— den Kauf, die Aufbewahrung, die Herstellung, 
die Lieferung und den Transport von Pestiziden 
für landwirtschaftliche Zwecke; die Verwendung 
dieser Produkte ist genehmigungspflichtig; außer- 
dem müssen Verwender, die Arbeitskräfte be- 
schäftigen, besondere Schutzmaßnahmen treffen; 

— die Verwendung von für bestimmte Tiere gifti- 
gen Produkten während einer Periode des Jah- 
res; 

— die Ausfuhr von Pestiziden für landwirtschaft- 
liche Zwecke. 

Ein Königlicher Erlaß, der an die Stelle der beiden 
Königlichen Erlasse vom 31. März 1958 und 11. Juli 
1959 treten soll, wird gegenwärtig vorbereitet. Er 
bezweckt vor allem, den Behörden die Möglichkeit 
zu geben, bestimmte Arten von Pestiziden zu ver- 
bieten und ihre Ausbringung durch Flugzeuge zu 
regeln. 

D. Erhaltung der natürlichen Umwelt 

Ein Gesetzentwurf betreffend die Erhaltung der 
natürlichen Umwelt ist gegenwärtig in Vorberei- 
tung. Er betrifft 

- den Schutz der natürlichen Fauna und Flora ins- 
besondere seltener, vom Aussterben bedrohter 
oder im Wildzustand lebender Tiere und Pflan- 
zen; 

— den Schutz von Biotopen und der natürlichen 
Umwelt, insbesondere durch die Schaffung von 
Naturschutzgebieten und Naturparks; 


— die Schaffung eines beratenden Organs zur Un- 
terstützung des Königs und der Behörden, den 
„Conseil superieur de la Conservation de la 
nature". 

Dieser Gesetzentwurf wird Teil einer neuen Ge- 
setzesgeneration sein und dürfte sich nach seiner 
Konzeption in einen Gesamtplan für den Umwelt- 
schutz einfügen. 

E. Natur- und Landschaftsschutz 

Die Regierung ist durch ein Gesetz vom 24 August 
1919 ermächtigt, zum Schutz der Schönheit der 
Natur und der Landschaft das Anbringen von Pla- 
katen an bestimmten Stellen zu verbieten. 

Abgesehen von dieser begrenzten Teillösung be- 
ruht der Natur- und Landschaftsschutz auf mehr in- 
direkten, nicht durch Reglementierungen gestützten 
Maßnahmen der Verwaltung für Städte- und Raum- 
planung, insbesondere des „Service du Survey na- 
tional". 

Der Verwaltung für Städte- und Raumplanung zu- 
geordnet sind ferner die 1958 geschaffenen Dienst- 
stellen des „Grünen Plans", der folgende Ziele und 
Aufgabenbereiche umfaßt: 

— Ausarbeitung der Pläne für Parks, Planung der 
Bepflanzungsarbeiten und Überwachung der Aus- 
führung dieser Pläne durch das Ministere des 
Travaux publics; 

— Vorschläge für alle Erhaltungs- und Schutz- 
maßnahmen in den vom Ministere des Travaux 
publics verwalteten Domänen; 

— Verwaltung der Parks, Grünplätze und staat- 
lichen Baumschulen; 

— Anlage von Versuchspflanzungen für ästhetische 
Zwecke oder zur Landschaftsreinhaltung; 

— - Beratung der Gemeinden bei der Schaffung sol- 
cher Anlagen. 

F. Umgestaltung der Industrielandschaften 

Ein spezifisches Problem Belgiens ist die Sanierung 
von aufgegebenen fndustriegeländen, vor allem 
jener, die nach der Schließung von Kohlengruben 
Zurückbleiben. 

— Das Gesetz von 1911 für die Erhaltung und 
Schönheit der Landschaft ermöglicht den Behör- 
den, die Gruben- und Bergwerkunternehmer zur 
Wiederherstellung des natürlichen Landschafts- 
bildes durch Aufforstung und Bepflanzung zu 
zwingen. 

— Das Organisationsgesetz für Raum- und Städte- 
planung vom 29. März 1962 schuf die erforder- 
lichen Befugnisse, den Grubenlandschaften eine 
neue Zweckbestimmung geben zu können, not- 
wendigenfalls auch auf dem Wege der Ent- 
eignung. 

— Die Königlichen Erlasse vom 20. April und 
11. November 1967 verpflichten zur Sanierung 
der prioritären Landschaftsgebiete und legen die 
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Voraussetzungen für das Einschreiten der Be- 
hörden fest. 

Zur Unterstützung dieser Maßnahmen wurden zwei 
Organe geschaffen: der „Service de l'Assainissement 
des Sites charbonniers" (Amt für die Sanierung der 
Kohlengrubenlandschaften) und „La Commission 
concultative permanente des Sites charbonniers" 
(Ständiger Beratender Ausschuß für Kohlengruben- 
gebiete). 

G. Schutz des Kultur- und Grundbesitzes 

Das Gesetz vom 7. August 1931 betrifft den Schutz 
von Gebäuden und Baudenkmälern, die eine beson- 
dere Beachtung verdienen, jedoch nicht deren Er- 
haltung. 

Die Erhaltung und Wiederherstellung hängt von den 
im Rahmen der Haushalte des Ministere de la Poli- 


tique culturelle und des Ministere des Travaux 
publics für diese Zwecke verfügbaren Mittel ab. 

Der Entwurf eines Gesetzes, das an die Stelle des 
Gesetzes vom 7. August 1931 treten soll, wird ge- 
genwärtig ausgearbeitet, ln diesem Entwurf sind vor 
allem vorgesehen 

— die Schaffung eines Fonds für den Kulturbesitz, 
in dem die Mittel der oben erwähnten Ministe- 
rien zusammengefaßt werden sollen; 

— die Schaffung eines „Conseil du patrimoine cul- 
turel" (Rat für den Kulturbesitz) mit der Aufgabe, 
die Verteilung dieser Mittel zu leiten; 

— die Initiativrechte des Staates, der Provinzen und 
der Gemeinden. 

Ferner wird gegenwärtig ein Inventar des Kultur- 
besitzes erstellt, das als Grundlage für die Schutz- 
maßnahmen und die Öffentlichkeitsarbeit dienen 
soll. 
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Frankreich 

1. Einleitung 

II. Zuständige Ministerialdienststellen 

A. Am 7. Januar 1971 geschallenes Ministerium für Natur- und Umweltschutz 

a) Aufbau 

b) Aufgaben des Ministeriums (Dekret vom 2. Februar 1971) 

B. Mit Umweltproblemen befaßte weitere Ministerialdienststellen 

III. Wichtigste Maßnahmen und Aktionsmittel 

A. Wichtigste Rechtsgrundlagen 

B. Einige Realisationen im Rahmen des Programms der hundert Maßnahmen 
für den Umweltschutz 

a) Kampf gegen die Luftverschmutzung 

b) Verunreinigung der Binnengewässer 

c) Kampf gegen die Meeresverunreinigung 

d) Abfallbeseitigung 

e) Beseitigung stiilgesetzter Kraftfahrzeuge 


3 Anlagen: 

1. Die konzertierten Aktionen der DGRST 

II. Zur Durchführung des französischen Wassergesetzes vom 16. Dezember 1964 
erlassene Bestimmungen 

III. Hauptzüge der Organisation auf der Ebene des hydrographischen Beckens 


I. Einleitung 

Die französische Politik auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes umfaßt bisher drei Abschnitte und hat 
zur Errichtung eines Ministeriums für Natur- und 
Umweltschutz geführt. 

— Diese Politik hatte zunächst einige besondere 
Bereiche zum Gegenstand: Im Jahre 1917 wurde 
das Gesetz über gefährliche, gesundheitsschäd- 
liche oder lästige Anlagen erlassen; im vergan- 
genen Jahrzehnt waren wichtige Initiativen zur 
Bekämpfung der Luftverunreinigung zu verzeich- 
nen (Gesetz aus dem Jahre 1961); die Wasser- 
politik ist in einem 1964 erlassenen Gesetz ver- 
ankert worden. 

— Ais Beginn des zweiten Abschnitts kann der Mo- 
nat Oktober 1969 angesetzt werden. Zu diesem 
Zeitpunkt beschloß die französische Regierung 
den Ausbau ihrer Aktion. Sie beauftragte 14 
Ministerien unter der Federführung des für den 
Wirtschaftsplan und für Raumordnung zuständi- 


gen Ministeriums mit der Ausarbeitung eines 
ersten Gesamtprogramms: „Les Cent mesures 
pour l'environnement" (100 Maßnahmen im In- 
teresse des Umweltschutzes), das am 10. Juni 
1970 verabschiedet worden ist. Zur Durchführung 
dieses Programms, das vier Aktionsschwerpunk- 
te umfaßt (Forschung und Entwicklung — Infor- 
mation und Erziehung — Konkrete Feldaktionen 
Rechts- und Verwaltungsmaßnahmen), haben alle 
Ministerien mehr oder weniger große „Umwelt- 
schutzzellen" geschaffen. Unter der Leitung der 
mit der allgemeinen Koordinierung beauftragten 
Umweltschutzabteilung der DATAR haben inter- 
ministerielle Gruppen die Beschlüsse vorbereitet, 
mit denen dann interministerielle Ausschüsse 
oder Ministerräte zu befassen waren. Eine der 
hundert Maßnahmen hat zur Einsetzung des 
Haut Comite de l'Environnement geführt (Ver- 
ordnung vom 30. Juli 1970), dem neun Ministe- 
rialdirektoren und neun Experten angehören: 
es handelt sich um ein Lenkungs- und Koordi- 
nierungsgremium mit der Aufgabe, die Durch- 


61 



Drucksache VI/2537 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


führung des Programms zu verfolgen und die Ab- 
stimmung zwischen den Ministerien zu erleich- 
tern (erste Sitzung am 12. Mai 1971). 

— Der dritte Abschnitt ist angelaufen, als es im In- 
teresse einer wirksameren Koordinierung und 
zur Festlegung einer mittel- und langfristigen 
Politik wünschenswert erschien, ein einziges Mi- 
nisterium mit dem Natur- und Umweltschutz zu 
betrauen. 


II. Zuständige Ministerialdienststellen 

Da die Aufgaben und Zuständigkeiten bei dem neu- 
en Ministerium für Umweltfragen anders als bei 
dessen Vorgängern gruppiert sind, werden zunächst 
die Organisation und die Befugnisse des Ministe- 
riums für den Natur- und Umweltschutz (A) und 
sodann die mit Umweltproblemen befaßten sonsti- 
gen Ministerialdienststellen beschrieben (B). 

A. Am 7. Januar 1971 geschaffenes Ministerium für 
Natur- und Umweltschutz 

a) Aufbau 

Das Ministerium umfaßt vier Dienststellen (Dekret 
vom 3. April 1971) : 

1 . das Generalsekretariat der interministeriellen 
Delegation für Umweltfragen, das die Sitzungen 
des Haut Comite de l'Environnement sowie die 
Beratungen des CIANE ^) vorzubereiten und die 
Durchführung der Beschlüsse dieses Ausschusses 
zu verfolgen hat; 

2. die Generaldirektion für Natur- und Umwelt- 
schutz mit den Aufgaben, die Befugnisse des 
Ministeriums wahrzunehmen, als Aufsichtsgre- 
mium der obersten Räte zu wirken, gemeinsam 
mit den Dienststellen des Ministeriums für kul- 
turelle Angelegenheiten das Sekretariat der 
„Commission superieure des sites, perspectives 
etpaysages"' wahrzunehmen; 

3. das ständige Sekretariat für die Untersuchung 
der Wasserprobleme, das für die interministe- 
rielle Koordinierung im Bereich des Wasser- 
haushalts zu sorgen und die zur Ausarbeitung 
der Gesetze und Verordnungen in diesem Be- 
reich erforderlichen technischen und juristischen 
Studien durchzuführen hat; 

4. der Informations- und Verbindungsdienst mit 
der Aufgabe, die Verbindungen mit den Natur- 
und Umweltschutzverbänden und mit Einzelper- 
sonen wahrzunehmen. 

b) Aufgaben des Ministeriums 
(Verordnung vom 2. Februar 1971) 

Die Hauptaufgabe besteht darin, die Arbeiten der 
zahlreichen Verwaltungen, die mit Umweltfragen 

Ü CIANE — Comite interministeriel d'action pour la 
Nature et rEnvironnement (Interministerieller Ak- 
tionsausschuß für Natur- und Umweltschutz) (Verord- 
nung vom 2. Februar 1971) beim Ministerpräsidenten; 
dem Ausschuß gehören alle mit Umweltproblemen be- 
faßten leitenden Ministerialbeamten an. 


befaßt sind, zu koordinieren. Das Ministerium ver- 
einigt auf sich eine Reihe von Befugnissen, die frü- 
her zum Zuständigkeitsbereich von fünf Ministe- 
rien gehörten, so 

— vom Ministerium für industrielle und wissen- 
schaftliche Entwicklung die Verantwortung für 
gefährliche, gesundheitsschädliche und lästige 
Anlagen, 

— vom Landwirtschaftsministerium einen Teil der 
Aufgaben im Bereich des Naturschutzes (Jagd, 
Fischerei, regionale und nationale Naturschutz- 
parks), 

— vom Verkehrsministerium die Zuständigkeit für 
die Meeresfischerei, 

" vom Ministerium für kulturelle Angelegenhei- 
ten das Ressort Landschaftsschutz, 

— vom Ministerium für den Wirtschaftsplan und für 
Raumordnung die interministerielle Koordinie- 
rung im Bereich des Wasserhaushalts. Die mit 
Wasserfragen befaßten Dienststellen der betei- 
ligten Ministerien werden dem neuen Ministe- 
rium angegliedert. Dieses wird ferner zu den von 
der Wasserpolizei zu erlassenden Regelungen 
konsultiert, die früher zum Zuständigkeitsbe- 
reich des Landwirtschaftsministeriums (Ober- 
flächengewässer) und des Ministeriums für in- 
dustrielle und wissenschaftliche Entwicklung 
(Grundwasser) gehörten. 

Das neue Ministerium verfügt über einen Fonds für 
Maßnahmen und Aktionen zum Schutz der Natur 
und der Umwelt (Fonds d'intervention et d'Action 
pour la Nature et l'environnement — FIANE), der 
für dringende sowie für außerplanmäßige Operatio- 
nen und zur Unterstützung einiger ressortübergrei- 
fender Aktionen, die aus mehreren Quellen zu 
finanzieren sind, bestimmt ist. 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans wird der 
Minister für Umweltfragen zu der Bemessung der 
Mittel konsultiert, die den einzelnen Ministerien für 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes zu- 
gewiesen werden sollen. 

Das Ministerium führt den Vorsitz im Haut Comite 
de l'environnement und in verschiedenen Ausschüs- 
sen (Nationale Naturschutzparks — Regionale Na- 
turschutzparks — Nationale Kommission für Land- 
schaftsschutz; gemeinsam mit dem Ministerium für 
kulturelle Angelegenheiten). 

B. Mit Umweltproblemen befaßte weitere 
Ministerialdienststellen 

Ministerium für den Wirtschaftsplan und für Raum- 
ordnung: 

Es führt den Vorsitz in einer gemeinsamen Gruppe 
„Umweltfragen", deren Aufgabe es ist, die Ergeb- 
nisberichte der sektoriellen Gruppen für Umwelt- 
fragen im Hinblick auf die Festlegung des sechsten 
Wirtschaftsplans zusammenzufassen. 

Es beteiligt sich an der Planung von Fremdenver- 
kehrsgebieten im Rahmen der interministeriellen 
Missionen für: das Küstengebiet Languedoc-Rous- 
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sillon (18. Juni 1963); Korsika (12. Oktober 1966); 
die aquitanische Küste (20. Oktober 1967). 

Die DATAR (Delegation für Raumordnung und re- 
gionale Aktionen) ist verantwortlich für die zentrale 
Gruppe Stadtplanung und den Zentralausschuß für 
die Gestaltung des ländlichen Raums (comite central 
de renovation rurale). 

Außenministerium: 

Es ist für alle Kontakte mit dritten Ländern, den 
europäischen Gemeinschaften und internationalen 
Organisationen im Bereich des Umweltschutzes zu- 
ständig. 

Ministerium für industrielle und wissenschaftliche 
Entwicklung: 

Die DGRSt (Delegation Generale ä la Recherche 
Scientifique et Technique — Generaldelegation für 
wissenschaftliche und technische Forschung), die die- 
sem Ministerium untersteht, wirkt bei den Forschun- 
gen auf dem Gebiet des Umweltschutzes mit und 
richtet diese Forschungen dem wissenschaftlich-tech- 
nischen Fortschritt entsprechend aus (Anlage: Die 
konzertierten Aktionen). Sie hat verschiedene Aus- 
schüsse eingesetzt: Wissenschaftlicher Ausschuß für 
Luftverunreinigung, Wasserverunreinigung, Lebens- 
bedingungen in den Städten usw. 

Ministerium für Gesundheit und soziale Sicherheit: 

Es koordiniert den Kampf gegen die Luftverschmut- 
zung (28. Juli 1960) im Rahmen der interministeriel- 
len Kommission für die Koordinierung der Maßnah- 
men zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung. 

fnnenministerium: 

Es befaßt sich mit Fragen des Städtebaus, nimmt 
vom Standpunkt der Sicherheit und der Gesund- 
heitspflege zu den städtebaulichen Plänen Stellung, 
greift als Aufsichtsbehörde der Gebietskörperschaf- 
ten ein, wenn bei diesen eine städtebauliche Dring- 
lichkeit besteht, beteiligt sich an der Finanzierung 
von Sanierungsanlagen (Stadtgemeinden) und öf- 
fentlichen Bauten. 

Es organisiert Hilfsaktionen im Falle von Notla- 
gen (Plan ORSEC). 

Ministerium für kulturelle Angelegenheiten: 

Drei Dienststellen sind mit Umweltfragen befaßt: 

— die Direktion Architektur mit Unterstützung des 
Nationalen Rates Naturschutz (27. November 
1946); 

— die Unterdirektion für nationale Baudenkmäler 
und Bauwerke; 

— die Unterdirektion „Creation architecturale et 
des constructions publiques". 

Landwirtschaftsministerium: 

Die Generaldirektion für Naturschutz, die am 
4. März 1970 geschaffen wurde, bewahrt ihre Be- 
fugnisse für alle Fragen im Zusammenhang mit der 
Pferdezucht und der Forstwirtschaft. 


Ministerium für Ausrüstung und Wohnungsbau: 

Folgende Arbeitseinheiten befassen sich mit Um- 
weltfragen: die Direktion für Bodenbewirtschaftung 
und Stadtplanung, die Abteilung Stadtplanung, die 
Büros für städtebauliche Neugestaltung. 

Das Ministerium leitet die Studien- und Planungs- 
gruppen, die in den Departementsdirektionen für 
Städtebau mit der Ausarbeitung von Unterlagen für 
die Städteplanung beauftragt sind. Es ist zusammen 
mit der DATAR für die regionalen Gebietsplanungs- 
stellen (OREAM) (Organismes Regionaux d'Etude 
des Aires Metropolitaines) verantwortlich. Außer- 
dem unterstehen ihm die durch Verordnung vom 
30. Juni 1966 geschaffenen interministeriellen Kom- 
missionen für die Fremdenverkehrsplanung: im Ge- 
birge (Chambery) — im Küstengebiet (Toulon — im 
ländlichen Raum (Grenoble). 

Ministerium für Wirtschaft und Finanzen: 

Es schaltet sich vor allem in seiner Eigenschaft als 
Verbindungsstelle der Caisse des depöts et consig- 
nations und ihrer Filialen ein. 


III. Wichtigste Maßnahmen und Aktionsmittel 

Im Interesse der Klarheit erscheint es angezeigt, die 
bisherigen Aktionen auf den einzelnen Gebieten (A) 
getrennt von den Initiativen und Projekten im Rah- 
men des Programms „100 Maßnahmen im Interesse 
des Umweltschutzes" (B), mit deren Durchführung 
ein Anfang gemacht wurde, zu beschreiben und dann 
ganz kurz darzulegen, welche Orientierung nach 
den Optionen für den VI. Plan zu erwarten ist. 

A. Wichtigste Rechtsgrundlagen 

Zwei allgemeine Texte haben die Gesamtheit der 
durch die wirtschaftliche Entwicklung und das 
Wachstum der Städte bewirkten Umweltbelästigun- 
gen zum Gegenstand: 

1. das Gesetz vom 19. Dezember 1917 und das De- 
kret vom 1. April 1964 über die als gefährlich, 
gesundheitsschädlich oder lästig geltenden An- 
lagen, 

2. die Departementsverordnung über das Gesund- 
heitswesen (regiement sanitaire departemental), 
die eine Charta für Umwelthygiene darstellt 
(Musterverordnung vom 29. Mai 1963). 

Luftverunreinigung: 

Rahmengesetz vom 2. August 1961 über die Be- 
kämpfung der Luftverunreinigung und der Geruchs- 
belästigung. Es stellt Grundsätze auf, die nicht vom 
Gesetzgeber abhängen, und es ermächtigt die Regie- 
rung, dem darin ausgedrückten Willen Geltung zu 
verschaffen. 

Zur Durchführung dieses Gesetzes sind verschie- 
dene Texte verabschiedet worden: Texte betreffend 
die Verhütung oder Eindämmung der durch Wärme- 
erzeugungs- und Feuerungsanlagen bewirkten Ver- 
unreinigungen: Beschlüsse des Präfekten des Depar- 
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tements Seine vom 13. Oktober 1961 und 23. Juli 
1962, Dekret vom 13. September 1963 (Wärmeerzeu- 
gungsgeräte und -anlagen im allgemeinen), Dekrete 
vom 19. August 1964, 22. Juni 1967 und 10. Juni 1969 
(Feuerungsanlagen). 

Texte betreffend die Polizei in den unter besonde- 
rem Schutz stehenden Zonen in Paris (Beschlüsse 
vom 11. August 1964), das Verbot bestimmter Brenn- 
stoffe, die Rauchentwicklung: interministerielle Be- 
schlüsse vom 11. September 1963. Vorschriften be- 
treffend Kraftfahrzeuge: Qualm und Auspuffgase 
von Kraftfahrzeugen (Beschlüssen vom 12. Novem- 
ber 1963), Begrenzung des Kohlenwasserstoffgehalts 
der Auspuffgase von Benzinmotoren (Beschlüsse 
vom 28. Juli 1964), Begrenzung des Gehalts an 
Kohlenwasserstoffen und Kohlenmonoxyd der Aus- 
puffgase von Kraftfahrzeugmotoren beim Abbrem- 
sen, im Leerlauf und bei Stadtdurchfahrten (Be- 
schlüsse vom 31. März 1969). 

Verunreinigung der Gewässer: 

Das Rahmengesetz vom 16. Dezember 1964 umfaßt 
zwei Teile: 

I. Kampf gegen die Verunreinigung der Gewässer 
und Regenerierung der Gewässer. 

11. Lösung des Mengenproblems. 

Rund 12 Dekrete und Zirkulare sind zur Durch- 
führung dieses Gesetzes bereits verabschiedet 
worden. 

Das Gesetz gestaltet die administrative Infrastruk- 
tur durch Schaffung einer Organisation auf Becken- 
ebene um (siehe Anlage 3). 

Die Flurgesetzgebung, die Gesetzgebung für das 
Gesundheitswesen, die Flußgesetzgebung und die 
Gesetzgebung für die Städteplanung enthalten eben- 
falls Bestimmungen über den Kampf gegen die Was- 
serverschmutzung. 

Bekämpfung der Lärmbelastung: 

Sie gehört zum Zuständigkeitsbereich der Gemein- 
den und der Präfektur. Ein Zirkular vom 17. Novem- 
ber 1966 gliedert die Eindämmung der Lärmbelastung 
in die Departementsverordnung über das Gesund- 
heitswesen ein und ergänzt die an die Präfekten 
gerichteten Empfehlungen. Die Regelung bezieht sich 
auf verschiedene Quellen der Lärmbelastung: 

Fahrzeuge (25. Oktober 1962), 

Schiffe und schwimmende Maschinen (20. Mai 
1968), 

Baumaschinen (18. April 1969), 

Luftfahrzeuge. 

Die Schallisolierung der Wohngebäude ist Gegen- 
stand technischer Empfehlungen des wissenschaft- 
lich-technischen Zentrums für Baufragen und von 
Vorschriften in dem Erlaß vom 14. Juni 1969 über 
die allgemeinen Regeln für das Bauwesen. 

Umweltgestaltung: 

Auf diesem Gebiet sind verschiedene Gesetzestexte 
verabschiedet worden. Sie betreffen namentlich: 


die Baudenkmäler (Gesetz vom 31. Dezember 
1913), 

die Landschaftspflege (Gesetz vom 2. Mai 1930, 
ergänzt am 26. Juni 1959), 

die Schutzzonen (Gesetz vom 4. August 1962), 

Naturschutzgebiete: nationale Naturschutzparks 
(Gesetz vom 22. Juli 1960), die durch Regierungs- 
beschluß geschaffen werden (vier vorhandene 
und zwei geplante Parks), 

regionale Naturschutzparks (Dekret vom 1. März 
1967); Schaffung den Gebietskörperschaften über- 
lassen (16 vorhandene oder geplante Parks). 

Städteplanung: 

Die wichtigsten Gesetzestexte betreffen die Städte- 
planung und den Städtebau, den Schutz bewaldeter 

Zonen, das Küstengebiet und die Landschaften: 

— Das Städteplanungsgesetz (vom 15. Juni 1943) ist 
durch mehrere Texte und zuletzt durch das Ge- 
setz über die Ausrichtung der Bodenbewirtschaf- 
tung vom 30. Dezember 1967 (loi d'orientation 
fonciere) ergänzt worden; danach ist zwischen 
den Leitplänen für Bebauung und Gestaltung als 
dem Rahmen für die Voranschläge und den Ge- 
setzen über die Verwendung des Bodens als dem 
reglementierenden Rahmen zu unterscheiden. 

— Bauvorhaben sind genehmigungspflichtig (die 
Baugenehmigung ist in der Gesetzgebung für die 
Städteplanung definiert) und unterliegen der 
nationalen Städteplanungsregelung (Erlaß vom 
13. September 1961) oder müssen Gegenstand 
einer vorherigen Erklärung mit der Verpflichtung 
zur Einhaltung der geltenden Bestimmungen (Ge- 
setz vom 3. Januar 1969) sein, wenn diese genau 
durch genehmigte Pläne definiert sind und die 
Bauausführung von einer qualifizierten Person 
geleitet wird (die Baugenehmigung wird jedoch 
in den als „empfindlich" geltenden Zonen ver- 
langt). 

— Bestimmte Gebiete, die nicht der Forstgesetz- 
gebung (für die der Staat zuständig ist) unter- 
liegen, können geschützt werden (Dekrete vom 
31. Dezember 1958 und vom 7. September 1959), 
um einen Waldbestand zu erhalten oder zu schaf- 
fen. Diese Gebiete sind in den städtischen Be- 
bauungsplänen verzeichnet. Auch das Küsten- 
gebiet ist durch Gesetz vom 28. November 1963 
und Dekret vom 1. Juli 1966 geschützt. 

— Ein Dekret vom 13. April 1962 enthält Regeln 
für die mit widerruflicher Bewilligung errichten- 
den Anlagen (ortsfeste oder bewegliche Unter- 
künfte). Bestimmungen für das Reisen mit Zelten 
und Wohnwagen sind in Vorbereitung. 

— Durch Gesetz vom 12. April 1943 wird das Recht 
zum Anbringen von Werbeplakaten einge- 
schränkt. 

— Müllabladeplätze, Kompostierungsanlagen oder 
Müllverbrennungsanlagen werden zu den An- 
lagen der zweiten Klasse nach dem Gesetz aus 
dem Jahre 1917 gerechnet. Sie unterliegen den 
Bestimmungen eines Zirkulars vom 14. April 
1962. 


64 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2537 


B. Einige Reaiisationen im Rahmen des Programms 
der hundert Maßnahmen für den Umweitschutz; 

Staatliche und regionale Naturschutzgebiete 
Neue Städte: 

Errichtung von acht neuen Städten, insbesondere 
Fos und Le Vaudreuil. 

Fos (Gebiet Aix-Marseille) ermöglicht eine Unter- 
suchung über die Ökologie und die Verunreinigung 
im Rahmen großer neuer Infrastrukturen. 

Le Vaudreuil (in der Nähe von Rouen) verdeutlicht 
den experimentellen Charakter der geplanten 
acht Städte. 

Im Rahmen des V. Plans hatte die DGRST umfang- 
reiche Forschungsprogramme über Umweltbelästi- 
gungen auf verschiedenen Sektoren finanziert; Luft- 
und Wasserverunreinigung, Lärmbelastung usw. 

Im Jahre 1968 erschien es ihr interessant, den Ver- 
such einer synthetischen Anwendung der bei diesen 
Forschungen gewonnenen Ergebnisse auf eine neue 
Stadt zu unternehmen. Die DATAR hat die Wahl 
von Le Vaudreuil empfohlen, 

Ziele: 

— Globalbetrachtung aller Fragen im Zusammen- 
hang mit den städtischen LImweltbelästigungen, 

— Versuchsstand: Studien und vollmaßstäbliche Er- 
probung konkreter Maßnahmen technischer und 
reglementierender Art im Hinblick auf ihre spä- 
tere allgemeine Einführung. 

Im Rahmen der Wasserpolitik 

1. Erfassung des Verschmutzungsgrades der Ober- 
flächengewässer. Schema der Trinkwasserreser- 
ven. 

Zwei von sechs Becken-Agenturen haben bereits 
ihr „Weißbuch" vorgelegt. Die Weißbücher die- 
nen dem Zweck, einen Überblick über die Was- 
serprobleme in den einzelnen Becken zu erlan- 
gen, die das Wasser betreffenden besonderen 
Aspekte der Raumordnung aufzuzeigen sowie 
Maßnahmen zur Lösung der Probleme im Zu- 
sammenhang mit der Verunreinigung der Ge- 
wässer und der verfügbaren Wassermengen vor- 
zuschlagen. 

Die Weißbücher der sechs Becken sollen Ende 
1971 vorliegen. 

2. Pilot-Aktion: Versuch der Sanierung eines ge- 
genwärtig verschmutzten Flusses (La Vire)j Bau 
einer Abwasseraufbereitungsstation. 

C. Im Rahmen des VI. Plans 

Der vom Parlament erörterte und gebilligte Bericht 
Über die Optionen des VI. Plans befaßt sich auch 
mit Umweltschutzfragen. 

Zur Harmonisierung der Standpunkte der einzelnen 
Kommissionen (Städte — ländlicher Raum — Frem- 
denverkehr — Industrie — Energie usw.) ist eine 
gemeinsame Gruppe „Schutz der Natur und des 


Menschen" eingesetzt worden. Sie hat mit der Prü- 
fung zweier Komplexe von Maßnahmen begonnen: 

— „Defensivmaßnahmen" gegen die verschiedenen 
Verunreinigungen und Belastungen (Wasser — 
Luft — Abfälle — Lärm); 

— „positive Maßnahmen" betreffend die Nutzbar- 
machung des natürlichen Lebensraums in Stadt- 
und Landgebieten, die Verbesserung der städti- 
schen Umweltbedingungen in geschützten Zonen, 
den Umweltschutz, die Industrie, den Fremden- 
verkehr sowie Informations- und Erziehungs- 
probleme, 

Für jeden Bereich wären festzulegen: 

— die Ziele und die Grundsätze einer langfristigen 
Politik; 

— die kurzfristigen Programme und die empfeh- 
lenswerten Sofortmaßnahmen; 

— Methoden und Mittel der Durchführung (Art der 
Ressourcen). 

über die Gesamtheit der Defensivmaßnahmen ist 
der Regierung ein erster Bericht vorgelegt worden, 
der sich mit den verschiedenen Arten der Ver- 
unreinigung befaßt: 

a) Kampf gegen die Luftverschmutzung: Neben 
einem Forschungsabschnitt, für den im Rahmen 
des VI. Plans rund 600 Millionen NF aufge- 
wendet werden dürften, ist ein Abschnitt zur 
Kontrolle der Haushalte und zur verstärkten 
Kontrolle der Unternehmen vorgesehen (insbe- 
sondere Verpflichtung zur Einhaltung der ge- 
meinsam mit den beteiligten Berufsverbänden 
festzulegenden Normen). 

b) Verunreinigung der Binnengewässer: Erstellung 
eines Fünfzehnjahresplans, der die allgemeine 
Einführung der Wasseraufbereitung und -klä- 
rung, das Verbot der Ableitung bestimmter 
Stoffe, die Verstärkung der Kontrollen und die 
Wahl industrieller Standorte zum Gegenstand 
hat. 

Für den VI. Plan sind insgesamt 1600 bis 2900 
Millionen NF vorgesehen. Die Finanzierung soll 
aus staatlichen Mitteln, durch Steuer- und 
Krediterleichterungen für die Unternehmen und 
durch Änderung der Abgabensätze erfolgen. 

c) Kampf gegen die Meerwasserverunreinigung: Es 
wurden drei Ziele herausgestellt: Begrenzung 
der Einleitung verunreinigter Abwässer, Ver- 
bot der Einleitung von Kohlenwasserstoffen 
außerhalb der hierfür vorgesehenen Zonen 
(nationale und internationale Vorschriften), 
schnelles Eingreifen bei Unfällen (Ausrüstung 
dreier Häfen mit den für ein schnelles Ein- 
greifen erforderlichen Mitteln und Schaffung 
von Beständen an Produkten, die der Ver- 
unreinigung entgegenwirken: Kostenansatz 30,9 
Millionen NF). 
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d) Ahiallbeseitigung: Vorgesehen sind die Festle- 
gung von Plänen auf Departementsebene zur 
Sammlung und Aufbereitung von Haushalts- 
müll, die Erhöhung der Bußen im Falle von 
Verstößen, die Ingangsetzung einer nationalen 
Sauberkeitskampagne. 

Kostenansatz: 1500 Millionen NF, Finanzierung 
aus staatlichen Mitteln, durch Einführung einer 
Müllabfuhrsteuer und besonderer Abgaben. 

e) Beseitigung der außer Betrieb gesetzten Kraft- 
fahrzeuge: Es ist vorgesehen, im Gebiet von 
Lyon für ein Jahr probeweise die Zahlung einer 
Prämie durch das Verwertungsunternehmen und 
die Organisation zur Sammlung der stillgesetz- 
ten Fahrzeuge an die Eigentümer einzuführen; 
Kostenansatz für ein Jahr: 1,5 Millionen NF. 
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Anlage 1 


Die „konzertierten Aktionen" der DGRST 

Unter dem Patronat der DGRST werden konzertierte 
Aktionen zu dem Zweck durchgeführt, die Kenntnis 
der verschiedenen Umweltbelästigungen zu erwei- 
tern und die besten Abhilfemittel zu definieren. 
Diese Aktionen umfassen spezielle Arbeiten zahl- 
reicher Forschungszentren und Laboratorien, die 
rund zur Hälfte aus dem Fonds für wissenschaft- 
lich-technische Forschung finanziert werden. Im 
Rahmen des V. Plans wurden hierfür an Haushalts- 
mitteln rund 110 000 000 NF aufgewendet, und Aus- 
gaben in mindestens der gleichen Höhe sind den 
einigen hundert Forschungszentren sowie staatli- 
chen, industriellen und privaten Laboratorien ent- 
standen, die an diesen Globalaktionen beteiligt 
sind. 

Im Laufe des VL Plans soll der Haushaltsansatz für 
diese Zwecke um 25 Vo erhöht werden, was eine 
entsprechende Erhöhung der von privater Seite 
aufgewendeten Mittel nach sich ziehen dürfte. 


Zu den „konzertierten Aktionen“ der DGRST ge- 
hören: 

— Aktionen auf dem Gebiet der physikalischen 
Forschung: Lärmbelastungen, 

— Aktionen auf dem Gebiet der chemischen For- 
schung: Luftverunreinigung, 

— Aktionen im Bereich der Erdwissenschaften: 
Forschungen über Luft und Wasser (Aufkom- 
men — durch die Wirtschaftstätigkeit bedingte 
Verschmutzung) , 

— ■ Aktionen im Bereich der biologischen und medi- 
zinischen Forschung: biologische Schädlingsbe- 
kämpfung, 

— Aktionen im Bereich der Agrarforschung: neue 
Techniken zur Herstellung, Aufbewahrung und 
Behandlung von Nahrungsmitteln, 

— Aktionen im Bereich der Städteplanung: Städte- 
planung und Wohngebiete, Verkehr und Trans- 
port, 

— Forschungen auf dem Gebiet der Humanwissen- 
schaften: Lebensweise, Sozio-Ökonomie der Ent- 
wicklung. 
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Anlage 2 


Zur Durchführung des französischen Wassergesetzes vom 16. Dezember 
1964 erlassene Bestimmungen 


Dekret vom 5. April 1968 über die interministerielle Koordinierung der Wasser- 
maßnahmen 

Zirkular vom 8. Mai 1968 über die interministerielle Koordinierung der Wasser- 
maßnahmen 

Zirkular vom 8. Mai 1968 über die Koordinierung der Wassermaßnahmen auf 
der Ebene des Programmbereichs 

Zirkular vom 23. Mai 1968 über den Schutz der Wasservorkommen gegen Ver- 
unreinigung 

Zirkular vom 10. Dezember 1968 über die Größe des Schutzgebietes um Trink- 
wasserentnahmestellen 

Dekret vom 10. Januar 1969 über das Verfahren zur Erfassung des Verunreini- 
gungsgrades der Oberflächengewässer 

Dekret vom 10. Januar 1969 über die Bedingungen zur Änderung der Einstufung 
der schiffbaren oder nicht-schiffbaren Flüsse und Seen sowie der flößbaren und 
nicht-flößbaren Wasserläufe und der Kanäle, die zum Staatsbesitz gehören 

Dekret vom 10. Januar 1969 über die Bedingungen der Streichung von Wasser- 
läufen aus der Nomenklatur der schiffbaren oder flößbaren Wasserwege 

Zirkular vom 10. Januar 1969 über die technischen Anweisungen zur Bestimmung 
der bakteriologischen Verseuchung der Oberflächengewässer (dieser Text spezi- 
fiziert die zur Erfassung des Verunreinigungsgrades anzuwendenden Methoden 
der bakteriologischen Analyse der Oberflächengewässer) 

Dekret vom 15. März 1969 zur Änderung des Dekrets vom 3. September 1965 
über die Schaffung des nationalen Wasserausschusses 

Interministerieller Erlaß (J. O. vom 28. September 1969) über die Modalitäten 
der Erfassung des Verunreinigungsgrades von Flüssen und Kanälen 

Dekret (J. O. vom 31. September 1970) zur Einschränkung des Gebrauchs von 
biologisch nicht abbaubaren Detergentien (gültig ab Oktober 1971) 
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Anlage 3 


Kampf gegen die Verschmutzung der Gewässer: Organisation auf Becken- 
Ebene 

(Rahmengesetz: 16. Dezember 1964; Durchführungsverodnungen: 14. Sep- 
tember 1966) 


Frankreich gliedert sich in sechs hydrographische 
Becken, die durch die Wasserscheiden zwischen den 
Einzugsgebieten der großen Flüsse begrenzt wer- 
den: Artois-Picardie, Seine-Normandie, Rhin-Meuse, 
Loire-Bretagne, Adour-Garonne, Rhone-Mediterra- 
nee. 

ln jedem Becken bestehen: 

1. ein Becken- Ausschuß: 

Er umfaßt drei Gruppen von Mitgliedern, die für 
sechs Jahre gewählt oder ernannt werden. Es han- 
delt sich zu gleichen Teilen um Vertreter des Staa- 
tes, der verschiedenen Benutzerkategorien und der 
Gebietskörperschaften. 

Der Ausschuß nimmt allgemeine beratende Auf- 
gaben im Zusammenhang mit der Anwendung des 
Gesetzes vom 16. Dezember 1964 wahr. 

Er wird vom Ministerpräsidenten zu allgemeinen 
Fragen der Bewirtschaftung des Beckens und von 
den Ministern und Präfekten zu der Zweckmäßig- 
keit geplanter Arbeiten und Ausbauten in dem 
Becken oder zu etwaigen Streitigkeiten zwischen 
den Behörden, die als Bauherren im Bereich des 
Wasserbaus auftreten, konsultiert. 

Er gibt seine Zustimmung zu den von der finanziel- 
len Agentur des Beckens geplanten Abgaben. 

2. eine finanzielle Becken- Agentur, 

die in Form eines staatlichen Unternehmens mit ad- 
ministrativem Charakter organisiert ist. 

Dem Verwaltungsrat der finanziellen Becken-Agen- 
turen gehören je zur Hälfte Vertreter des Staates 
und Vertreter der Gebietskörperschaften sowie der 
Verbraucher an, die vom Becken-Ausschuß gewählt 
werden. 

Die Agenturen sind mit ergänzenden Aktionen be- 
faßt. Ihre Aufgabe ist es, die Durchführung des 
Beckenbewirtschaftungsplans zu fördern und die 
Abwicklung der dringendsten oder wichtigsten Vor- 
haben zu erleichtern. 

Sie haben ein Interventionsprogramm für den Zeit- 
raum 1968 bis 1972 aufgestellt und genehmigen 
lassen, das praktisch alle in dem Plan verzeichne- 
ten Operationen umfaßt, deren Durchführung be- 
schleunigt werden soll. Das Programm lautet über 
765 Millionen NF. 

Die finanziellen Becken-Agenturen verfügen über 
eigene Mittel, da zusammen mit dem Interventions- 
programm ein Abgabenprogramm aufgestellt wor- 
den ist. 


Mehrere Abgabensysteme sind konzipiert worden 
oder befinden sich noch in der Planung. Abgabe- 
pflichtig ist, wer zur Verschlechterung der Wasser- 
qualität beiträgt, Wasser aus dem Vorkommen ent- 
nimmt oder den Wasserhaushalt ändert. 

a) Abgaben für Entnahmen sind 1968 in zwei Bek- 
ken zur Finanzierung eines Studienprogramms 
eingeführt worden. 

b) Abgaben für Verschmutzung sind seit 1969 vor- 
gesehen: Nach einer versuchsweisen Festlegung 
der abgabepflichtigen Verunreinigungsgrade ha- 
ben die Agenturen den Abgabepflichtigen Pau- 
schalen vorgeschlagen. Sie haben folgendes fest- 
gelegt: 

— eine auf die verschiedenen industriellen Tä- 
tigkeiten anzuwendende Tabelle der Pau- 
schalbeträge, die den charakteristischen Ele- 
menten der Tätigkeit des Abgabepflichtigen 
entsprechend die Bemessungseinheit für die 
Abgabe angibt; 

— • eine auf die Gemeinden anwendbare Tabelle 
der Pauschalbeträge: der Verunreinigungs- 
standard ist die normalerweise je Einwohner 
einer Gemeinde mittlerer Größe täglich ver- 
ursachte Verunreinigung; auf dieses „Ein- 
wohner-Äquivalent" wird je nach der Größe 
der Ortschaft ein Verminderungs- oder Stei- 
gerungskoeffizient angewandt; 

— Reinigungsprämien, die sich nach der Wirk- 
samkeit der von den Abgabepflichtigen er- 
griffenen Maßnahmen richten und von der 
Abgabe abgezogen werden. 

c) Nettoverbrauchsabgaben sind ebenfalls einge- 
führt worden. Sie werden von denjenigen erho- 
ben, die dem natürlichen Aufkommen Wasser 
entnehmen, ohne es unverzüglich zurückzuerstat- 
ten; mit diesen Abgaben sollen Stauwerke oder 
große Übertragungsleitungen von Becken zu 
Becken finanziert werden. 

3. Verbindungsbeamte: 

Die Errichtung der Becken-Agenturen hat zur Schaf- 
fung von Beckendiensten bei den mit Wasserfragen 
befaßten Behörden geführt. In jedem Becken ist für 
jede größere dieser staatlichen Stellen ein Verbin- 
dungsbeamter tätig. 

4. eine Beckenabordnung (Dekret vom 5. April 1968) : 

Sie umfaßt die dem Verwaltungsrat der Agentur 
angehörenden Beamten und die Verbindungsbeam- 
ten des Beckens. 
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Sie hat die Aufgabe, die Arbeiten der staatlichen 
Stellen und die Tätigkeiten der Agentur in dem 
betreffenden Becken zu koordinieren und die Ar- 
beiten der auf nationaler Ebene eingesetzten Koor- 
dinierungsorgane vorzubereiten. 

Sie ist ferner mit der Bestimmung der Verunreini- 
gungsgrade und mit der Ausarbeitung der Bewirt- 
schaftungspläne für das Becken beauftragt. Sie ar- 
beitet die Unterlagen aus, die dann zunächst dem 
Becken- Aus sdiuß und anschließend der Regierung 
vorgelegt werden. 

Im Mai 1970 hat die Regierung die sechs Becken 
mit der Ausarbeitung je eines Weißbuchs beauf- 
tragt, in dem die Probleme des betreffenden Bek- 
kens zusammenzufassen, die den Wassersektor be- 
treffenden besonderen Aspekte der Raumordnung 
aufzuzeigen und Maßnahmen zur Lösung der an- 
stehenden Probleme vorzuschlagen sind. Alle Weiß- 
bücher müssen bis Ende 1971 vorliegen 
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Italien 

1. Einleitung 

II. Organisation der Zuständigkeiten 

A. Auf Regierungsebene 

B. Auf regionaler Ebene 

C. Im Parlament 

III. Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 

A. Naturschutz 

B. Bodenschutz 

C. Luftverunreinigung 

D. Wasserverunreinigung 

E. Im Rahmen der nationalen Wirtschaftsplanung Italiens vorgesehene Aus- 
richtung 


I. Einleitung 

Die Lage in Italien auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes kann wie folgt schematisch zusammenge- 
faßt werden; 

— Angesichts der Bedeutung der Erosion, die so- 
wohl auf geographische als auch auf menschliche 
Faktoren zurückzuführen ist, hat Italien bereits 
vor langem begonnen, sich im Bereich des Natur- 
schutzes und des Bodenschutzes mit den Proble- 
men der Erhaltung der Umwelt zu befassen. Es 
gibt auf diesem Gebiete eine Reihe von Gesetzes- 
texten, die sich im allgemeinen als wirksam er- 
wiesen haben. Nach Ansicht der italienischen Be- 
hörden genügen einige davon jedoch den heuti- 
gen Erfordernissen nicht mehr, weshalb sie über- 
arbeitet werden sollen. 

— Auf den anderen Gebieten hat sich die Ausarbei- 
tung von Ad-hoc-Gesetzen in den letzten zehn 
Jahren als nützlich erwiesen. Es bestand früher 
nur eine indirekte Regelung durch gewisse 
öffentlich-rechtliche Normen (Zivilgesetzbuch) 
oder allgemeinere Gesetze wie das Gesetzbuch 
für Gesundheitswesen (1931). 

— Italien erachtet es zur Zeit für notwendig, alle 
die Umwelt betreffenden Fragen im Zusammen- 
hang zu betrachten und die „Rahmengesetz''-Lö- 
sung für die Luftverunreinigung (1966) sowie den 
Gesetzentwurf gegen die Wasserverschmutzung 
auf andere Gebiete auszudehnen. 

Ferner ist im „Vorbericht zum nationalen Wirt- 
schaftsprogramm 1971 bis 1975“ in erster Linie 
die Bedeutung der Koordinierungsmechanismen 
sowohl auf Konzeptionsebene als auch auf der- 


jenigen der Anwendung der Beschlüsse hervor- 
gehoben worden. 


II, Organisation und Zuständigkeiten 

Eine große Anzahl von Verwaltungszweigen und 
Organen sind für Umweltfragen zuständig und so- 
wohl auf Regierungs- als auch auf regionaler Ebene 
und im Parlament vertreten. 


A. Auf Regierungsebene 

Zehn Ministerien befassen sich mit diesen Fragen: 

Ministerium für Bauarbeiten der öffentlichen Hand: 
Der „interministerielle Ausschuß für die Reinhaltung 
von Grundwasser und Oberflächengewässern" ist 
beauftragt, die ihm mitgeteilten Fälle von Wasser- 
verunreinigung zu untersuchen, den Sachverhalt 
festzustellen und geeignete Lösungen vorzuschlagen. 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft: Büro für 
Naturschutz. 

Ministerium für die Handelsflotte: „Permanenter 
interministerieller Ausschuß für Fragen der Ver- 
unreinigung von Meerwasser durch Kohlenwasser- 
stoffe". 

Gesundheitsministerium, dem das höhere Gesund- 
heitsinstitut angeschlossen ist, 

Ministerium für wissenschaftliche Forschung: 

— Ausschuß zur Koordinierung der im Rahmen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
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Gruppen PREST und COST durchgeführten Un- 
tersuchungen über die Verunreinigungen. 

— Ferner kontrolliert dieses Ministerium zwei In- 
stitute, die dem nationalen Forschungszentrum 
(CNR) unterstehen: 

— Laboratorium für Forschungen auf dem Ge- 
biet der Luftverunreinigung 

— Institut für Gewässerforschung. 

Außenministerium: Angesichts der Bedeutung, die 
Italien den internationalen Beziehungen auf diesem 
Gebiete beimißt, obliegt die Verantwortung für 
sämtliche Beziehungen zu Drittländern und inter- 
nationalen Organisationen diesem Ministerium. Ein 
interministerieller Ausschuß für Umweltschutz ist 
ihm angeschlossen. Dieser Ausschuß umfaßt 4 Unter- 
ausschüsse: 

— Ausschuß für die Fragen im Zusammenhang mit 
der Konferenz von Stockholm von 1972 

— Ausschuß für den Schutz historischer Zonen 

— Ausschuß für schnelle Aktionen im Falle von 
Überschwemmungen und Erdbeben 

- — Ausschuß „ Verunreinigung 

Auch die Ministerien für Inneres, Finanzen, Erzie- 
hung und Industrie übernehmen Verantwortlich- 
keiten auf diesem Gebiet. 


B. Auf regionaler Ebene 

Auf Provinz- und Gemeindeebene wird die Koordi- 
nierung oft durch die große Zahl der staatlichen und 
autonomen Verwaltungsdienststellen erschwert. 

C. Im Parlament 

— In der Abgeordnetenkammer ist im November 
1969 auf Initiative von Herrn Pertini ein Um- 
weltausschuß gebildet worden. Dieser setzt sich 
aus 19 Abgeordneten verschiedener Parteien zu- 
sammen und beschäftigt sich in erster Linie mit 
Fragen im Zusammenhang mit der Gewässerver- 
unreinigung. Auf seine Initiative wird vom 25. 
bis 27. September 1971 in Rom eine Sitzung über 
„den Charakter der europäischen Gesetze zur 
Reinhaltung der Gewässer" stattfinden, zu der 
die Parlamentarier der sechs Gemeinschaftsländer 
und solche aus Großbritannien sowie Vertreter 
der EWG, des Europarates und der OECD einge- 
laden sind. 

— Im Senat ist ein „Orientierungsausschuß für 
ökologische Probleme" gebildet worden, der 
unter dem Vorsitz von Herrn Fanfani am 6. März 
1971 zum erstenmal zusammentrat. Er setzt sich 
aus zehn Senatoren und sechs Sachverständigen 
zusammen und hat sich zum Ziele gesetzt, die 
gesetzgeberischen Initiativen auf diesem Gebiet 
zu fördern und die sich stellenden Probleme in 
globaler und internationaler Sicht zu prüfen. Er 
schlägt die Bildung eines Ständigen Sonderaus- 
schusses des Senats vor. 


III. Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 

Da sich die Behörden zuerst mit dem Natur- und 
Bodenschutz beschäftigten, ist es vielleicht von In- 
teresse, in derselben Reihenfolge vorzugehen und 
nachher zur Betrachtung der im Bereich der Luft- 
und Wasserverunreinigung unternommenen Ak- 
tionen sowie der vorhersehbaren Ausrichtung der 
italienischen Umweltpolitik überzugehen. 


A. Naturschutz 

— Errichtung von Nationalparks, die entweder von 
autonomen Organen oder von der staatlichen 
Dominialforstverwaltung verwaltet werden: 

Es gibt vier große Parks: 
Gran-Paradiso-Nationalpark (1922 — - 62 000 ha) 
Abruzzen-Nationalpark (1923 — 29 160 ha) 
Cicero-Nationalpark (1934 — 7445 ha) 
Monte-Stelvio-Nationalpark (1935 — 95 361 ha). 

Ein fünfter Park wird zur Zeit in Kalabrien her- 
gerichtet. 

Die für diese Parks geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen werden jetzt in Anbetracht der Um- 
wandlung des gesellschaftlichen Lebens als nicht 
mehr zweckmäßig betrachtet. Die italienische Re- 
gierung strebt die Ausarbeitung von Rahmen- 
gesetzen an, in denen die allgemeinen Regeln für 
Nationalparks und Naturreservate festgelegt 
werden; außerdem. will sie deren räumliche Aus- 
dehnung überprüfen. Jeder Park soll eine „Zone 
der absoluten Unberührbarkeit der Natur" (in- 
tegrales Naturreservat), eine „Zone mit be- 
schränkter menschlicher Einwirkung" und eine 
„Zone freien Zugangs im Interesse des mensch- 
lichen Wohlbefindens und der Sportausübung" 
umfassen. 

— Integrale Naturreservate: Im Laufe der letzten 
zehn Jahre sind fünf vollständig geschützte und 
konservierte Waldreservate geschaffen worden 
(Fläche; 45 bis 1000 ha). Diese werden von hoch- 
qualifiziertem Personal angelegt, verwaltet und 
weiterentwickelt, das 

— der Forstverwaltung 

— der Forstabteilung des Staates und 

— der staatlichen 

(das über Mittel zum Kauf des in Betracht 
fallenden Bodens verfügt) 
untersteht. 

— - Ein Gesetz aus dem Jahre 1930 regelt den Schutz 
der Naturschönheiten und der Landschaft und 
überträgt die diesbezüglichen Verantwortungen 
Provinzialausschüssen, in denen die Oberinten- 
danten für Denkmalpflege der einzelnen Provinz 
Vorsitz führen. Die Behörden betrachten dieses 
Gesetz nun als unzulänglich und beabsichtigen, 
es zu erneuern. Ein vom Gesundheitsminister 
ausgearbeiteter Gesetzentwurf wird zur Zeit von 
den mitbetroffenen Ministerien geprüft. 
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B. Bodenschutz 

Auf diesem Gebiet sind große Anstrengungen unter- 
nommen worden. 

— Kampf gegen die zerstörenden Wirkungen der 
Erosion: man hat berechnet, daß der unbebaute 
Boden zur Zeit eine ebenso große Oberfläche er- 
reicht hat, wie das bebaubare Land, und daß 
über 1000 bewohnte Orte in hügeligem oder 
Berggelände von Erdrutschen bedroht oder heim- 
gesucht werden. 

Der Forst- und Wasserplanung und dem Kampf 
gegen die Bodenerosion liegen das Fortsgesetz 
von 1932 (allgemeiner Text) und in den Jahren 
1933, 1952 und 1962 verabschiedete Gesetze zu- 
grunde. 

Für die Anwendung des Forstgesetzes sorgt eine 
besondere Forstabteilung des Staates, der die 
verwaltungstechnischen und polizeilichen Ver- 
antwortungen obliegen. 

Die in den Gesetzen von 1950 und 1955 vorge- 
sehenen außerordentlichen Arbeiten von Öffent- 
lichem Interesse werden in Süditalien ohne das 
Mitwirken der „Cassa del Mezzogiorno" ausge- 
führt; in Mittel- und Norditalien werden sie von 
den regionalen Büros für Bauarbeiten der öffent- 
lichen Hand koordiniert. 

Nach Verabschiedung des Gesetzes von 1962 
(von allgemeiner Tragweite) ist ein Plan zur 
systematischen Regulierung der natürlichen 
Wasserläufe ausgearbeitet worden: Nach Ab- 
sprache mit dem Ministerium für Bauarbeiten 
der öffentlichen Hand und dem Landwirtschafts- 
und Forstministerium ist ein Fünfjahres-Pro- 
gramm ausgeführt worden (Arbeiten für die 
Planung der Wasserwirtschaft und der Bewässe- 
rung in Forst- und Landwirtschaft). 

- Schutz gegen Überschwemmungen: dies ist das 
zweite Gebiet, auf dem sich die italienischen Be- 
hörden für die Erhaltung des Bodens einsetzen, 
da die Überschwemmungen in dieser Hinsicht 
schon oft von Bedeutung gewesen sind. 

Für entsprechende Schutzmaßnahmen ist ein Pro- 
gramm von 100 Mrd. Lire aufgestellt worden: 
200 sind dem Landwirtschafls- und Forstministe- 
rium und dem Ministerium für öffentliche Arbei- 
ten für die dringendsten Arbeiten zur Verfügung 
gestellt worden (Gesetz von 1967). Die tech- 
nischen Grundsätze für die Verwendung des 
Restbetrags sind von einem interministeriellen 
Sonderausschuß, der Sachverständige für Hy- 
draulik, Hydrologie und Geologie, Landwirt- 
schaft, Forstwirtschaft und Volkswirtschaft um- 
faßt, festzulegen. 

C. Luftverunreinigung 

Das vom Parlament am 13. Juli 1966 verabschiedete 
(und vom Gesundheitsministerium vorgelegte) Ge- 
setz regelt sämtliche Fragen auf diesem Gebiet. 

Dieses Gesetz unterteilt das Staatsgebiet in Zonen 
und Unterzonen auf, die je nach Grad und Schwere 


der jeweiligen Gefahr unterschiedlichen Regelungen 
Anwendung finden. 

Es werden drei Verunreinigungsursachen unter- 
schieden: Heizungseinrichtungen, Industrieanlagen, 
Motorfahrzeuge. 

Das Gesundheits- und das Innenministerium sowie 
das Ministerium für Industrie, Arbeit und Verkehr 
sind damit beauftragt, für die Einhaltung dieses 
Gesetzes zu sorgen. 

Die Kontrolle über die Wärmeanlagen obliegt dem 
Innenministerium (Feuerwehr). Für die technischen 
Fragen ist das Gesundheitsministerium zuständig. 
Dieses wirkt durch Vermittlung seines technischen 
Organs — dem Höheren Institut für Gesundheit — 
und wird von der Versuchsstation für Treibstoffe 
und den Laboratorien für Hygiene und Prophylaxe 
der Provinzen unterstützt. 

Die einzigen, bis jetzt erlassenen Durchführungs- 
verordnungen betreffen die Heizanlagen (Dekret 
vom 24. Oktober 1967). Sie bestimmen die folgenden 
Punkte: 

— Die Höchstmengen an Schadstoffen, die in die 
Atmosphäre abgegeben werden dürfen; 

-- die technischen Daten für die Anlagen und die 
Baukriterien; 

— die Modalitäten zur Kontrolle der verwendeten 
Treibstoffe und ihrer Abgase. 

Die Durchführungsverordnungen hinsichtlich indu- 
strieller Abfallstoffe werden zur Zeit ausgearbeitet. 

Ein Gesetzescntwurf für Maßnahmen gegen die 
Verschmutzung der Luft durch Auspuffgase von 
Kraftfahrzeugen mit Benzinmotoren liegt dem Parla- 
ment zur Genehmigung vor. 

Ein Gesetzentwurf für Fahrzeuge mit Dieselmotoren 
wird zur Zeit vom Gesundheitsministerium geprüft. 

Ein Senatsmitglied hat außerdem einen Entwurf vor- 
gelegt, der das Verbot des Rauchens in öffentlichen 
Theatersälen zum Gegenstand hat. 


D. Wasserverunreinigung 

1. Die derzeit in Kraft befindlichen Bestimmungen 
sind in verschiedenen Gesetzen von allgemei- 
nerer Tragweite enthalten; insbesondere sind zu 
nennen: 

— - das Fischereigesetzbuch (1931): nach diesen 

Gesetzen bedürfen Industrieunternehmer für 
die Einleitung von Abfallstoffen in die öffent- 
lichen Gewässer einer Genehmigung. Diese 
wird je nach Fall vom Vorsitzenden des Pro- 
vinzialrats oder von den Hafenbehörden er- 
teilt; 

— das Gesetzbuch für Gewässer und elektrische 
Anlagen (1933): nach diesem ist die Geneh- 
migung zur Wasserverwendung von der An- 
nahme einer Verwaltungsordnung (für die die 
Behörden zuständig sind) abhängig. 

— das Gesetzbuch für Gesundheitswesen (1934): 
dieser Text verbietet die Beseitigung von Ab- 
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fällen aller Art, die die Volksgesundheit schä- 
digen könnten. 

2. Angesichts des fragmentarischen Charakters und 
der mangelnden Wirksamkeit dieser Bestimmun- 
gen hat die Regierung beschlossen, einheitliche 
Gesetze auszuarbeiten, die die Beseitigung der 
mit den ausgedehnten Entscheidungsbefugnissen 
der lokalen Behörden und Organen zusammen- 
hängenden Gefahren ermöglichen soll. Ein Ent- 
wurf ist dem Senat vom Ministerium für Bau- 
arbeiten der öffentlichen Hand nach Absprache 
mit den Ministerien für Gesundheit, Industrie, 
Handelsflotte, Land- und Forstwirtschaft, Finan- 
zen und Justiz vorgelegt worden. Die vorge- 
sehene Regelung beruht auf dem Begriff des 
„hydrographischen Beckens" und sieht die Schaf- 
fung von kollegial gelenkten Organen vor, die 
es ermöglichen sollten, sämtlichen Anforderun- 
gen Rechnung zu tragen und einheitliche Lösun- 
gen zu treffen. 

Am 21. Januar 1971 hat das Ministerium für 
Bauarbeiten der öffentlichen Hand dem Präsiden- 
ten des Ministerrats einen Gesetzentwurf für die 
Erhaltung von Venedig übermittelt. 

Das Ministerium für die Handelsflotte befaßt 
sich zur Zeit mit der Ausarbeitung eines Gesetz- 
entwurfs über strafrechtliche Sanktionen für alle 
Arten von Verunreinigungen der Hoheitsge- 
wässer. 

Ein Gesetzesentwurf über die biologische Abbau- 
barkeit von Detergentien (mindestens 80 Vo) 
wird zur Zeit vom Parlament verabschiedet und 
dürfte Ende 1971 in Kraft treten. 

Ferner werden zur Zeit im 7. Senatsausschuß 
zwei Gesetzesentwürfe über die Festlegung von 
Normen für den Schutz der Gewässer gegen Ver- 
unreinigungen erörtert. 


E. Im Rahmen der nationalen Wirtschaftsplanung 
Italiens vorgesehene Ausrichtung 

Der „Vorbericht zum nationalen Wirtschaftspro- 
gramm 1971 bis 1975" legt die Grundzüge einer 
langfristigen Politik auf diesem Gebiete fest. 

Auf Organisations- und Gesetzesebene wird die 
Notwendigkeit einer Koordinierung und Vereinheit- 
lichung der öffentlichen Aktion und insbesondere 
der Vermeidung einer Zersplitterung der Zuständig- 
keiten hervorgehen. 


Er schlägt die Annahme einer Anzahl von Maßnah- 
men vor: 

— Natur- und Bodenschutz: 

Die Notwendigkeit der verstärkten und verbes- 
serten Unterhaltung der bewaldeten Zonen, der 
Vergrößerung des Forstbestandes und der Be- 
fugniserweiterung der Forstverwaltung werden 
hervorgehoben. 

Ferner sind in diesem Programm vorgesehen: 

— eine Bestandsaufnahme der zu schützenden 
Orte; 

— Verabschiedung des Rahmengesetzes über die 
Nationalparks; 

— Ausarbeitung eines allgemeinen Gesetzes- 
entwurfs über den Naturschutz. 

Die Errichtung einer „Agentur für Bodenschutz" 
wird vorgeschlagen: Diese würde damit beauf- 
tragt, im Rahmen der für die Raumordnung ge- 
wählten Lösungen einen allgemeinen Interven- 
tionsplan auszuarbeiten und anzuwenden und die 
von den einzelnen öffentlichen und privaten 
Stellen auf diesem Gebiete ausgeübten Tätig- 
keiten zu koordinieren. 

Ferner wird vorgeschlagen, die für das Po- 
Becken gewählte Lösung auf andere Becken aus- 
zudehnen, indem „Gewässerverwaltungsstellen" 
eingesetzt werden, die für die Anwendung sämt- 
licher auf der Grundlage der „Leitschemata der 
hydrographischen Becken" in einem Becken er- 
griffenen Maßnahmen verantwortlich sind. 

— Luftverunreinigung 

Vervollständigung der derzeitigen Gesetze 
(Regelung der Ansiedlung von Industrien, 
strikte Treibstoffkontrolle, usw.) 

— Wasserverunreinigung 

Aufstellung einer Bilanz der Bedürfnisse und 
vorhandenen Mittel; Verabschiedung des Ge- 
setzes über die Wasserwirtschaft und den 
Wasserschutz. 

— Historische Denkmäler und Kunstschätze 

Neubearbeitung der in Kraft befindlichen Ge- 
setze; 

Erweiterung der den Oberintendanten der 
einzelnen Provinzen gewährten Befugnisse 
und Mittel, um den derzeitigen Verfall ein- 
zudämmen; Festlegung konkreter Maßnah- 
men in dringenden Fällen (Venedig). 
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Großherzogtum Luxemburg 

Das Merkblatt für das Großherzogtum Luxemburg wird später aufgrund der von 
den zuständigen Behörden erwarteten Information ausgearbeitet. 


Niederlande 

I. Einleitung 

11. Organisation, Zuständigkeit und Planung 

IIL Wichtigste Tätigkeiten und Aktionsmittel 

1. Wasserwirtschaft 

2. Städteplanung 

3. Gestaltung des ländlichen Raums 


4. Luft 

5. Schädliche Erzeugnisse 

6. Forschung 


I. Einleitung 

Die hohe Bevölkerungsdichte, vor allem im „Rand- 
stad"-Gebiet im Südwesten des Landes ^), sowie die 
ständige Bedrohung durch das Wasser haben in den 
Niederlanden eine nun bereits langjährige Tradition 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes entstehen las- 
sen. So befassen sich sehr zahlreiche behördliche 
und private Stellen mit den verschiedenen Aspekten 
der Umwelt. Die Bevölkerung zeigt ein lebhaftes 
Interesse für die Umweltprobleme und zögert nicht 
einzugreifen, wenn sie befürchtet, daß ihre Belange 
von der öffentlichen Hand nicht genügend gewahrt 
werden. 

Seit dem zweiten Weltkrieg und insbesondere seit 
dem Inkrafttreten des Raumordnungsgesetzes im 
Jahre 1965 werden Umweltschutz und -planung im 
globalen Rahmen der Raumordnung durchgeführt, 
was eine bessere Koordinierung auf diesem Gebiet 
ermöglicht, außerdem längere Zeiträume überschau- 
bar macht und eine schnellere Anpassung an die 
Entwicklung der Probleme zuläßt. 

So führt die Regierung z. B. eine Reform der Ver- 
waltungs- und Rechtsstrukturen durch, die unter 
anderem die Aufhebung kleiner Gemeinden (beson- 
ders in städtischen Ballungsräumen) und die Schaf- 
fung neuer regionaler Verwaltungsorgane (z. B. 
Rijnmond) zur Folge hat. Die meisten konkreten 
Aktionen werden jedoch weiterhin von den bisher 
für diese Fragen zuständigen Stellen ausgeführt. 

Die praktische Durchführung der Maßnahmen zur 
Erhaltung der Umwelt obliegt in erster Linie den 
Gemeinden. Das Raumordnungsgesetz (Wet op de 


Ruimtelijke Ordening) überträgt der Regierung die 
zentrale Koordinierung der Tätigkeiten auf diesem 
Gebiet sowie die Durchführung der Arbeiten, die 
über die Interessensphäre der Gemeinden oder Pro- 
vinzen hinaus von Bedeutung sind. Die Provinzen 
spielen auf dem Gebiet der Raumordnung und der 
Umwelterhaltung ebenfalls eine wichtige Rolle, je- 
doch sind sie für den Wohnungsbau in keiner 
Weise zuständig. 


II. Organisation, Zuständigkeit und Planung 

Die Maßnahmen auf dem Gebiet der Raumordnung 
werden auf den drei Zuständigkeitsebenen Regie- 
rung, Provinz und Gemeinde durchgeführt. In der 
beiliegenden Abbildung 1 ist der dreistufige Organi- 
sationsplan schematisch wiedergegeben. 

Auf Regierungsebene wird die nationale Politik für 
Raumordnung von einer dem Ministerium für Woh- 
nungsbau und Raumordnung unterstehenden Dienst- 
stelle, dem Rijks Planologische Dienst (RPD) ausge- 
arbeitet, der auch ihre Durchführung überwacht. 
Diese auf Grund des Raumordnungsgesetzes einge- 
setzte Dienststelle prüft und erörtert die die Um- 
welt betreffenden Tätigkeiten von 11 Ministerien 
und übt gleichzeitig die vertikale Koordinierung mit 
den Behörden auf Provinz- und Gemeindeebene aus. 

Die Koordinierung auf Regierungsebene obliegt 
zwei Organen: Die Nationale Kommission für Plano- 


9 „Randstdd" ist das Gebiet, das die Städte Amsterdam, 
Den Haag, Rotterdam und Utrecht umfaßt. 
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logie (Rijks Planologische Commissie) koordiniert 
die Arbeiten zwischen den einzelnen Dienststellen, 
und der Rat für Raumordnung (Raad voor Ruim- 
telijke Ordening), dessen Vorsitz der Premiermini- 
ster führt, koordiniert die Arbeiten zwischen den 
Ministerien. Der Beirat für Raumordnung (Raad van 
advies voor de Ruimtelijke Ordening) vertritt auf 
nationaler Ebene die Belange der einzelnen Inter- 
essengruppen (Arbeitgeber, Gewerkschaften, Ver- 
kehrsorganisationen, Umweltschutzorganisationen 
usw.). 

Der „Rijks Planologische Dienst" hat 1960 und 1966 
je eine Denkschrift über die Raumordnung veröffent- 
licht, von denen die zweite noch hochaktuell ist. Fer- 
ner veröffentlicht dieser Dienst einen erschöpfenden 
Jahresbericht über die Entwicklung der IJmweltpro- 
bleme in den Niederlanden. Die zweite der ge- 
nannten amtlichen Denkschriften enthält eine Be- 
schreibung der nationalen Politik auf diesem Ge- 
biet sowie einen Entwurf der Raumordnungsstruktur 
der Niederlande für das Jahr 2000, deren Entwick- 
lung die Regierung fördern will. Diese Denkschrift 
ist somit das wichtigste offizielle Synthesedokument 
über Umweltfragen. 

Folgende Mininsterien befassen sich mit den Um- 
weltproblemen: 

— Ministerium für Allgemeine Angelegenheiten 
(Premierminister) 

— Ministerium für Wohnungsbau und Raumord- 
nung 

— Ministerium des Innern 

— Ministerium für Verkehr, Wasserwirtschaft und 
Bauarbeiten der öffentlichen Fland 

— Wirtschaftsministerium 

— Finanzministerium 

— Verteidigungsministerium 

— Mininsterium für Landwirtschaft und Fischerei 

— Mininsterium für Gesundheitswesen und So- 
ziale Angelegenheiten 

“ • Ministerium für Kulturelle Angelegenheiten, 
Freizeitgestaltung und Sozialarbeit 

- Ministerium für Erziehung und Wissenschaft. 

Zur Zeit wird eine neue Regierung gebildet; diese 
wird wahrscheinlich ein Ministerium für Umwelt- 
fragen umfassen, was zu einer Änderung in der 
Verteilung der Aufgaben zwischen den einzelnen 
Ministerien führen kann. 

Aül Provinzehene ist der „Provinciale Planologische 
Dienst" (PPD) mit der Koordinierung der Tätig- 
keiten in den 11 Provinzen beauftragt. 

Aul Gemeindeebenc schließlich verfügen alle größe- 
ren Städte über eigene Dienststellen für Boden- 
bev/ii tschaftimg und Städteplanung; kleinere Ge- 
meinden wenden sich an private Beratungsbüros. 

Nach dem Raumordnungsgesetz sind die Gemein- 
den zur Aufstellung eines Zweckbestimmungsplans 
für das Gemcindegebiet außerhalb der bebauten 
Zonen (Bestemmingsplan) verpflichtet. Diese Pläne 


müssen sich in die von den Provinzen für das 
ganze oder einen Teil des Provinzgebiets ausge- 
arbeiteten Regionalpläne (Streekplannen) fügen. 
Ein von der Regierung ausgearbeiteter Entwurf 
eines nationalen Plans dient den Gemeinde- und 
Regionalplätzen zur Orientierung. Ein formeller 
nationaler Plan existiert nicht. 

Die Entwürfe der Gemeindepläne müssen Gegen- 
stand einer öffentlichen Erhebung sein und von den 
Provinzialstaaten genehmigt werden, die sie dann 
an die Regierung weiterleiten. Eine Regierungs- 
genehmigung ist nicht erforderlich. 

Die Regierungsstellen erörtern die Entwürfe der 
Regional- und Gemeindepläne mit den beteiligten 
Behörden und können Abänderungsvorschläge 
Vorbringen. Auf Gemeindeebene existiert ebenfalls 
ein Strukturplan (Structuurplan), der sich auf einen 
Teil des Gebiets einer Gemeinde oder mehrerer 
angrenzender Gemeinden erstrecken kann. 

Verbindlich sind nur die Bestimmungspläne der 
Gemeinden; die Struktur- und die Regionalpläne 
haben lediglich hinweisenden Charakter. Ohne vor- 
herige Genehmigung des Bestimmungsplans einer 
Gemeinde dürfen keine darin vorgesehenen Arbei- 
ten durchgeführt werden. 

Jedes Bauvorhaben bedarf der Genehmigung der 
betreffenden Gemeinde. Diese erteilt eine Baube- 
willigung, wenn sich das Vorhaben in den Bestim- 
mungsplan der Gemeinde einfügt; ferner muß das 
Vorhaben vom lokalen Verschönerungsausschuß 
(Schoonheidscommissie) befürwortet werden. 
Außerdem sind Bau und Betrieb von gefährlichen 
oder gesundheitsschädlichen Industriebetrieben 
nach dem Behinderungsgesetz (Hinderwet) geneh- 
m igungspf lichtig. 


III. Wichtigste Tätigkeiten und Gesetze 

Infolge der langen Tradition auf dem Gebiet der 
Umwelterhaltung sind die betreffenden Vorschrif- 
ten in zahlreichen auf den drei behördlichen Ebenen 
erlassenen Gesetzen, Verordnungen, Dekreten usw. 
verstreut. 

Das Raumordnungsgesetz und neuerdings die Ge- 
setze zur Reinhaltung der Oberflächengewässer “) 
fassen die wichtigsten dieser Bestimmungen in 
einem gemeinsamen Rahmen zusammen. Sie neh- 
men jedoch den älteren und spezifischeren Geset- 
zen nicht ihre Bedeutung. 

Ein neuer Grundsatz ist in die zwei obengenannten 
neuen Gesetze aufgenommen worden: die Kosten 
der Reinhaltung sind von demjenigen zu tragen, 
der die Verunreinigungen verursacht. 

1. Wasserwirtschaft 

Da die Wasserwirtschaft eine der wuchtigsten An- 
liegen der niederländischen Behörden im Bereich 

Ü Gesetz vom 13. November 1969 und Verordnungen 
vom 5. November 1970 (siehe Seite 4 des ndchsleheie 
den Dokuments XIV/169 71 D). 
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der Umwelt darstellt, besteht schon seit sehr lan- 
ger Zeit eine horizontale und eine vertikale Koor- 
dinierung aller diesbezüglichen Maßnahmen. 

Die Wasserproblenie können in zwei Kategorien 
unterteilt werden: 

1. Überwachung des unfallbedingten und natür- 
lichen Eindringens von Meerwasser in das 
Innere des Landes sowie Verteilung und Ab- 
leitung des überflüssigen Süßwassers; 

2. in neuerer Zeit: Reinhaltung des für verschie- 
dene Verbrauchszwecke bestimmten Süßwas- 
sers. 

Ganz allgemein ist der „RijkswaterstaaL' für sämt- 
liche Angelegenheiten verantwortlich, deren Inter- 
esse über die Ebene der Provinz hinausgeht. Die 
Provinzen verfügen dafür innerhalb ihres Zustän- 
digkeitsbereichs über einen „Provinciale Water- 
staat". Auf der untersten Stufe findet man schließ- 
lich öffentlich-rechtliche Körperschaften, die für die 
wasserwirtschaftlichen Fragen auf Polder Ebene zu- 
ständig sind („ Waterschappen" und „Hoogheem- 
raadschappen"). 

Seit langem gibt es ein Alarmsystem, das schnelle 
Schulz- und Hilfeleistungsmaßnahmen bei Über- 
schwemmungsgefahr ermöglicht. Ein Alarmsystem 
für die Verunreinigung des Wassers — besonders 
der großen Flüsse — wird zur Zeit eingerichtet. 

Die niederländische Verfassung umfaßt ein dem 
„Waterstaat" gewidmetes Kapitel, aus dem zahl- 
reiche Gesetze, Verordnungen usw. hervorgegan- 
gen sind. Die neuesten Gesetze auf diesem Gebiet 
betreffen die Verunreinigung von Meerwasser 
durch Kohlenwasserstoffe (1950 und 1966), die Ver- 
unreinigung der Oberflächengewässer (1969) und 
die Abfallbeseitigung (1965). Ein Grundwassergesetz 
wird zur Zeit ausgearbeitet. 

Auch das 1969 zwischen den Nordsee-Küsten- 
staaten abgeschlossene Übereinkommen über die 
Meeresverunreinigung durch Kohlenwasserstoffe 
ist hier zu erwähnen. 


2. Städteplanung und Wohnungsbau 

Die Städtcplanung ist in den Niederlanden durch 
eine sehr starke Bevölkerungskonzentration in 
großen, mittelgroßen und kleinen Städten des 
„Randstad"-Gebiets gekennzeichnet. Die kleinen 
Städte weisen den stärksten Zuwachs auf, während 
die Ballungsräume von Amsterdam und Den Haag 
seit 1970 praktisch stationär geblieben sind. Die 
Regierung versucht, ein zu ungeregeltes Städte- 
wachstum einzudämnien und eine in „diversifizier- 
ten Städtekonzentrationen'' gleichmäßig über das 
ganze Staatsgebiet verteilte Bevölkerungsdichte zu 
erreichen (gebundelde deconcentratie). 

Abgesehen von den Ausnahmefällen der „Ijssel- 
meerpolders" ist in den Niederlanden der Bau von 
neuen, unabhängigen Städten — im Unterschied zu 
Großbritannien oder Frankreich — ■ nicht vorge- 
sehen. Die Erneuerung sanierungsbedürftiger Stadt- 
viertel und die Verkehrsplanung in den Städten 


weiden als die bedeutendsten Probleme auf diesem 
Gebiete angesehen. 

In mehreren Gebieten des Landes hat sich — erst 
während der letzten Jahre — ein Rückgang der 
Wohnungsknappheit bemerkbar gemacht; infolge- 
dessen werden Qualitäts- und Umwelterwägungen 
nach und nach die Flauptmotive der Städteplanung. 

Am stärksten treten die Umweltprobleme zweifel- 
los im „Randstad" -Gebiet hervor, wo die beschleu- 
nigte Industrialisierung Städteplanungs- und Ver- 
unreinigungsprobleme ersten Grades hervorgerufen 
hat; aber auch in Limburg, Groningen und Zeeland 
kommen ziemlich schwerwiegende Probleme zum 
Vorschein. 

Das bedeutendste Gesetz auf dem Gebiet der 
Städtcplanung ist das 1965 in Kraft getretene 
Raumordnungsgesetz. Es ermöglicht eine direkte 
oder indirekte Einflußnahme auf alle mit der 
Zweckbestimmung des Bodens zusammenhängen- 
den Maßnahmen. 

Die niederländischen Gesetze auf dem Gebiet des 
Wohnungsbaus, die bis in das Jahr 1901 zurück- 
gehen, haben zur Anpassung an die Entwicklung 
der Probleme mehrmals Änderungen und Ergänzun- 
gen erfahren. Insbesondere sind sie durch das Wie- 
deraufbaugesetz, das eine Berücksichtigung der be- 
sonderen Bedingungen der Nachkriegszeit ermög- 
lichte, und 1965 durch das Raumordnungsgesetz 
vervollständigt worden. Dieses Gesetz enthält die 
allgemeinen Regeln und Leitlinien für den Woh- 
nungsbau und im besonderen die Bedingungen für: 

— den Bau, die Änderung und den Abbruch von 
Wohnungen 

— • die behördlichen Finanzbeihilfen 

— - die Verbesserung der Wohnverhältnisse 
(besondere Infrastrukturmaßnahmen) . 

Das Denkmalschutzgesetz (Monumentenwet) dient 
der Erhaltung von Gebäuden und ganzen Stadt- 
vierteln von kultureller oder geschichtlicher Be- 
deutung. 

Das Enteignungsgesetz (Onteigeningswet) dient 
den Behörden als Instrument zur Ausführung der 
Pläne. Zu erwähnen sind ferner die lokalen Ver- 
schönerungsausschüsse, von denen jedes Bauvor- 
haben befürwortet werden muß. 


3. Gestaltung des ländlichen Raums 

Die Tätigkeiten auf diesem Gebiet betreffen haupt- 
sächlich die Flurbereinigung. Das Flurbereinigungs- 
gesetz (Ruilverkavelingswet) stammt aus dem 
Jahre 1954; es hat insbesondere die Verbesserung 
der Wirtschaftslage der Landwirtschafts- und Forst- 
betriebe zum Gegenstand, wird jedoch immer mehr 
zur Erhaltung und Neugestaltung des ländlichen 
Pvaums herangezogen. 

Der vom „Cultuurtechnische Dienst" unterstützten 
„Centrale Cultuurtechnische Commissie" obliegt 
die Organisation dieser Tätigkeiten. Sie arbeitet 
unter anderem einen Flurbereinigungsplan (Ruil- 
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verkavelingsplan) aus, zu dem ein Landschaftsplan 
(Landschapsplan) gehört. 

Ferner sind hier zu erwähnen: 

— das Forstgesetz (Boswet), das unter anderem 
zur Meldung von Fäll- und Rodungsplänen so- 
wie zur Wiederaufforstung binnen höchstens 
drei Jahren verpflichtet; 

— das Naturschutzgesetz (Natuurbescherningswet) 
aus dem Jahre 1960, das die Erhaltung von 
Landschaften sowie von Pflanzen- und Tierarten 
ermöglicht; 

— das Gesetz zum Schutz von Naturschönheiten 
(Natuurschonwet) aus dem Jahre 1928, das 
Steuererleichterungen für Domänenbesitzer ver- 
sieht; 

— das Vogelschutzgesetz (Vogelwet) aus dem 
Jahre 1936; 

— das Jagdgesetz (Jachtwet). 

4. Luft 

Die Umweltprobleme im Zusammenhang mit der 
Luft sind im Vergleich zu denjenigen des Wasser- 
(Waterstaat) und des Bodenschutzes (Land- und 
Städteplanung) erst in neuester Zeit in Erscheinung 
getreten, nehmen aber in verschiedenen Landes- 
gegenden rasch ein beträchtliches Ausmaß an. In 
diesem Bereich sind zwei Arten von Umwelt- 
problemen zu unterscheiden: die Verunreinigung 
und die Lärmbelastung. Sie treten besonders in der 
„Europoort" genannten Gegend auf, d. h. in der 
Hafen- und Industriezone um Rotterdam. In dieser 
Gegend ist vor kurzem ein zentrales Kontroll- und 
Interventionsbüro für Luftverschmutzung errichtet 
worden. Das Lärmproblem, vor allem infolge des 
Luft- und Straßenverkehrs, hat ernstzunehmende 
Ausmaße angenommen, besonders in der Gegend 
von Amsterdam. Vor kurzem ist ein Sonderaus- 
schuß zur Untersuchung der Lärmbelastung in der 
Umgebung der Flughäfen gebildet worden. 

Das erste die Luftverunreinigung betreffende Ge- 
setz stammt aus dem Jahre 1971. Es ermöglicht, auf 
Landes-, Provinz- und Gemeindeebene die Vor- 
schriften für Anlagen und Apparate sowie für die 


darin verwendeten Medien (Treibstoffe, chemische 
Erzeugnisse usw.) zu erlassen. Es ergänzt das Be- 
hinderungsgesetz (Hinderwet) insofern, als es die 
Umgebung der betreffenden Anlagen und nicht die 
verunreinigenden Anlagen isoliert betrifft. 

Hinsichtlich der Lärmbelastung ist noch keine Rege- 
lung in Kraft getreten, jedoch wird eine solche 
vorbereitet. Inzwischen geben aber andere Gesetze, 
besonders das „Hinderwet'' den Behörden bereits 
die Möglichkeit, in gewissem Umfang einzugreifen. 

5. Schädliche Erzeugnisse 

Das wichtigste Gesetz auf diesem Gebiet ist das 
aus dem Jahre 1962 stammende Bekämpfungs- 
mittelgesetz (Bestrijdingsmiddelenwet), das Sicher- 
heit und Gesundheit von Mensch und Tier betrifft. 
Es verbietet insbesondere die Verwendung jedes 
Erzeugnisses, das unerwünschte sekundäre Auswir- 
kungen haben könnte. 

6. Forschungen 

In den Niederlanden werden sehr viele Forschun- 
gen auf dem Gebiet der Umwelt durchgeführt, doch 
existiert bisher noch kein koordiniertes Programm. 
Die spezialisierten Fakultäten der polytechnischen 
Hochschulen und Universitäten, eine Anzahl For- 
schungsinstitute und einige andere Stellen, wie der 
ANWB (Touristenorganisation) führen die verschie- 
densten Untersuchungen durch. Schließlich sind 
auch die großen Anstrengungen der Industrie auf 
diesem Gebiet zu erwähnen. 

Die bedeutendste Forschungsinstitution mit dem 
umfassendsten Aufgabenbereich ist zweifellos die 
„TNO", der zahlreiche Fach-Institute für fast alle 
die Umwelt betreffenden Gebiete angehören. 

Auf Verlangen der Regierung hat die TNO vor 
kurzem die Errichtung eines nationalen wissen- 
schaftlichen Instituts für Raumordnung beschlossen. 
Ferner ist in Den Haag vor kurzem ein inter- 
nationales wissenschaftliches Institut für Raum- 
ordnung errichtet worden, an dem sich Deutschland, 
Belgien, Frankreich, Luxemburg, Großbritannien 
und die Niederlande beteiligen. 
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Gesamtdarstellung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
zur Bekämpfung der Wasserverschmutzung 


Belgique 

Die belgischen Rechtsvorschriften unterscheiden 
zwischen unterirdischem und Oberflächenwasser. 
Auf Grund verschiedener zur Durchführung des 
Gesetzes vom 18. Dezember 1946 und gemäß Arti- 
kel 78 des „loi communale'' (Gemeindegesetz) in 
Verbindung mit dem Dekret vom 24. August 1970 
erlassener Verordnungen unterliegen bestimmte 
Verwendungen unterirdischen Wassers einem Ge- 
nehmigungsverfahren. 

Gemäß dem Gesetz vom 26. März 1971 und gewis- 
ser Verordnungen aus der früheren Gesetzgebung 
(vor allem das Gesetz vom 11. März 1950) ist das 
Einbringen schädlicher Feststoffe in das Ober- 
flächenwasser verboten und die Einleitung von Ab- 
wässern genehmigungspflichtig. 

Die belgischen Rechtsvorschriften beruhen im übri- 
gen auf einem System der „Einstufung des Was- 
sers"' (Gesetz vom 28. Dezember 1967). Für jede der 
drei Kategorien (1. Kategorie: Wasser für die 
Trinkwasserversorgung: Brauchwasser) sind Grenz- 
werte und Vorschriften betreffend die Vorfluter 
(Temperatur, Sauerstoffgehalt, Konzentration toxi- 
scher oder anderer chemischer Substanzen, Schweb- 
stoffgehalt usw. . . .) festgelegt. 

Die Entscheidung über die Erteilung oder die Ver- 
sagung der Genehmigung sowie die mit der Ge- 
nehmigung verbundenen Bedingungen und Auf- 
lagen richten sich nach der Einstufung (Zuständig- 
keit des Ministere de la Sante publique) der Ge- 
wässer, in welche die Stoffe oder Abwässer einge- 
bracht bzw. eingeleitet werden müssen. Bei der 
Erteilung der Genehmigung über die Abwasser- 
ableitung richtet sich die zuständige Behörde nach 
den festgesetzten Grenzwerten: in dem Geneh- 
migungsbescheid werden die Bestimmungen ange- 
führt, die sicherstellen sollen, daß das jeweils den 
für die entsprechende Kategorie festgelegten Quali- 
tätsnormen entspricht. 

In diesem Rahmen können ferner dem Verbrau- 
cher auch noch nachträglich Auflagen gemacht wer- 
den. 

Die belgischen Rechtsvorschriften regeln im einzel- 
nen das Genehmigungsverfahren und sehen zur 
Gewährleistung der Einhaltung der Bestimmungen 
Strafen vor, 

Deutschland 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaften ist die 
Bundesrepublik Deutschland der einzige Bundes- 
staat. Aufgrund der Verfassung hat jedes Land ein 
Wasserrecht, das gleichzeitig auf dem Bundesrecht 
wie auf dem Landesrecht beruht. 


Aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes vom 27. Juli 
1957 [in der Fassung des Dritten Änderungsgeset- 
zes vom 15. August 1967 (BGBl. I S. 909)], und der 
ergänzenden wasserrechtlichen Vorschriften der 
Länder ist der Bereich der genehmigungspflichtigen 
Wasserbenutzungen sehr ausgedehnt. Fast alle Tä- 
tigkeiten, die einen Einfluß auf die Quantität oder 
die Qualität des Wassers (oberirdische Gewässer 
oder Grundwasser) haben oder haben können, 
sind genehmigungspflichtig, insbesondere das Ein- 
bringen oder Einleiten von Stoffen. 

Außerdem bedürfen der Bau und die Benutzung 
von Leitungen, die zur Beförderung von Stoffen 
bestimmt sind, durch die eine Verunreinigung des 
Wassers bewirkt werden kann, einer besonderen 
Genehmigung. 

Die Genehmigung (das Gesetz unterscheidet zwi- 
schen „Erlaubnis" und „Bewilligung") ist „zu ver- 
sagen, soweit von der beabsichtigten Benutzung 
eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemein- 
heit, insbesondere eine Gefährdung der öffent- 
lichen Wasserversorgung, zu erwarten ist" und die- 
ser Gefährdung nicht durch bestimmte Auflagen 
in ausreichendem Umfang vorgebeugt werden kann. 

In der Praxis neigen die Verwaltungsbehörden da- 
zu, gemäß den geltenden Rechtsvorschriften von 
den Personen oder Unternehmen, die Abwässer ab- 
leiten, zu verlangen, daß sie unter Berücksichti- 
gung des technischen Fortschritts auf dem Gebiet 
der Wasserbehandlung alle möglichen Schutzmaß- 
nahmen treffen; die Normalanforderungen stützen 
sich auf empirische Werte. 

Es können außerdem verschiedene zusätzliche Auf- 
lagen in bezug auf die Beschaffenheit der einzu- 
bringenden oder einzuleitenden Stoffe oder die Be- 
schränkung der Wasserentnahme festgesetzt wer- 
den; diese Auflagen müssen jedoch wirtschaftlich 
gerechtfertigt sein. 

Das deutsche Wasserrecht enthält auch detaillierte 
Verfahrensvorschriften. Bei Nichtbeachtung be- 
stimmter wasserrechtlicher Vorschriften können 
Geldbußen verhängt werden. 


Frankreich 

Die wasserrechtlichen Vorschriften Frankreichs 
sind relativ modern und in stetiger Entwicklung 
begriffen. In den Rechtsvorschriften betreffend die 
Oberflächengewässer wird zusätzlich zwischen 
Staatsgewässern und nicht staatlichen Gewässern 
unterschieden. 

Das grundlegende Gesetz ist das Gesetz vom 
16. Dezember 1964 (J. O. 18. Dezember 64, S, 11. 258). 
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Gemäß diesem Gesetz ist jede Entnahme von Was- 
ser und jede Ableitung in Gewässer genehmigungs- 
pflichtig. 

Die Entscheidung über die Erteilung oder Ver- 
sagung der Genehmigung und die damit verbunde- 
nen Bedingungen und Auflagen richten sich nach 
den entsprechend der jeweiligen Stelle des Inven- 
tars über die Oberflächengewässer oder eines Teils 
derselben im betreffenden Fall für die physika- 
lische, chemische, biologische oder bakteriologische 
Beschaffenheit geltenden Normen (in diesem Falle 
besteht keine Unterscheidung zwischen den Staats- 
gewässern und den anderen Gewässern). Das Ver- 
fahren für die Aufstellung des Inventars ist im ein- 
zelnen geregelt. Alle Bedingungen, die von Perso- 
nen oder Firmen, die Abwässer ableiten, einzu- 
halten sind, werden durch Dekrete des Conseil 
d'Etat festgesetzt. 

Im französischen Wasserrecht sind außerdem 
„Comites de Bassin'' {Wassergebietsausschüsse) 
und „Agences financieres de Bassin" (Wasserge- 
biets-Finanzagenturen) vorgesehen, die bei Maß- 
nahmen im Interesse des Gemeinwohls und ihrer 
Finanzierung mitwirken (siehe Dekret vom 14. Sep- 
tember 1966, J. O. vom 23. September 1966, 
S. 8380). 

Das französische Staatsgebiet ist in sechs Wasser- 
gebiete aufgeteilt (Artois-Picardie, Rhin-Meuse, 
Seine-Normandie, Rhöne-Mediterranee-Corse, 

Adour-Garonne, Loire-Bretagne). 

Die gegenwärtig geltenden französischen Rechts- 
vorschriften sehen außerdem für gewerbliche In- 
dustriebetriebe eine besondere Genehmigungs- 
pflicht nach dem Gewerberecht vor (Gesetz vom 
19. Dezember 1917, geändert durch Dekret vom 
1. April 1964). In diesen Vorschriften sind die Ge- 
werbe- und Industriebetriebe in drei Kategorien 
eingeteilt. Die beiden ersten Kategorien müssen in 
ihren Genehmigungsanträgen die Beschaffenheit des 
Abwassers, die Abwasserbehandlung und -beseiti- 
gung, die Abwasserklärung und alle anderen Ein- 
zelheiten, die je nach der Art des Betriebes wasser- 
rechtlich relevant sind, genau angeben. Für die 
Unternehmen der dritten Kategorie ist eine An- 
meldepflicht vorgesehen. Das Gewerberecht dient 
hier dem Schutz der Gewässer. 

Das französische Recht enthält auch genaue Ver- 
fahrensvorschriften, sowohl über die Aufstellung 
des Wasserinventars als auch über das Geneh- 
migungsverfahren. Die Nichtbeachtung wesentlicher 
Vorschriften kann gesetzlich geahndet werden. 


Italien 

Die einschlägigen Rechtsvorschriften Italiens zerfal- 
len in relativ viele Einzelvorschriften. Eine neue 
Regelung zum Schutz der Gewässer ist vorgesehen. 
Nach den gegenwärtigen Vorschriften unter- 
scheidet man vor allem zwischen unterirdischen 
und Oberflächengewässern einerseits sowie Staats- 
gewässern und nicht-staatlichen Gewässern an- 
dererseits. Für die Bestimmung, daß bestimmte Ge- 


wässer zu den Staatsgewässern gehören, stützt 
man sich im wesentlichen auf ihre Eignung zur 
Benutzung im öffentlichen Interesse. 

In bezug auf die Staatsgewässer, die für die Was- 
serversorgung besonders wichtig sind, besteht Ge- 
nehmigungspflicht hinsichtlich der Anlagen, der 
Wasserentnahme und der Abwasserableitung. 

Sehr kompliziert ist die Rechtssituation auf dem 
Gebiet der Abwasserleitung. Die wesentliche Maß- 
nahme zugunsten der Reinhaltung der Gewässer 
besteht in einer Genehmigungspflicht, die sich spe- 
zifisch aus dem Fischereirecht herleitet (Artikel 9 
des Fischereirechts); nach dieser Bestimmung bedarf 
das Einbringen von Abfällen in die öffentlichen 
Gewässer einer Genehmigung durch die Provinz- 
behörden. 

Eine Genehmigungspflicht ist außerdem noch in 
verschiedenen anderen Bestimmungen vorgesehen, 
darunter in gesundheitsrechtlichen Vorschriften, die 
auf dem Gebiet der Wasserpolitik von besonderer 
Bedeutung sein dürften. 

Das Verfahrensrecht und das Strafrecht in bezug 
auf die Reinhaltung der Gewässer ist in Italien 
ebenso wie das materielle Recht aufgesplittert und 
unübersichtlich. 


Luxemburg 

Es war leider nicht möglich, in der verfügbaren 
Literatur Angaben über das luxemburgische Was- 
serrecht zu finden. Wahrscheinlich muß eine neue 
Regelung — im Zusammenhang mit der Raum- 
planung — getroffen werden. 


Niederlande 

Der Bereich ist durch ein erst kürzlich erlassenes 
Gesetz geregelt (Gesetz vom 13. November 1969 
betreffend Oberflächengewässer; Staatsblad Stb 
1969/536): Ausführungsverordnungen vom 5. No- 
vember 1970, Stb. 1970/536. 

Nach diesem Gesetz ist jedes Einbringen oder Ein- 
leiten verunreinigender Stoffe in die Oberflächen- 
gewässer über hierfür bestimmte Anlagen geneh- 
migungspflichtig. 

Nicht der Genehmigungspflicht unterliegt jedoch 
das Einbringen bzw. Einleiten giftiger Stoffe über 
Anlagen, die an bereits bestehende und geneh- 
migte Anlagen angeschlossen sind. Ebenfalls nicht 
genehmigungspflichtig ist das Ableiten verun- 
reinigten Wassers auf natürlichem oder künst- 
lichem Wege in ein anderes verunreinigtes Gewäs- 
ser [zur Regelung dieser Fälle besteht ein beson- 
deres Rechtsverfahren, die „Verklaring van Onge- 
noegzaanheid" {Unzulänglichkeitserklärung)]. Au- 
ßerdem sind die Projekte von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts einer Deklarationspflicht unter- 
worfen. 

Die bei der Erteilung der Genehmigung anzuwen- 
denden Kriterien sind im Gesetz nur angedeutet. 
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Die genauen Richtlinien für die mit der Erteilung 
der Genehmigungen beauftragten Behörden müssen 
durch Erlaß des Ministers van Verheer en Water- 
staat (Verkehr- und Wasserwirtschaft) (für die 
staatlichen Gewässer) oder die Provinciale Staten 
(Provinzialstaaten) oder die örtlichen Behörden (für 
die anderen Gewässer) in allgemeiner und ab- 
strakter Form erlassen werden. Ganz allgemein 
wird als Ziel angestrebt, daß die Oberflächenge- 
wässer für die Aufbereitung zu Trinkwasser be- 
nutzt werden können, ohne daß die Aufbereitungs- 
kosten übermäßig auf den Wasserpreis drücken. 
Ebenso muß das Wasser nach Möglichkeit ohne 
Vorbehandlung für verschiedene gewerbliche, in- 
dustrielle und landwirtschaftliche Zwecke dienen 
können. 


übrigens sieht das Gesetz die Festsetzung einer 
jährlich — auf Grund bestimmter Kriterien — be- 
rechneten Abwassergebühr vor. Die Regionalkör- 
perschaften, die Wasserwerke usw. können eben- 
falls innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches Ge- 
bühren für die Wasserbenutzung erheben. 

Was die nationalen Gewässer anbelangt, so sind 
die Einzelheiten dieser Steuer in einer Ausfüh- 
rungsverordnung präzisiert worden. 

Das niederländische Gesetz beinhaltet zahlreiche 
Verfahrensvorschriften, die vor allem die Zusam- 
menarbeit aller an der Ausarbeitung der verschie- 
denen Regelungen Beteiligten betreffen. Ferner ent- 
hält es Strafbestimmungen für den Fall, daß die 
geltenden Vorschriften nicht beachtet werden. 
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